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(Entschliefungen, Empfehlungen und Stellungnahmen)

STELLUNGNAHMEN

EUROPAISCHER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

555. PLENARTAGUNG DES EUROPAISCHEN WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSSES,
27.10.2020-29.10.2020

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema , Integration von
Frauen, Miittern und Familien mit Migrationshintergrund in den EU-Mitgliedstaaten und

Zielsprachniveaus fiir die Integration“
(Sondierungsstellungnahme)

(2021/C 10/01)

Berichterstatter: Indré VAREIKYTE
Akos TOPOLANSZKY

Ersuchen des deutschen Ratsvorsitzes Schreiben vom 18.2.2020

Rechtsgrundlage Artikel 304 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union

Zustindige Fachgruppe Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft

Annahme in der Fachgruppe 9.9.2020

Verabschiedung im Plenum 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 234/4/14

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) stellt Folgendes fest:

— Die nationalen Aktionspline und Strategien zur Integration von Migranten in der EU unterscheiden sich hinsichtlich

ihrer Leitprinzipien und Mafnahmen sowie ihres Uberwachungs- und Bewertungsumfangs stark voneinander.

— In allen Mitgliedstaaten gibt es offenbar nur wenige Aktionsplane und Strategien mit besonderem Schwerpunkt auf
Frauen oder Gleichstellungsfragen, obgleich ethnischen Minderheiten angehorende Frauen mit Migrationshintergrund
sowie Frauen unterschiedlicher Altersgruppen in vielen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens mehrfacher oder

intersektioneller Diskriminierung ausgesetzt sind.

— Weniger als die Hilfte der EU-Mitgliedstaaten verfiigt iiber ausdriicklich an Nachkommen von Migranten gerichtete
Aktionspline oder Strategien, obwohl ihre Benachteiligung durch statistische Daten von Eurostat und internationalen

Organisationen belegt ist.
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— Eine wirksame Integration kann eine Reihe wirtschaftlicher, sozialer und steuerlicher Vorteile fir die Lander haben, in
denen sich Migranten niederlassen; doch gibt es sowohl auf EU-Ebene als auch auf nationaler Ebene nur wenige
Mafnahmen, die angesichts der Komplexitit der Herausforderungen angemessen wiren.

1.2.  Von der COVID-19-Krise sind schutzbediirftige Bevolkerungsgruppen, insbesondere ethnischen Minderheiten
angehorende Migranten und Migrantinnen, iiberdurchschnittlich betroffen. Der EWSA fordert die Kommission daher
nachdriicklich auf, bei der Entwicklung ihrer neuen Integrations- und Inklusionsinitiative die Erkenntnisse aus dieser Krise
zu beriicksichtigen und die besten Ansitze aus den verschiedenen Mitgliedstaaten aufzuzeigen.

1.3.  Der EWSA ist von einem ganzheitlichen Ansatz zur Bewiltigung der migrationsbezogenen Herausforderungen
tiberzeugt. Die Initiative sollte daher Mafinahmen in den Bereichen Grundrechte, soziale und berufliche Eingliederung,
Bildung, Kultur, Justiz und Gesundheit umfassen.

1.4, Der EWSA fordert die Kommission auf, bei der Gestaltung einer ganzheitlichen Integrationspolitik fur eine bessere
und effizientere Kommunikation und Koordinierung mit den Mitgliedstaaten, ihren nationalen, regionalen und lokalen
Behorden sowie den Organisationen der Zivilgesellschaft zu sorgen.

1.5.  Der EWSA verurteilt erneut jegliche Form von Gewalt gegen Frauen und ersucht die Mitgliedstaaten, die das
Ubereinkommen von Istanbul noch nicht ratifiziert haben, ihre Position zu iiberdenken. Zudem fordert er alle
Mitgliedstaaten auf, dafiir zu sorgen, dass Migrantinnen, die Gewalt erlitten haben, den gleichen Zugang zu angemessenen
Dienstleistungen, Hilfen und Einrichtungen erhalten wie einheimische Frauen.

1.6.  Der EWSA spricht sich erneut fiir die Einrichtung besserer Systeme zur Bewertung von Bildungsabschliissen und die
Bereitstellung geschlechtsspezifischer Forderprogramme aus, die Migrantinnen den Eintritt in den Arbeitsmarkt erleichtern
konnen.

1.7.  Der EWSA fordert dringend Initiativen zur Gewéhrleistung eines integrierten Ansatzes, um so die Multi-Level-Go-
vernance der sozial- und beschiftigungspolitischen Mafinahmen, die sich auf die Hausarbeit in der gesamten EU auswirken,
zu harmonisieren.

1.8.  Es miissen systematischere Offentlichkeits- und Sensibilisierungsmalnahmen entwickelt werden, damit Migranten
und Fliichtlinge tiber ihre Rechte und Pflichten Bescheid wissen und stirker auf den Schutz durch Verwaltungen und
Behorden vertrauen, wobei gleichzeitig deren Schutzkapazititen ausgebaut werden sollten.

1.9.  Der EWSA fordert gemeinsame EU-Leitlinien fiir den Sprachunterricht, um einen einheitlichen und ganzheitlichen
Ansatz zu gewihrleisten, der nicht nur den unterschiedlichen Bediirfnissen und Niveaus der Lernenden, sondern auch den
Qualifikationsanforderungen an die Lehrkrifte Rechnung trégt.

1.10.  Nach Ansicht des EWSA sollte der Sprachunterricht Orientierung, Informationen und Erliuterungen
beziiglich der Ziele und Vorteile des Spracherwerbs fiir das Leben der Migranten umfassen, um diese zu einer aktiveren
Mitarbeit zu ermutigen.

1.11.  Nach Auffassung des EWSA sollte gepriift werden, ob der Gemeinsame europdische Referenzrahmen fiir Sprachen
fiir eine Optimierung des Sprachunterrichts fiir Migranten und einen stirker mafgeschneiderten Ansatz genutzt werden
kann.

1.12.  Der EWSA betont, dass die Erhebung angemessener, vergleichbarer und nach Geschlecht aufgeschliisselter
Migrations- und Integrationsdaten auf EU-, nationaler und insbesondere lokaler Ebene verbessert werden muss.

2. Gegenstand der Sondierungsstellungnahme

2.1.  Der deutsche EU-Ratsvorsitz hat den EWSA ersucht, in einer Sondierungsstellungnahme die spezifischen
Maffnahmen der Mitgliedstaaten zur Integration von Frauen, Miittern und Familien mit Migrationshintergrund zu
beleuchten sowie die in den Mitgliedstaaten zu Beginn des Integrationsprozesses fiir Fliichtlinge und andere Migranten
verwendeten Sprachkursmodelle und die in diesen Kursen festgelegten Zielsprachniveaus zu untersuchen.
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3. Situationsanalyse (!)

3.1.  Die nationalen Aktionspliane und Strategien zur Integration von Migranten in der EU unterscheiden sich hinsichtlich
ihrer Leitprinzipien und Mafnahmen sowie ihrer Uberwachung und Bewertung stark voneinander. Diese Unterschiede
spiegeln nationale Besonderheiten, Verwaltungstraditionen und Migrationshistorien wider. Diese unterschiedlichen Ansitze
sind Gegenstand der Diskussion im Europaischen Integrationsnetz. Allerdings bestehen nach wie vor einzelstaatliche
Unterschiede bei der Umsetzung der gemeinsamen Grundprinzipien des Rates der Europdischen Union fiir die
Integrationspolitik in der EU und anderer einschldgiger Strategiepapiere. Es ist zu betonen, dass die Integrationspolitik in
einigen Mitgliedstaaten von den regionalen und/oder lokalen Behorden umgesetzt wird, wodurch sich die Divergenzen bei
der Umsetzung dieser Leitlinien noch vergrofSern.

3.2.  In allen Mitgliedstaaten gibt es offenbar nur wenige Aktionsplane und Strategien mit besonderem Schwerpunkt auf
Frauen oder Gleichstellungsfragen. Auch gibt es Hinweise darauf, dass Frauen mit Migrationshintergrund — u. a. solche, die
ethnischen Minderheiten angehoren, insbesondere schwarze Frauen — in vielen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens
(darunter Beschiftigung und Bildung) mehrfacher oder intersektioneller Diskriminierung ausgesetzt sind und vor allem
beim Zugang zu Gesundheitsdiensten auf Hiirden stofen (3).

3.3.  Weniger als die Hilfte der EU-Mitgliedstaaten verfiigt tiber ausdriicklich an Nachkommen von Migranten gerichtete
Aktionspline oder Strategien, obwohl ihre Benachteiligung durch statistische Daten von Eurostat und internationalen
Organisationen belegt ist. Mangelnde soziale Inklusion birgt die Gefahr der Entfremdung junger Menschen mit
Migrationshintergrund, was sich auf den sozialen Zusammenhalt auswirken sowie Intoleranz, Diskriminierung und
Kriminalitit und die Anfalligkeit junger Migranten fiir Desinformation und extremistische Bewegungen verstirken kann.

3.4, Nur in einer Handvoll von Mitgliedstaaten existieren systematische Offentlichkeitsmagnahmen, die sich an Eltern
mit Migrationshintergrund richten. Diese Malnahmen reichen von der Einbeziehung und aktiven Teilhabe von Eltern und
Familien mit Migranten- bzw. Fliichtlingsstatus in das Schulleben iiber die Bereitstellung von Informationen und die
Sensibilisierung fiir die Bildung ihrer Kinder bis hin zu ihrer Unterstiitzung beim Erlernen der Landessprache des
Mitgliedstaats und ihrer Befahigung, ihre Kinder im Bildungsprozess zu unterstiitzen und zu fordern.

3.5.  Untersuchungen und Studien in den einzelnen Mitgliedstaaten belegen die Segregation von Lernenden mit
Migrationshintergrund in der Schule. Dariiber hinaus ist die Segregation in einigen Schulen, insbesondere Grundschulen
tendenziell starker ausgepragt als in den Wohngebieten, aus denen die betreffenden Schiilerinnen und Schiiler stammen —
und zwar selbst in Wohnvierteln mit geringem Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund.

3.6.  Die Zahl der unter 18-jdhrigen Migranten ohne gesetzlichen Vormund nimmt stetig zu — Europa nimmt 74 % der
unbegleiteten minderjahrigen Asylbewerber auf. Nach einer traumatischen und hiufig von Gewalt gepragten Migrations-
reise sind diese Kinder und Jugendlichen nach wie vor zahlreichen Gefahren ausgesetzt und fiir kriminelle Netze besonders
leichte Beute: Rekrutierung von Minderjihrigen, Kinderhandel zur Prostitution, sexuelle Ausbeutung, Kinderarbeit (°).

3.7.  Die Datenerhebung durch die Gleichstellungsstellen in den Mitgliedstaaten beschrankt sich in der Regel auf Fille von
Diskriminierung aus Griinden der Rasse oder der ethnischen Herkunft. In den meisten EU-Mitgliedstaaten liegen nur wenige
oder keine Daten zu Beschwerden von Drittstaatsangehorigen tiber Diskriminierung aus anderen Griinden als der
ethnischen Herkunft oder der Rasse vor (¥). Untersuchungen zufolge ist die tatsichliche Zahl der Beschwerden, die von
Drittstaatsangehorigen bei Gleichstellungsstellen eingereicht werden, im Vergleich zu den Erfahrungen und Vorfillen von
Diskriminierung und Viktimisierung sehr gering. Die Dunkelziffer (°) ist ein ernstes Problem, das auf die mangelnde
Kenntnis der eigenen Rechte und das Misstrauen gegeniiber den Behorden, insbesondere unter Migrantinnen und Kindern,
zuriickgefithrt werden kann.

()  Weitere  Informationen:  https://ec.curopa.eu/migrant-integration/feature/what-measures-are-in-place-to-ensure-the-long-term-
integration-of-migrants-and-refugees-in-europe.

(»  Together in the EU — Promoting the participation of migrants and their descendants (2017), Agentur der Europdischen Union fir
Grundrechte.

() Stellungnahme SOC/634 — Schutz unbegleiteter Minderjihriger in Europa, EWSA (Verabschiedung voraussichtlich auf der
Plenartagung am 16.-18. September 2020).

(*)  Links between migration and discrimination — A legal analysis of the situation in EU Member States [Verbindungen zwischen
Migration und Diskriminierung — eine rechtliche Untersuchung der Situation in EU-Mitgliedstaaten], Europdisches Netz von
Rechtsexperten im Bereich der Gleichstellung von Frauen und Ménnern, Europdische Kommission, GD Justiz und Verbraucher,
2016.

Q] Being Black in the EU — Second European Union Minorities and Discrimination Survey [Schwarz sein in der EU — zweite
Untersuchung zu Minderheiten und Diskriminierung in der EU], Agentur der Européischen Union fiir Grundrechte, 2018.


https://ec.europa.eu/migrant-integration/feature/what-measures-are-in-place-to-ensure-the-long-term-integration-of-migrants-and-refugees-in-europe
https://ec.europa.eu/migrant-integration/feature/what-measures-are-in-place-to-ensure-the-long-term-integration-of-migrants-and-refugees-in-europe
https://fra.europa.eu/en/publication/2017/together-eu-promoting-participation-migrants-and-their-descendants
https://fra.europa.eu/en/publication/2017/together-eu-promoting-participation-migrants-and-their-descendants
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4. Verbesserung der Integration

4.1.  Der EWSA betont, dass Integration ein dynamischer, langfristiger und kontinuierlicher Prozess in beide
Richtungen ist, an dem sowohl die Migranten als auch die Aufnahmegesellschaft beteiligt sind. Die EU hat sich zur
Bewiltigung dieser Herausforderung verpflichtet. Eine wirksame Integration kann eine Reihe wirtschaftlicher, sozialer und
haushaltspolitischer Vorteile fiir die Linder haben, in denen sich Migranten niederlassen, doch gibt es sowohl auf EU-Ebene
als auch auf nationaler Ebene nur wenige MafSnahmen, die angesichts der Komplexitit der Herausforderung angemessen
wiren.

4.2.  Von der COVID-19-Krise sind schutzbediirftige Gruppen, insbesondere Migranten und Migrantinnen, tiberdurch-
schnittlich betroffen (°). So hat die Krise Auswirkungen auf die korperliche und geistige Gesundheit, aber auch
wirtschaftliche Konsequenzen. Dariiber hinaus kann sie Diskriminierung und Rassismus verstirken. SchulschlieSungen
haben ebenfalls Folgen fir Kinder und Eltern mit Migrationshintergrund. Der EWSA fordert die Kommission daher
nachdriicklich auf, bei der Entwicklung ihrer neuen Integrations- und Inklusionsinitiative die Erkenntnisse aus dieser
Krise zu beriicksichtigen und die besten Ansitze aus den verschiedenen Mitgliedstaaten aufzuzeigen. Angesichts dieser
Krise fordert der EWSA auch die Mitgliedstaaten dazu auf, kostenlose Schulungen in den Bereichen Nutzung digitaler
Gerite, Dokumentenverwaltung, Arbeitssuche und Telearbeit anzubieten sowie Personen, die mit finanziellen
Schwierigkeiten konfrontiert und/oder von sozialer Ausgrenzung bedroht sind, den Zugang zu Krisenhilfen und
Rechtsberatung zu ermaoglichen (7).

4.3, Der EWSA ist von einem ganzheitlichen Ansatz zur Bewiltigung der migrationsbezogenen Herausforderungen
iiberzeugt. Die Initiative sollte daher Maflnahmen in den Bereichen Grundrechte, soziale und berufliche Eingliederung,
Bildung, Kultur, Justiz, Gesundheit und Wohnraum umfassen.

4.4, Der EWSA verurteilt erneut jegliche Form von Gewalt gegen Frauen und ersucht die Mitgliedstaaten, die das
Ubereinkommen von Istanbul noch nicht ratifiziert haben, ihre Position zu iiberdenken (¥). Er fordert alle Mitgliedstaaten
auf, dafiir zu sorgen, dass Migrantinnen, die Gewalt erlitten haben, den gleichen Zugang zu angemessenen
Dienstleistungen, Hilfen und Einrichtungen erhalten wie einheimische Frauen. Migrantinnen, die Opfer hiuslicher
Gewalt geworden sind, sollten unabhingig vom Titer vertraulich die Legalisierung ihres Migrationsstatus beantragen
konnen (°).

4.5.  Migrantinnen sind haufig fir freie Stellen tiberqualifiziert, arbeitslos und mit Dequalifizierung konfrontiert (%). Als
ersten Schritt zur Losung der anstehenden Probleme fordert der EWSA erneut die Einrichtung besserer Systeme zur
Bewertung von Bildungsabschliissen und die Bereitstellung geschlechtsspezifischer Unterstiitzungsprogramme
(z. B. im Bereich der frithkindlichen Betreuung, Bildung und Erzichung), die Frauen den Eintritt in den Arbeitsmarkt
erleichtern konnen ().

4.6.  Der EWSA betont, dass Migrantinnen keine homogene Gruppe bilden, insbesondere was Kompetenzen und
Qualifikationen betrifft ('?); vielfach sind sie fiir ihre Arbeit unter- bzw. iiberqualifiziert oder gehen gar keiner Beschiftigung
nach (’). Daher sollten Integrationsmafinahmen, aktive arbeitsmarktpolitische Mafnahmen und Programme sowie
sozialwirtschaftliche Projekte die Bereiche Sprachunterricht, Kompetenzbewertung und Berufsbildung umfassen (*).

4.7.  In Privathaushalten titige Migranten sind zu einem wichtigen Pfeiler der Sozialsysteme geworden, insbesondere in
der Langzeitpflege fiir dltere Menschen, wobei Frauen mit Migrationshintergrund in der Hausarbeitsbranche am hiufigsten
negativ betroffen sind (**). Diese Branche ist nach wie vor von einer vollstindigen oder teilweisen Irregularitit der
Beschiftigung und einem niedrigen Lohnniveau gekennzeichnet; Hausangestellte verfigen iiber einen geringeren
Arbeitsschutz und/oder einen geringeren rechtlichen Schutz im Falle von Arbeitslosigkeit, einer berufsbedingten Verletzung

()  Die Europdische Website fiir Integration verfolgt kontinuierlich die Auswirkungen von COVID-19 auf Migrantengemeinschaften in
einer Reihe wichtiger Integrationsbereiche in der gesamten EU.
() Manifesto on Digital Inclusion, European Network of Migrant Women, 16 June 2020 [Manifest zur digitalen Teilhabe, European

Network of Migrant Women, 16. Juni 2020].

®) ABI. C 240 vom 16.7.2019, S. 3.

() Handbook for Legislation on Violence against Women [Handbuch fiir die Gesetzgebung im Bereich Gewalt gegen Frauen],
DEW/DESA, Vereinte Nationen, 2009.

(") Harnessing Knowledge on the Migration of Highly Skilled Women, International Organization for Migration [Nutzung des Wissens
tiber die Migration hochqualifizierter Frauen], Internationale Organisation fir Migration, 2014.

(") ABL C 242 vom 23.7.2015, S. 9.

() The New EU Migration Pact in Progress: Recalling Legal Obligations, European Network of Migrant Women, 2020 [Der neue
EU-Migrationspakt — Stand der Arbeiten: Erinnerung an rechtliche Verpflichtungen, European Network of Migrant Women, 2020].

(") Europaische Webseite fiir Integration, Integration von Migrantinnen, 12. November 2018: https:/[ec.europa.cu/migrant-integration/
feature/integration-of-migrant-women?lang=de.

(") Ziffer 4.16 der Stellungnahme, ABI. C 283 vom 10.8.2018, S. 1.

(") Out of sight: migrant women exploited in domestic work [Aus dem Blickfeld: Ausbeutung von Migrantinnen in der Hausarbeit],
Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte, 2018.


https://ec.europa.eu/migrant-integration/news/covid-19s-impact-on-migrant-communities?lang=de
https://www.migrantwomennetwork.org/2020/06/16/digital-inclusion/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2019.240.01.0003.01.DEU&toc=OJ:C:2019:240:TOC
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2015.242.01.0009.01.ENG
http://www.migrantwomennetwork.org/wp-content/uploads/The-New-EU-MIgration-Pact-In-Progress_-RecallIng-Legal-OblIgatIons.pdf
https://ec.europa.eu/migrant-integration/feature/integration-of-migrant-women
https://ec.europa.eu/migrant-integration/feature/integration-of-migrant-women
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2018.283.01.0001.01.DEU&toc=OJ:C:2018:283:TOC
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oder Behinderung sowie der Mutterschaft und leiden haufig unter sozialer Isolation und Ausgrenzung, vor allem wenn sie
im Haushalt ihres Arbeitgebers leben (*%). Der EWSA fordert dringend Mafnahmen fiir einen integrierten Ansatz, um die
Multi-Level-Governance der sozial- und beschiftigungspolitischen Mafinahmen mit Auswirkungen auf die
Hausarbeit in der gesamten EU zu harmonisieren und dabei die Uberschneidungen zwischen Betreuungs-,
Beschiftigungs- und Migrationspolitik sowie deren Auswirkungen auf die Arbeitsmarktintegration und die Lebens-
bedingungen von Hausangestellten mit Migrationshintergrund zu beriicksichtigen.

4.8.  Der EWSA weist darauf hin, dass Migrantinnen haufig zu einem Leben in Isolation gezwungen sind und Opfer von
Einsamkeit und Gewalt werden. Gleichzeitig sind sie, wenn sie arbeiten, oft iiberlastet und miissen zusitzlich alle
Betreuungsaufgaben im Haushalt iibernehmen. Da die Strategien, Manahmen und Instrumente zur Geschlechtergleichs-
tellung Losungsansitze fiir diese Probleme bieten, ist es von entscheidender Bedeutung, den gleichberechtigten Zugang
von Migrantinnen zu diesen Instrumenten zu gewihrleisten und sicherzustellen, dass sie nicht weniger gestirkt werden
als einheimische Frauen. Es miissen auch systematischere Offentlichkeits- und Sensibilisierungsmanahmen entwickelt
werden, damit Migranten und Fliichtlinge tiber ihre Rechte und Aufgaben Bescheid wissen und starker auf den Schutz durch
Verwaltungen und Behorden vertrauen, wobei gleichzeitig deren Schutzkapazititen ausgebaut werden sollten.

4.9.  Die Geschlechtergleichstellung spielt nach Auffassung des EWSA im Bereich der Migration und Integration eine
ebenso groffe Rolle wie in den iibrigen Bereichen der europiischen Gesellschaft, da sie eine Reihe von Grundrechten
(Toleranz, Gleichheit, Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit usw.) umfasst, mit denen Fliichtlinge und andere Migranten, die
einem vollig unterschiedlichen Kulturkreis und Umfeld entstammen, in kultureller Hinsicht oft nicht vertraut sind. Sie sollte
daher durch ganzheitlich konzipierte Strategien, Modelle und Mafnahmen eine der wichtigsten Siulen fiir die Integration
werden.

4.10.  Der EWSA weist darauf hin, dass die Einbeziechung zugewanderter Familien und Eltern in lokale und schulische
Gemeinschaften in den frithen Phasen der Aufnahme beginnen sollte, um eine Marginalisierung und damit einhergehende
Entfremdung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund zu vermeiden. Eine solche Unterstiitzung kann dem
frithzeitigen Erwerb der jeweiligen Landessprache zugute kommen.

4.11. Der EWSA fordert die Kommission auf, fiir eine bessere und effizientere Kommunikation und
Koordinierung mit den Mitgliedstaaten, ihren nationalen, regionalen und lokalen Behorden sowie den Organisationen
der Zivilgesellschaft zu sorgen, wenn es um die Entwicklung ganzheitlicher Integrationsmafnahmen und die
Veroffentlichung vergleichender Berichte iiber ihre Umsetzung sowie die aktive Forderung des Austauschs bewihrter
Methoden geht. Gleichzeitig ist es Aufgabe der EU-Institutionen, die europdischen Werte zu wahren und die geltenden
Rechtsvorschriften in den Fillen durchzusetzen, in denen Mitgliedstaaten die Menschenrechtsnormen nicht einhalten,
Migranten unmenschlich behandeln und/oder diskriminieren.

4.12.  Der EWSA fordert die Kommission auf, eine Reihe von Mafnahmen und Instrumenten zur Unterstiitzung der
Mitgliedstaaten, ihrer nationalen und lokalen Behorden sowie der Sozialpartner, nichtstaatlicher Organisationen und
Einzelinitiativen bei der Reaktion auf die Ablehnung von Migranten und Migration im Allgemeinen sowie der Bekimpfung
von gegen Migration gerichteten Desinformationskampagnen zu erarbeiten, indem der Nutzen und das Potenzial von
Migranten fur unsere Gesellschaften aufgezeigt werden.

4.13.  Der EWSA betont, dass die Erhebung angemessener und vergleichbarer Migrationsdaten auf europiischer,
nationaler und insbesondere lokaler Ebene sichergestellt werden muss — darunter auch, aber nicht nur Daten, die nach
Geschlecht, Alter, ethnischer Zugehorigkeit und Migrationsstatus, Beschaftigungsdauer, Lohnskala und Laufbahnentwick-
lung aufgeschliisselt sind —, um eine angemessene faktengestiitzte Politikgestaltung zu gewahrleisten.

5. Sprachunterricht

5.1.  Sprachunterricht sollte nach Auffassung des EWSA kein eigenstindiges Ziel sein — vielmehr wirde die
Kombination von Sprachunterricht mit Kulturvermittlung und Engagement auf kommunaler und gesellschaftlicher Ebene
einen erfolgreicheren Integrationsprozess gewihrleisten.

(") Internationales Migrationsdokument Nr. 115, Internationale Arbeitsorganisation, 2013.
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5.2.  Leider verfolgen nur wenige Mitgliedstaaten einen bedarfsorientierten Ansatz beim Sprachunterricht, indem sie die
entsprechenden Kurse allen gebietsansdssigen Personen mit begrenzten Sprachkenntnissen zuginglich machen. Mehrere
Mitgliedstaaten gewihren hingegen nur Personen, die humanitiren Schutz genieffen, Zugang zu solchen Kursen.
Sprachlernprogramme sind selten mit Beschaftigungsaspekten verkniipft, und ein berufsspezifischer, am Arbeitsplatz bzw.
auf hoherem Niveau erteilter Sprachunterricht ist selten. In anderen Fillen miissen Migranten die Kurse im Voraus bezahlen,
und die Kosten werden nur dann erstattet, wenn sie die Abschlusspriifungen bestanden haben. Dariiber hinaus bestehen
grofle Unterschiede nicht nur hinsichtlich des Ansatzes und der Qualitit des Sprachunterrichts, sondern auch hinsichtlich
des Engagements der Migranten selbst (V).

5.3.  Der EWSA hilt daher gemeinsame EU-Leitlinien fiir den Sprachunterricht fiir wichtig, um einen einheitlichen und
ganzheitlichen Ansatz zu gewihrleisten, der nicht nur den unterschiedlichen Bediirfnissen und Niveaus der Lernenden,
sondern auch den Qualifikationsanforderungen an die Lehrkrifte Rechnung tragt.

5.4.  Dariiber hinaus ist der Zugang zu Sprachkursen fiir Frauen mit Betreuungsaufgaben aufgrund ihres Zeitplans und
bestimmter Aspekte (Kosten/Veranstaltungsort) besonders schwierig (*¥). Es ist unbedingt darauf hinzuweisen, dass
insbesondere den Migrantinnen wegen der besonders groffen Liicken im Bereich der Sprachbildung mehr Aufmerksamkeit
gewidmet werden sollte, da der Zugang von Frauen zu allgemeiner Bildung in einigen Herkunftslindern eingeschrankt ist.
Beispielsweise sollten Migrantinnen eine Kinderbetreuung in Anspruch nehmen kénnen, wihrend sie die Sprachkurse
besuchen; und ihre Kinder konnten an Sprach- und Spielkursen teilnehmen, die sich sowohl fiir den Spracherwerb als auch
fur die Integration als duflerst wirksam erwiesen haben.

5.5.  Nach Ansicht des EWSA ist es auch Sache der Migrantinnen, fiir sich selbst und fiir ihre Familien und Kinder zu
entscheiden, welche der Sprachlernstrategien ihren Lebenszielen am besten entsprechen. Da Migrantinnen mdglicherweise
die Wahl zwischen verschiedenen Anpassungsformen haben mochten, sollten Vorkehrungen getroffen werden, um ihren
Ansichten Gehor zu schenken und mafgeschneiderte Kurse zu konzipieren und anzubieten. Sprachunterricht sollte
unbedingt Orientierung, Informationen und Erlduterungen beziiglich der Ziele und Vorteile des Sprachunterrichts fiir
das Leben der Migranten umfassen, um diese zu einer aktiveren und engagierteren Mitarbeit zu ermutigen.

5.6.  Nach Auffassung des EWSA sollte ferner gepriift werden, ob der Gemeinsame europdische Referenzrahmen fiir
Sprachen fiir die Optimierung des Sprachunterrichts fiir Migranten und einen stirker mafigeschneiderten Ansatz genutzt
werden kann, um so nicht nur den Organisationsprozess erleichtern, sondern auch einen klaren Erwartungshorizont fiir die
Lernenden festlegen zu konnen.

5.7.  Der EWSA betont, dass Dolmetscher einen erheblichen Einfluss auf die einzelnen Migranten sowie die auf
Integration abzielenden Dienste und die Ergebnisse der Integration haben. Die Qualifikation von Dolmetschern entspricht
jedoch nicht unbedingt den Bediirfnissen der Migranten, wobei Frauen haufig benachteiligt werden. Es bedarf daher einer
Abstimmung der Dolmetscherausbildung, die zu einem Zertifikat auf europdischer Ebene fithren sollte. Es ist fiir eine
Zusammenarbeit zwischen den Hochschulen in der gesamten EU zu sorgen, die Studiengdnge fiir Behordendolmetschen
anbieten.

5.8. Nach Ansicht des EWSA sind die Aspekte Sprachkenntnisse, Beschiftigung und Qualitdt dieser Beschiftigung
miteinander verkniipft: Je besser die Sprachkenntnisse neu zugewanderter Personen sind, desto wahrscheinlicher ist es, dass
diese Zugang zu guten Arbeitsplitzen und Bildungsmoglichkeiten erhalten und sich besser in die Gesamtgesellschaft
integrieren. Das Erlernen der Sprache der Aufnahmegesellschaft hat viele Vorteile: So erhalten Migranten nicht nur
leichteren Zugang zum Arbeitsmarkt — sie werden auch schneller in die Gemeinschaft aufgenommen und bekommen
selbst das Gefiihl, Teil dieser Gemeinschaft zu sein. Fiir einen erfolgreichen Sprachunterricht kommt es somit vor allem auf
den Einsatz einer hochwertigen und zielfiihrenden Methodik sowie auf eine zugingliche, nutzerfreundliche und
bedarfsgerechte Ausgestaltung an. Aus den in der COVID-19-Krise gesammelten Erfahrungen lasst sich die Lehre ziehen,
dass mehr in digitale Instrumente investiert werden muss, um Migranten den Zugang zu Online-Unterricht zu ermoglichen.

Briissel, den 29. Oktober 2020.

Die Prisidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

() https:/[ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/201915_early_language_support_wider_dissemination.pdf.
("®)  Stellungnahme ABI. C 242 vom 23.7.2015, S. 9.


https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/201915_early_language_support_wider_dissemination.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2015.242.01.0009.01.DEU&toc=OJ:C:2015:242:TOC
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(Sondierungsstellungnahme)

(2021/C 10/02)

Berichterstatter: Adam ROGALEWSKI
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Ersuchen des deutschen Ratsvorsitzes Schreiben, 18.2.2020

Rechtsgrundlage Artikel 304 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union

Zustandige Fachgruppe Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft
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Verabschiedung im Plenum 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 237[4/10

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Diese Stellungnahme geht auf ein Ersuchen des deutschen Ratsvorsitzes zuriick. Thr Thema ist das Diversity
Management in der Gesellschaft und am Arbeitsplatz mit Blick auf Migrantinnen und Migranten sowie auf ethnische
Minderheiten. In der Stellungnahme finden sich Fallstudien aus vier EU-Landern, die stellvertretend fiir vier geografische
Regionen stehen: Nordeuropa (Finnland), Mittel- und Osteuropa (Polen), Westeuropa (Frankreich) und Siideuropa (Italien).

1.2.  Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) fordert einen ganzheitlichen Ansatz fiir das Diversity
Management. Die entsprechenden Mafinahmen miissen auf alle Aspekte der Arbeit und des tiglichen Lebens der
betreffenden Gruppen ausgerichtet sein, auch in Bezug auf Arbeitsplitze, Bildung, offentliche Dienste, lokale
Gemeinschaften und soziale Rechte.

1.3.  Aspekte, denen im Rahmen des Diversity Managements Rechnung getragen werden sollte, sind Heterogenitit und
multiple Identitdten. Migrantinnen und Migranten und ethnische Minderheiten sind keine homogene Gruppe, und fiir die
Entwicklung einer erfolgreichen Diversititspolitik ist es von zentraler Bedeutung, die Existenz des Phdnomens
Intersektionalitit anzuerkennen.

1.4.  Die Bekdmpfung des strukturellen Rassismus in allen Institutionen erfordert soziale Gerechtigkeit fiir ethnische
Minderheiten und Migrantinnen und Migranten. Zu diesem Zweck fordert der EWSA die EU und die Mitgliedstaaten auf,
ihre rechtlichen und politischen Anstrengungen zur Bekdmpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu verstirken.
Wie dringlich das ist, zeigen die jiingsten globalen Ereignisse. COVID-19 verschirft den strukturellen Rassismus in Europa.
Ethnische Minderheiten und Migrantinnen und Migranten sind nicht nur stirker von dieser Krankheit betroffen, sondern sie
sind in diesem Zusammenhang auch einem hoheren Risiko von Ungleichbehandlung ausgesetzt und kénnen auf weniger
Unterstiitzung zahlen. Nach der Ermordung George Floyds in den Vereinigten Staaten bringen die Proteste der Bewegung
,Black Lives Matter* auch iiberall in Europa zutage, dass institutioneller Rassismus und Fremdenfeindlichkeit nach wie vor
Teil unserer europdischen Gesellschaften sind.

1.5.  Migrantinnen und Migranten und ethnische Minderheiten stehen bei der Bekimpfung der Pandemie und ihrer
Folgen hiufig an vorderster Front und sind gleichzeitig unverhiltnismifig hohen Risiken ausgesetzt. Ihr Beitrag muss
Anerkennung finden. Die Diversititsstrategie sollte dabei eine wichtige Rolle spielen. Teil der Anerkennung ihres Beitrags
sollten gute Arbeitsbedingungen, gerechte Lohne und sozialer Schutz sein. Mit Blick auf die Qualitdt der Unterkunft,
Bildung und Gesundheit sollten fiir Migrantinnen und Migranten dieselben Standards gelten wie fiir die europiischen
Biirgerinnen und Biirger. Dariiber hinaus sollten unter Beteiligung und Zustimmung der Sozialpartner und der
Organisationen der Zivilgesellschaft Maffnahmen zum Schutz von Migrantinnen und Migranten ohne Ausweispapiere
umgesetzt werden.
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1.6.  Die EU und die Mitgliedstaaten miissen fiir das Diversity Management vorausschauend mehr Mittel bereitstellen.
Dies kdme allen Biirgerinnen und Biirgern, der sozialen Gerechtigkeit, den Grundrechten und der Wirtschaft zugute. Die
COVID-19-Pandemie und die Wirtschaftskrise diirfen in diesem Bereich nicht zu einer Verringerung der Ausgaben oder der
Kapazititen der Mitgliedstaaten fithren. Insbesondere sollten die Sozialpartner und die zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen mit angemessenen und dauerhaft bereitgestellten Finanzmitteln fir die Entwicklung und Umsetzung von
Diversitdtsstrategien ausgestattet werden. Der neue Europdische Sozialfonds Plus wire hier eine Moglichkeit.

1.7. Im Rahmen von Diversititsstrategien sollte das Problem brachliegender Kompetenzen angegangen werden. Der
EWSA bekriftigt seine Empfehlungen fiir eine bessere Anerkennung von Qualifikationen, insbesondere in den Bereichen
Gesundheit und Langzeitpflege (!). Die Verbesserung der Verfahren zur Anerkennung von Qualifikationen und bereits
Gelerntem sollte sich an den Empfehlungen der Unesco orientieren, in denen kohirente, transparente und flexible Rahmen
fur Migrantinnen und Migranten und Fliichtlinge gefordert werden ().

1.8.  Der EWSA betont, wie wichtig die offentlichen Dienste und ihre angemessene Finanzierung fiir den Schutz der
Diversitit sind.

1.9.  Der Ausschuss fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, kostenlose und allgemeine Bildungsangebote,
einschlieflich Sprachkursen, anzubieten, damit Migrantinnen und Migranten uneingeschrankt am Arbeitsmarkt teilhaben
konnen.

1.10.  Der EWSA spricht sich dafiir aus, das Diversity Management in den verschiedenen Politikbereichen der EU
durchgingig zu beriicksichtigen, indem das Vorhandensein einer Diversititsstrategie in Unternehmen als Vergabekriterium
in die EU-Vorschriften fiir die Vergabe offentlicher Auftrige aufgenommen wird.

1.11.  Der EWSA unterstreicht die entscheidende Rolle der Sozialpartner bei der Entwicklung, Umsetzung und
Bewertung des Diversity Managements. Untersuchungen zeigen ebenso wie die vorgelegten Fallstudien, dass
Tarifverhandlungen und sozialer Dialog von entscheidender Bedeutung sind und an Arbeitsplatzen mit gewerkschaftlicher
Prisenz haufiger Eingliederungsstrategien und bessere Antidiskriminierungsverfahren umgesetzt werden. Dariiber hinaus
spielen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbiande durch besondere Unterstiitzungsmechanismen eine wichtige Rolle bei der
Starkung der Stellung von Wanderarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmern sowie von Unternehmerinnen und Unter-
nehmern mit Migrationshintergrund innerhalb ihrer jeweiligen Strukturen.

1.12.  Der EWSA unterstreicht die wichtige Aufgabe von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Interessenverbdnden,
deren Titigkeitsschwerpunkt auf den Rechten von Migrantinnen und Migranten und ethnischen Minderheiten liegt.
Migrantenorganisationen fordern ausdriicklich einen strukturierten Dialog und eine sinnvolle Beteiligung an allen Phasen
der Arbeitsmigrations- und Beschaftigungspolitik mit Auswirkungen auf Wanderarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer und
Angehorige ethnischer Minderheiten. Ein sinnvolles Diversity Management erfordert die Einbeziehung aller Interessentrager
in den sozialen und zivilen Dialog.

1.13.  Der Ausschuss ruft die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber dazu auf, in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften
verlissliche und tiber Lippenbekenntnisse zur sozialen Verantwortung der Unternehmen hinausgehende Strategien fiir das
Diversity Management zu entwickeln und durch eine angemessene Uberwachung sicherzustellen, dass tatsichlich
Verdanderungen stattfinden. Insbesondere sollten die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber darin unterstiitzt werden,
bestehende Instrumentarien und Methodiken zu nutzen, bspw. diejenigen, die vom Europiischen Netz gegen Rassismus
(ENAR) entwickelt wurden. Ziel der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sollte sein, Mafinahmen zur Forderung der Diversitat
iiber die gesamte Lieferkette umzusetzen.

1.14.  Zur Entwicklung umfassender Strategien zur Bekdmpfung des systemischen Rassismus und zur Forderung der
Diversitit sollten die Mitgliedstaaten nationale Aktionspline gegen Rassismus ausarbeiten, so wie es auch auf der
Weltkonferenz der Vereinten Nationen gegen Rassismus vorgeschlagen wurde, die 2018 in Siidafrika stattfand (3).

1.15.  Der EWSA fordert die Kommission auf, dringend einen neuen Plan fiir die Integration von Drittstaatsangehorigen
auszuarbeiten, da der vorherige Plan im Jahr 2018 ausgelaufen ist. Dariiber hinaus sollten in den vorgeschlagenen
Migrations- und Asylpakt positive Mafinahmen zur starkeren Inklusion von Migrantinnen und Migranten aufgenommen
werden.

1.16.  Der Ausschuss ist der Auffassung, dass die Datenerhebung und die Uberwachung der Diversititspolitik auf dem
Arbeitsmarkt in den Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene verbessert werden miissen. Ohne eine Verbesserung der
Datenerhebung wird es nicht moglich sein, die entsprechenden Strategien zu tiberwachen und zu verbessern. Zu diesem
Zweck ruft der EWSA alle Interessentridger zur Zusammenarbeit auf, damit bei der Erhebung von Daten tiber die Teilhabe
ethnischer Minderheiten und von Wanderarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmern am Arbeitsmarkt Fortschritte erzielt
werden.

() ABL C 487 vom 28.12.2016, S. 7.
()  Global Education Monitoring Report (2018), Policy Paper 37, UNESCO.
()  Schweden, die Niederlande und Frankreich sind Beispiele fiir Lander, die in der jiingsten Zeit derartige Mafinahmen ergriffen haben.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/dE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2016.487.01.0007.01.DEU&toc=OJ:C:2016:487:TOC
https://unesdoc.unesco.org/ark:/48223/pf0000366312
https://www.enar-eu.org/IMG/pdf/napar_lessons_for_effective_national_anti-racism_policies_final.pdf
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1.17.  Ohne Einbeziehung und Diversitit gibt es keine Demokratie. Die Arbeitswelt und Gesellschaften in der EU werden
demokratischer, wenn ethnische Minderheiten und Migrantinnen und Migranten an der Zivilgesellschaft, an Gewerk-
schaften und an formalen demokratischen Prozessen wie Wahlen teilhaben. Zur Forderung einer aktiven Biirgerschaft
sollten die Mitgliedstaaten Migrantinnen und Migranten ermutigen, nicht nur am Arbeitsmarkt, sondern auch an
Entscheidungsprozessen, bspw. in der Politik, aktiv teilzunehmen. Um die Diversitdt in unseren Gesellschaften zu fordern,
ist es wichtig, dass Migrantinnen und Migranten das Wahlrecht erhalten, damit sie ebenso wie Unionsbiirgerinnen und
-biirger als Wahlerinnen oder Wihler bzw. als Kandidatinnen oder Kandidaten an Kommunalwahlen teilnehmen konnen.

1.18. Die EU-Institutionen, einschlieSlich des EWSA, sollten beim Diversity Management mit gutem Beispiel
vorangehen, indem sie u. a. die Zahl der ethnischen Minderheiten angehorenden Mitglieder und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter erhohen (*). Ein gutes Beispiel hierfir ist die Stellungnahme des Ausschusses zum Thema ,Gleich-
stellungsfragen” (°), die zur Einsetzung einer internen Gruppe Gleichstellung gefiihrt hat.

2. Einfiihrung

2.1.  Im Sinne dieser Stellungnahme bezeichnet der Ausdruck ,Migrantinnen und Migranten“ Personen, die in einem
anderen Land geboren sind als dem, in dem sie sich gegenwirtig authalten, d. h. sowohl Unionsbiirgerinnen und -biirger als
auch Drittstaatsangehorige. Der Begriff ,ethnische Minderheiten“ bezieht sich auf Menschen, die in threm Wohnsitzland
geboren wurden und mit Blick auf ihre Rasse, Ethnie oder Religion einer Minderheit angehoren. In der Stellungnahme wird
anstelle des Begriffs ,Integration“ der positivere Begriff ,Inklusion” verwendet, der auch in der Diversitdtsdebatte gemeinhin
Verwendung findet.

2.2, Rassismus und Diskriminierung kénnen iiber individuelle Handlungen wie Ungleichbehandlung, Beldstigung oder
Hassverbrechen zum Ausdruck kommen. Sie konnen auch struktureller Art sein, mit institutioneller Diskriminierung
einhergehen, in einer Ungleichbehandlung auf dem Arbeitsmarkt bestehen oder sich darin manifestieren, dass den
Menschen aufgrund einer irreguldren Beschiftigung oder eines Zuwanderungsstatus soziale Rechte vorenthalten werden (9).
In der Diversititspolitik sollte daher ein besonderes Augenmerk auf Gruppen aus anderen Ethnien gelegt werden —
marginalisierte Gemeinschaften, die als Folge ihrer Zugehorigkeit zu bestimmten ethnischen oder religivsen Gruppen
strukturell oder institutionell Rassismus, Diskriminierung oder Profiling ausgesetzt sind.

2.3, Es hat sich bewihrt, dass in das Diversity Management am Arbeitsplatz Unternchmen eingebunden werden, die —
mit der Unterstiitzung von nichtstaatlichen Organisationen und Regierungen — im Rahmen von Tarifverhandlungen mit
Gewerkschaften zusammenarbeiten, um gemeinsam Strategien zu entwickeln, die auf eine Verbesserung der Inklusion der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Gleichstellung der Geschlechter abzielen. Besondere Aufmerksamkeit
sollte Unternehmen in Mitgliedstaaten mit geringer Tarifbindung sowie Kleinst- und Kleinunternehmen zukommen, in
denen auch viele Migrantinnen und Migranten und ethnische Minderheiten beschiftigt sind und die iiber den sozialen
Dialog bei der Entwicklung der Diversititspolitik unterstiitzt werden sollten. Dies erfordert eine partizipative Bewertung der
Hindernisse fiir Diversitdt und Inklusion am Arbeitsplatz sowie der Art und Weise, wie sie gehandhabt, iiberwacht und
bewertet werden. Teil der Strategien kann es sein, Organisationsstrukturen anzugehen, die diskriminierende Auswirkungen
haben (bspw. Einstellungsverfahren und -praktiken), um die Diversitat in den Leitungsstrukturen sicherzustellen, und Daten
zusammenzutragen, mit denen Mitarbeiterbindung, Laufbahnentwicklung und Gleichbehandlung dokumentiert werden. Zu
den Strategien fiir das Diversity Management kann auch die Uberpriifung von Konfliktlosungs- und internen
Beschwerdemechanismen gehoren, bei denen die Geschiftsleitung in Absprache mit den Gewerkschaften klare Verfahren
fur die Prifung von Beschwerden sowie geeignete MafSnahmen zur Behebung etwaiger Rechtsverletzungen festlegt und
gleichzeitig Beschwerdefithrerinnen und Beschwerdefithrer vor Repressalien schiitzt. Moglich sind z. B. auch die
Durchfihrung von Schulungen, die Einrichtung von Unterstiitzungsgruppen und die Entwicklung von Mentorenpro-
grammen. Dartiber hinaus konnen Diversititsstrategien ethnischen Minderheiten und Migrantinnen und Migranten einen
Anreiz dazu bieten, sich in Beratungsgremien am Arbeitsplatz — bspw. in Betriebsraten — zu engagieren.

2.4, Seit dem Erlass der Richtlinie zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder
der ethnischen Herkunft (2000/43/EG) sind 20 Jahre vergangen. Mit dieser Richtlinie wurden ein europdischer Rahmen zur
Forderung der Gleichbehandlung von Menschen ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft geschaffen und
positive Mafsnahmen (Diversity Management) festgelegt. Seit der Annahme der Rahmenrichtlinie zur Gleichbehandlung von
Frauen und Minnern (2000/78/EG) zur Bekdmpfung der Diskriminierung am Arbeitsplatz sind ebenfalls 20 Jahre
vergangen. Jedoch verbietet keine dieser Richtlinien ausdriicklich die strukturelle Diskriminierung aus Griinden der
Staatsangehorigkeit oder des Herkunftslandes und bietet Migrantinnen und Migranten daher keinen ausreichenden Schutz
vor Diskriminierung. Aufferdem hat der Rat es bisher verabsdumt, die sogenannte horizontale Richtlinie zum Schutz von
Menschen vor Diskriminierung aus verschiedenen Griinden sowohl am Arbeitsplatz als auch aufserhalb des Arbeitsplatzes
zu verabschieden.

* Siche die Rede der Présidentin der Europdischen Kommission, Ursula von der Leyen, vom 17. Juni 2020.
() ABL C 240 vom 16.7.2019, S. 3.
() ENAR, Shadow Report: Racism & Discrimination in Employment in Europe 2013-2017


https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/speech_20_1114
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/dE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2019.240.01.0003.01.DEU&toc=OJ:C:2019:240:TOC
https://www.enar-eu.org/IMG/pdf/shadowreport_2016x2017_long_final_lowres.pdf
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2.5.  Die Bekdmpfung der Diskriminierung und die Forderung der Gleichheit sind ebenfalls in den EU-Vertragen und der
europdischen Siule sozialer Rechte verankert. Im Jahr 2004 nahm der Rat die gemeinsamen Grundprinzipien fiir die
Integrationspolitik in der EU an, auf deren Grundlage 2010 die Erklarung von Saragossa verabschiedet wurde, in der die
Notwendigkeit der Entwicklung einer neuen Integrationsagenda hervorgehoben und eine Reihe von Indikatoren zur
Analyse und Uberwachung der Integration von Migrantinnen und Migranten in Europa festgelegt werden (). In der Folge
wurde die Europaische Website fur Integration (EWSI) eingerichtet. Hierbei handelt es sich um eine zentrale Ressource fur
die vergleichende Forschung, die Uberwachung von Strategien zur Integration von Migrantinnen und Migranten auf
nationaler Ebene und die Bewertung bewihrter Verfahren (¥). Im Zuge dieses Prozesses wurde auch das Europiische
Integrationsnetz (EIN) geschaffen, dem Vertreter der fiir die Integration von Migrantinnen und Migranten zustindigen
Ministerien aus allen EU-Lindern sowie Island und Norwegen angehoren, um sich mit der Kommission iiber die
Integrationspolitik zu beraten (°).

2.6. 2010 richtete die Kommission die EU-Plattform der Chartas der Vielfalt (**) ein, mit der Organisationen angeregt
werden sollen, Diversitits- und Inklusionsstrategien zu entwickeln und umzusetzen, und die einen Ort bietet, wo
Erfahrungen und bewihrte Verfahren ausgetauscht werden konnen. Derzeit gibt es 24 europiische Chartas der Vielfalt. Mit
der Unterzeichnung einer Charta verpflichtet sich eine Organisation freiwillig, Diversitit und Chancengleichheit am
Arbeitsplatz zu fordern. Die Unterzeichnung einer Charta der Vielfalt erdffnet den Zugang zu einem umfangreichen
Netzwerk Gleichgesinnter sowie zu Veréffentlichungen und Hilfsmitteln fiir Benchmarking, Quantifizierung und Kontrolle.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1.  Die Lage von Migrantinnen und Migranten und ethnischen Minderheiten hat sich in der jiingsten Zeit verschlechtert.
Es sind mehr Ubergriffe auf diese Gruppen und eine Zunahme der von Rassisten und fremdenfeindlichen Vorurteilen
befeuerten Hetze zu beobachten. Die EU muss in diesem Bereich dringend aktiver werden. Eine Moglichkeit ist hier die
Forderung des Diversity Managements.

3.2.  Dariiber hinaus sind die Kapazititen der auf Integration abzielenden Dienste in den Mitgliedstaaten durch die Zahl
der Asylsuchenden und der Migrantinnen und Migranten unter Druck geraten. Den Fonds des nichsten MFR wie dem ESF+
sollten mehr Finanzmittel zur Unterstiitzung von Eingliederungsmaflnahmen zugewiesen werden.

3.3. Neuere Untersuchungen im Auftrag der Europiischen Kommission haben ergeben, dass in allen Mitgliedstaaten
durchschnittlich 13 % der in ,Schliisselberufen” titigen Arbeitskrifte zugewandert sind und Migrantinnen und Migranten
aus Drittstaaten in wichtigen Dienstleistungsbereichen mit direktem Kontakt zu den Menschen wie Gesundheitsversorgung,
Lebensmittel, Vertrieb und Verkehr tiberreprasentiert sind (*!). Die jiingsten, vom ENAR erhobenen Daten belegen, dass die
Krise mit Blick auf Unterbringung, polizeiliche Ubergriffe, Beschiftigung, Gesundheitsversorgung, Hetze und die
Moglichkeit einer Interessenvertretung durch zivilgesellschaftliche Netze erhebliche negative Folgen fiir ethnische
Minderheiten hatte ('2). Migrantinnen und Migranten und ethnische Minderheiten stehen bei der Bekimpfung der Pandemie
und ihrer Folgen hiufig an vorderster Front und sind gleichzeitig unverhaltnismafig hohen Risiken ausgesetzt. Ihr Beitrag
muss Anerkennung finden. Die Diversitdtsstrategie sollte dabei eine wichtige Rolle spielen. Teil der Anerkennung ihres
Beitrags sollten gute Arbeitsbedingungen, gerechte Lohne und sozialer Schutz sein. Mit Blick auf die Qualitdt der
Unterkunft, Bildung und Gesundheit sollten fiir Migrantinnen und Migranten dieselben Standards gelten wie fir die
europdischen Biirgerinnen und Biirger. Dariiber hinaus sollten unter Beteiligung und Zustimmung der Sozialpartner und
der Organisationen der Zivilgesellschaft Manahmen zum Schutz von Migrantinnen und Migranten ohne Ausweispapiere
umgesetzt werden.

3.4.  Ein bereichsiibergreifender Ansatz ist wichtig fiir die Diversititspolitik. Ethnische Minderheiten und Migrantinnen
und Migranten bilden keine homogene Gruppe. Hiufig handelt es sich um Frauen — ihr Anteil an den jiingst
Zugewanderten ist sehr hoch. Einige sind jung, haben einen religiésen Hintergrund, sind behindert oder gehéren der
LGBTIQ+-Gemeinschaft an. Haufig sind sie mit mehreren Formen von Diskriminierung konfrontiert, die sich aus
institutionellen und strukturellen Vorurteilen ergeben. Dies gilt insbesondere fiir den Zugang zum Arbeitsmarkt und die
Aufteilung der Berufsfelder, beispielsweise im Zusammenhang mit dem Aufenthaltsstatus, Einstellungspraktiken und
rassistischen Vorurteilen gegeniiber Menschen bestimmter Nationalititen bzw. religioser oder ethnischer Herkunft.

3.5. Die Gewihrleistung des allgemeinen Zugangs zu offentlichen Dienstleistungen ist ein zentraler Bestandteil der
Inklusion. In vielen Fillen profitieren Migrantinnen und Migranten und ethnische Minderheiten von offentlichen
Dienstleistungen. In anderen Fillen werden sie vom offentlichen Sektor beschiftigt, dem hinsichtlich der Forderung der
gleichen Behandlung eine besondere Verantwortung zukommt. Allerdings sehen sich viele Migrantinnen und Migranten,
insbesondere Asylsuchende und Gruppen aus anderen Ethnien, auch mit erheblichen Hindernissen beim Zugang zu
offentlichen Dienstleistungen konfrontiert. Aufgrund der Privatisierung und allgemein zu geringer Investitionen in
offentliche Dienstleistungen stehen die Behorden zudem vor groffen Herausforderungen, wenn es darum geht, die
Gleichbehandlung politisch umzusetzen.

Europiische Ministerkonferenz zum Thema Integration, 16.4.2010.

EWSI.

EIN.

) Europiische Kommission, EU-Plattform der Chartas der Vielfalt.

) Fasani, F., Mazza, J. (2020), Immigrant Key Workers: Their Contribution to Europe’s COVID-19 Response, Briefing Note JRC120537,
Europdische Kommission.

(') ENAR (2020), Papier zu den Auswirkungen von COVID-19.

<
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https://ec.europa.eu/migrant-integration/librarydoc/declaration-of-the-european-ministerial-conference-on-integration-zaragoza-15-16-april-2010
https://ec.europa.eu/migrant-integration/
https://ec.europa.eu/migrant-integration/network/europaisches-integrationsnetz-2
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/diversity-management/eu-platform-diversity-charters_de
https://ec.europa.eu/knowledge4policy/publication/immigrant-key-workers-their-contribution-europes-covid-19-response_en
https://ec.europa.eu/knowledge4policy/publication/immigrant-key-workers-their-contribution-europes-covid-19-response_en
https://adobeindd.com/view/publications/16e0ec05-6afb-4383-97fe-16359b9c8ca9/1/publication-web-resources/pdf/COVID_impact_policy_paper_02_(1).pdf
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3.6.  Die Arbeit vieler Migrantinnen und Migranten entspricht nicht ihren Kompetenzen oder Qualifikationen. Die
Ursachen dafuir sind héufig struktureller Art: Beispielsweise fithrt die Nichtanerkennung von aufSerhalb der EU erworbenen
Bildungsabschliissen, Qualifikationen und Kompetenzen zu Diskriminierung bei Einstellungspraktiken und einer
Segmentierung des Arbeitsmarktes. Unzureichende Sprachkenntnisse werden hiufig als Hindernis fiir eine Anstellung
wahrgenommen, doch die Vorteile kultureller und sprachlicher Vielfalt, mit denen Wanderarbeitnehmerinnen und
-arbeitnehmer ihr Arbeitsumfeld bereichern, werden oft aufler Acht gelassen. Dies ist ein Aspekt, bei dem Diversity
Management forderlich sein und dazu beitragen kann, die Gesamtproduktivitit der Arbeitskrifte steigern.

3.7.  Diversititspolitik sollte nicht nur als Strategie fiir die Inklusion bestimmter Gruppen eingesetzt werden, sondern
auch als Bildungsinstrument fiir die allgemeine Bevolkerung der EU. Zu diesem Zweck sollte mehr Gewicht darauf gelegt
werden, dlteren und jiingeren Menschen Wissen iiber ethnische Vielfalt und Migration zu vermitteln sowie dariiber, was fiir
einen entscheidenden Beitrag diese zu unserer Kultur, Gesellschaft und Wirtschaft leisten. Dariiber hinaus sollte auch in den
Lehrpldnen der Schulen mehr Gewicht auf Rassismus, einschliefSlich den strukturellen Rassismus, gelegt werden. Die EU
sollte gemeinsam mit den Mitgliedstaaten und unter aktiver Beteiligung der Sozialpartner und der Organisationen aus der
Gemeinwesenarbeit Informationskampagnen zur Forderung der Vielfalt und zur Bekdmpfung des Rassismus auf
europdischer und nationaler Ebene einleiten.

3.8.  Der allgemeinen und beruflichen Bildung kommt auch bei der Verbesserung der Inklusion von Migrantinnen und
Migranten und ethnischen Minderheiten eine Bedeutung zu. Zur Berufsbildung konnten auch Freiwilligentatigkeiten oder
die Schaffung verschiedener Mentoring-Programme gehoren, wobei die Biirgerinnen und Biirger vor Ort oder Migrantinnen
und Migranten selbst als Mentorinnen oder Mentoren fungieren konnten. Die Corona-Krise hat gezeigt, wie wichtig in den
Migrantengemeinschaften ein Gesundheitsbewusstsein ist, um sich vor der Pandemie zu schiitzen.

3.9.  Viele Sozialpartner und zivilgesellschaftliche Organisationen setzen sich innerhalb ihrer eigenen Strukturen fiir
Diversity Management ein, beispielsweise iiber Migrantenausschiisse oder selbstorganisierte Gruppen innerhalb von
Gewerkschaften. Solche Strukturen tragen nicht nur zur Férderung der Biirgerrechte bei, sondern auch zur Verbesserung
der Demokratie am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft als Ganzes (**). Ohne das Recht, an Wahlen teilzunehmen, sind
zivilgesellschaftliche Organisationen und Gewerkschaften fiir Migrantinnen und Migranten der einzige Weg, an
demokratischen Entscheidungen in ithrem Wohnsitzland teilnehmen.

3.10.  Mit der angemessenen Unterstiitzung leisten Wanderarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer nicht nur einen Beitrag
zur Wirtschaft, sondern auch zur sozialen Gerechtigkeit. Beispiele von gewerkschaftlich organisierten Wanderarbei-
tnehmerinnen und -arbeitnehmern belegen, dass sie oftmals mehr Eigeninitiative zur Sicherung von sozialer Gerechtigkeit
und besseren Arbeitsbedingungen fir alle an den Tag legen als die der anderen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (*4).

3.11.  Der Spracherwerb spielt bei der Inklusion von Migrantinnen und Migranten eine wichtige Rolle (**). Alle Lander
fordern fur den Erhalt der Staatsbiirgerschaft Sprachkenntnisse, aber nur wenige bieten kostenlose Sprachkurse an (*¢). Die
EU und ihre Mitgliedstaaten sollten Migrantinnen und Migranten, die Staatsbiirgerinnen und -biirger werden wollen,
kostenlose Sprachkurse erméglichen.

3.12.  Bisweilen ist das Diversity Management ein Teil von Arbeitgeberstrategien zur sozialen Verantwortung der
Unternehmen (SVU) und wird als solcher von manchen Mitgliedstaaten gefordert. Zwar konnen SVU-Strategien mit Blick
auf die Grundsitze des Diversity Managements unterstiitzend eingesetzt werden, da aber keine Einbeziehung der
Gewerkschaften und Zivilgesellschaft stattfindet, ist dieser Ansatz als Ausgangspunkt fiir eine Umsetzung des Diversity
Managements problematisch.

3.13.  Einige Mitgliedstaaten sehen Diversititsstrategien nicht als addquates Mittel. Insbesondere in mittel- und
osteuropdischen Landern kommt ein Modell der Gastarbeitermigration zur Anwendung, bei dem auslandische Arbeitskrafte
in erster Linie Visa fiir kurzfristige Aufenthalte erteilt werden. Dieses Modell hat sich nicht nur als wirtschaftlich ineffizient
erwiesen, sondern es hat auch Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit Vorschub geleistet (17).

(*)  Rogalewski, A. (2018). Organising and mobilising Central and Eastern European migrant women working in care. In: Transfer:
European Review of Labour and Research, 24(4), 421-436.

(") Ebda.
(**)  Together in the EU — Promoting the participation of migrants and their descendants (2017), Agentur der Europdischen Union fur
Grundrechte.

(") www.sirius-project.eu.
() Penninx, R., Roosblad, J. (Hrsg.) (2000). Trade Unions, Immigration and Immigrants in Europe, 1960-1993. A Comparative Study of
the Attitudes and Actions of Trade Unions in Seven West European Countries. New York: Berghahn.


https://fra.europa.eu/en/publication/2017/together-eu-promoting-participation-migrants-and-their-descendants
https://fra.europa.eu/en/publication/2017/together-eu-promoting-participation-migrants-and-their-descendants
http://www.sirius-project.eu
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3.14.  Es liegen nur begrenzte Daten {iber den ethnischen und den Migrationshintergrund der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in der EU vor. Diese Daten sind jedoch von entscheidender Bedeutung, um die Diversitit bei der Einstellung,
der Laufbahnentwicklung und der Mitarbeiterbindung zu beobachten und zu verbessern. Dem EWSA sind die Bedenken,
dass die Erhebung derartiger Daten selbst eine Form der Diskriminierung darstellen konnte, durchaus bewusst.
Nichtsdestotrotz betont er, dass das EU-Recht die Erhebung von Daten zur Gleichstellung zuldsst, wenn diese Daten
freiwillig und gemifl den Datenschutzstandards (dazu gehort auch die Wahrung der Vertraulichkeit) bereitgestellt
werden (*¥). Im Sinne einer effektiven Gleichstellungspolitik miissen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber bewihrte Strategien
tur Diversity Management verfolgen, die zur Bekdmpfung von Diskriminierung am Arbeitsplatz auch die Erhebung von
Gleichstellungsdaten einschliefen. Sensible personenbezogene Daten iiber ethnische Zugehorigkeit, Religion und
Migrationshintergrund sollten lediglich erhoben werden, wenn angemessene Schutzmechanismen vorgesehen werden,
mit denen in Abstimmung mit den diskriminierungsgefihrdeten Gruppen eine aufgeklirte Einwilligung sowie die
Selbstidentifikation, freiwillige Teilnahme, Achtung der Privatsphire und Wahrung der Vertraulichkeit personenbezogener
Daten sichergestellt werden. Manche Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie viele Gewerkschaften und zivilgesellschaft-
liche Organisationen verfolgen bereits einen derartigen Ansatz zur Forderung der Inklusion und Verbesserung der Diversitit
bei ihren Arbeitskriften und Mitgliedern.

3.15.  Der Diskurs iiber das Diversity Management muss anders gefihrt werden — insbesondere mit Blick auf kleine und
mittlere Unternehmen (KMU). Diversitit sollte eine langfristig profitable Investition sein und nicht als Verwaltungsaufwand
fur KMU angeschen werden oder sich auf multinationale Unternehmen beschranken, die tiber erhebliche Mittel verfiigen.
Inklusionspolitische Maffnahmen sollten unter Beteiligung der Gewerkschaften von allen Unternehmen umgesetzt werden,
insbesondere von Unternehmen aus Branchen mit einem hohen Anteil von Wanderarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmern
und Angehorigen ethnischer Minderheiten, bspw. Gastronomie, Gastgewerbe und Baugewerbe.

3.16.  Diversity Management sollte nicht nur bedeuten, Quoten einzuhalten, sondern es sollten vorausschauend
Hindernisse am Arbeitsplatz abgebaut werden, die zu einer Ungleichbehandlung aus Griinden der ethnischen Zugehorigkeit
fithren. Struktureller Rassismus fithrt dazu, dass Arbeitskrafte aus ethnischen Minderheiten und mit Migrationshintergrund
im Vergleich zu weiffen Arbeitskriften unverhiltnismi@ig hiufig in prekiren, gefihrlicheren, gering bezahlten und
befristeten Beschiftigungsverhiltnissen arbeiten. Die rechtliche Verfolgung von Fillen indirekter Rassendiskriminierung
gestaltet sich schwierig, und der Nachweis institutionellen Rassismus noch weitaus schwieriger. Wenn Strategien des
Diversity Managements ernst genommen werden, konnen sie ein wirksames Instrument zur Beseitigung von
Diskriminierung aufgrund von ethnischer Zugehorigkeit und Migrationshintergrund sein.

4. Vergleich von Diversity-Management-Strategien in vier Lindern

4.1.  Zwischen Frankreich, Italien, Finnland und Polen bestehen erhebliche Unterschiede in Bezug auf die Migrations-
muster, die Arbeitsmarktsituation und den Status ethnischer Minderheiten. In Bezug auf strukturelle Diskriminierung stehen
jedoch alle vier Lander vor gemeinsamen Herausforderungen.

4.2, Ein gemeinsamer Faktor in allen vier Landern ist die Segmentierung des Arbeitsmarktes, bei der eine Ballung von
Wanderarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmern in gering bezahlten und prekdren Beschiftigungsverhiltnissen zu
beobachten ist. Am ausgepragtesten ist die Lage in Italien, gefolgt von Frankreich. In Polen sind dhnliche Tendenzen zu
beobachten. In diesen Landern gibt es Forderungen der Zivilgesellschaft, den Status von Migrantinnen und Migranten zu
regularisieren. In Finnland gibt es Belege fur ein grofSes Lohngefille zwischen Migrantinnen und Migranten und weilen
Finnen, doch die Daten stammen aus der Zeit vor dem 2014 verabschiedeten Antidiskriminierungsgesetz.

4.3, In allen Landern ist bei Frauen deutlich eine Intersektionalitdt zwischen Diskriminierung aufgrund des Geschlechts
und aufgrund eines Migrationshintergrunds zu beobachten. Die vorliegenden Daten zeigen klar, dass Women of Color im
Vergleich sowohl zu ,weifen“ Europédern als auch zu Minnern ihrer eigenen ethnischen Gruppe am stirksten von
Diskriminierung im Arbeitsleben betroffen sind.

4.4, Mit Blick auf das Diversity Management werden Staat, Arbeitgeber und Zivilgesellschaft in unterschiedlichem
Ausmaf titig. In allen vier Lindern wurden — im Rahmen der EU-Plattform der Chartas der Vielfalt — Chartas der Vielfalt
in Kraft gesetzt. Frankreich hat 2015 einen nationalen Plan zur Bekdmpfung des Rassismus angenommen, mit dem der
soziale Dialog gefordert wird. Finnland dagegen verfolgt einen stark regulatorischen Ansatz, demzufolge Diskriminierung
als Straftat nach dem Strafgesetzbuch eingestuft wird und Arbeitgeber mit mehr als 30 Beschiftigten rechtlich verpflichtet
sind, Pline zur Forderung der Gleichstellung am Arbeitsplatz zu entwickeln.

4.5.  Allen vier Lindern gemein ist das Problem der Marginalisierung von Roma und Sinti — der Gruppe, die am
stirksten von Diskriminierung in der Arbeitswelt betroffen ist.

("®)  ENAR (2016), Equality Data Collection: Facts and Principles.


https://www.enar-eu.org/IMG/pdf/edc-general_factsheet_final.pdf
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4.6.  In einem Forschungsprogramm, das der italienische Staat im Rahmen seiner Charta der Vielfalt mit Belgien und
Schweden durchfiihrt, arbeitet Italien mit Arbeitgebern und Arbeitsuchenden zusammen und tauscht bewahrte Verfahren
fiir Strategien zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt aus.

4.7.  In Polen werden von verschiedenen nichtstaatlichen Organisationen, lokalen Gruppen und sozialpartnerschaftlichen
Organisationen eigenstandig Strategien zur Inklusion von Migrantinnen und Migranten entwickelt. Aufgrund der
Fragmentierung des Arbeitsmarktes ist es fiir bestehende Initiativen schwierig, Migrantinnen und Migranten zu erreichen
und ihre Rechte zu schiitzen. Dabei scheint das Problem weniger in der Sprache zu liegen, da die Mehrheit der Migrantinnen
und Migranten aus der Ukraine stammt, deren Sprache Ahnlichkeiten mit dem Polnischen aufweist.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Présidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,,Sozialer Dialog als
wichtiger Pfeiler wirtschaftlicher Nachhaltigkeit und Resilienz von Volkswirtschaften, unter
Beriicksichtigung des Einflusses lebendigen zivilgesellschaftlichen Dialogs in den Mitgliedstaaten”

(Sondierungsstellungnahme)

(2021/C 10/03)

Berichterstatter: Cinzia DEL RIO
Vladimira DRBALOVA
René BLIJLEVENS

Ersuchen des deutschen Ratsvorsitzes Schreiben vom 18.2.2020

Rechtsgrundlage Artikel 304 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union

Zustandige Fachgruppe Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft

Annahme in der Fachgruppe 9.9.2020

Verabschiedung im Plenum 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 252/0/5

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der soziale Dialog spielt auf nationaler und europiischer Ebene eine Schliisselrolle bei der Gestaltung einer
Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialpolitik, die die Aufwirtskonvergenz bei den Lebens- und Arbeitsbedingungen in den
Mitgliedstaaten fordert. Das Krisenmanagement, die Antizipation und Bewiltigung des Wandels, langfristige Planung,
Innovationsfahigkeit und Begleitung des okologischen und digitalen Wandels, eine gute Unternchmensfithrung und eine
vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den Sozialpartnern — auf der Grundlage des Rechts der Arbeitnehmer auf
Unterrichtung, Anh6rung und Mitbestimmung — sind Teil des europdischen Rahmens, mit dem wirksam auf die
Herausforderungen fiir Europa reagiert und auch die COVID-19-Krise bewiltigt werden kann.

1.2.  Der soziale Dialog entwickelt sich: Die zunehmend globalisierten und vernetzten Volkswirtschaften und
Produktionsprozesse sowie die Auswirkungen des Handels fithren zu verstirkten linderiibergreifenden Beziechungen mit
multinationalen Unternehmen und globalen Lieferketten auf verschiedenen Ebenen, fiir die ein gemeinsames und
koordiniertes Vorgehen auf europdischer Ebene gebraucht wird.

1.3.  Nach Auffassung des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (EWSA) muss ein wirksamer sozialer Dialog
folgende Aspekte umfassen: reprisentative und legitimierte Sozialpartner mit dem Wissen, den technischen Fahigkeiten und
rechtzeitigem Zugang zu Informationen fiir die Mitwirkung; den politischen Willen und die Bereitschaft zur Teilnahme am
sozialen Dialog; die Achtung des grundlegenden Rechts der Sozialpartner auf Autonomie, der Vereinigungsfreiheit und des
Rechts auf Tarifverhandlungen, die das Herzstiick der Arbeitsbezichungen bilden, sowie giinstige rechtliche und
institutionelle Rahmenbedingungen, die den sozialen Dialog mit gut funktionierenden Institutionen unterstiitzen.

1.4, Der curopidische soziale Dialog ist als unabdingbarer Bestandteil des europdischen Sozialmodells im Vertrag
verankert, wird durch EU-Rechtsvorschriften unterstiitzt und in der europdischen Siule sozialer Rechte anerkannt. Der
EWSA fordert die europdischen Sozialpartner auf, das ihnen durch den Vertrag gebotene Potenzial voll zu nutzen, um durch
Verhandlungen die neuen Herausforderungen anzugehen, die sich aus dem raschen Wandel des Arbeitsmarkts ergeben.
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1.5.  Mit dem Aktionsplan zur Umsetzung der europdischen Siule sozialer Rechte wird sondiert, wie der soziale Dialog
und die Tarifverhandlungen gestarkt werden konnen. Die Einbeziehung der Sozialpartner in das Europaische Semester sollte
als ausschlaggebender Faktor fiir wirksame Ergebnisse begriffen werden. Allerdings zeigen die vorliegenden Daten, dass eine
solche Beteiligung in einigen Landern trotz direkter linderspezifischer Empfehlungen der Europidischen Kommission nur in
Ansitzen bzw. gar nicht vorhanden ist. Angesichts der wichtigen Rolle, die dem Europiischen Semester bei der Umsetzung
des MFR 2021-2027 und des Programms ,Next Generation EU“ zukommen soll, ruft der EWSA dazu auf, einen
Mechanismus einzufithren, der den Sozialpartnern das Recht gewidhrt, sowohl auf europiischer als auch auf nationaler
Ebene angehort zu werden.

1.6.  Der EWSA fordert die Europdische Kommission dringend auf, in Absprache mit den Sozialpartnern auf
europdischer Ebene wie in Artikel 155 Absatz 2 AEUV vorgesehen, tiber europiische Initiativen klare und transparente
Kriterien fiir die Durchfithrung sektoraler Vereinbarungen der Sozialpartner aufzustellen.

1.7.  Frithere Krisen haben Folgendes gezeigt: Linder, die iiber gut etablierte Institutionen des sozialen Dialogs und
wirksame Systeme der Arbeitsbezichungen verfugen, sind im Regelfall eher dazu in der Lage, rasche und wirksame
dreigliedrige Reaktionen festlegen. Fiir die Bewiltigung der unmittelbaren Folgen der Krise sind neben einer langerfristigen
Planung des Wiederaufbaus fiir den Erhalt von Arbeitsplatzen und die Forderung der Beschiftigung durch nachhaltige
Unternechmen und soziale Investitionen die unverziigliche und wirksame Einbeziehung der Sozialpartner und staatliche
Hilfe entscheidend.

1.8.  Aufallen Ebenen sollte der Tarifbindung und Tarifverhandlungen Vorrang eingerdumt werden. Die Politik sollte sich
zum Ziel setzen, gefihrdete Gruppen von Arbeitnehmern und Biirgern in die Sozialsysteme zu integrieren.

1.9.  Eine gute Unternehmensfithrung auf der Grundlage des sozialen Dialogs, von Tarifverhandlungen und der Achtung
des Rechts der Arbeitnehmer auf Unterrichtung, Anhérung und Mitbestimmung kann es ermoglichen, positive
wirtschaftliche Ziele sowie soziale und 6kologische Ziele zu erreichen. Wenn es dem Management ermdglicht wird,
fundierte Entscheidungen in Angelegenheiten zu treffen, die fiir Arbeitnehmer und Arbeitnehmervertreter von
unmittelbarem Interesse sind, trdgt dies zu einem nachhaltigen und gerechteren Geschiftsmodell bei. Dies wiederum
tragt zur Forderung des europdischen Gesellschaftsmodells bei, das als Triebkraft fiir die Wettbewerbsfahigkeit der
europdischen Unternehmen gilt.

1.10.  Die Globalisierung und die zunehmend grenziibergreifenden Produktionsprozesse haben sich auf die Gestaltung
des Informationsflusses beziiglich der Unternehmen ausgewirkt. Das Recht der Arbeitnehmer auf Unterrichtung, Anhérung
und Mitbestimmung wird in den EU-Rechtsvorschriften anerkannt und ist fiir einen wirksamen sozialen Dialog von
grundlegender Bedeutung; die Qualitdit und Wirksamkeit der Europdischen Betriebsrite bei transnationalen Umstruktu-
rierungen miissen verbessert werden; die Demokratie bei der Arbeit muss durch die Behebung von Schwachstellen gestarkt
werden, und auflerdem miissen Durchsetzungsmafinahmen sowie wirksame und verhdltnismifige Sanktionen eingefiihrt
werden. Der EWSA hat bereits einen harmonisierten Rahmen auf EU-Ebene fiir die Mitbestimmung von Arbeitnehmern in
Leitungsorganen gefordert, der gleichzeitig den Unterschieden zwischen den Mitgliedstaaten und auf Unternehmensebene
Rechnung trégt. Leider wurde dieser Vorschlag in dem angenommenen Paket zum européischen Gesellschaftsrecht nicht
aufgegriffen.

1.11.  Der EWSA spricht sich fiir flexible, zielfithrende Losungen auf der Grundlage von Verhandlungen aus, die auf
geeigneter Ebene zwischen der Unternehmensleitung und den Beschiftigten stattfinden und in denen die konkreten
Modalititen fiir Unterrichtung, Anhorung und Mitwirkung festgelegt werden, wobei gleiche Ausgangsbedingungen und ein
angemessener Mindestschutz zu gewihrleisten sind.

1.12.  Der EWSA fordert Mafnahmen auf europiischer und nationaler Ebene, um die Achtung des Rechts auf
Unterrichtung und Anhérung wihrend Umstrukturierungsprozessen infolge der COVID-19-Krise zu gewahrleisten.

1.13.  Fir die Bewiltigung der Krise infolge der Pandemie empfiehlt der EWSA Folgendes: 1) die angemessene Beteiligung
der Sozialpartner an der Konzipierung und Umsetzung nationaler Konjunkturprogramme, 2) eine bessere Zusammenarbeit
zwischen den Sozialpartnern und der Europdischen Kommission bei der Sicherstellung einer kohirenten Nutzung von
EU-Mitteln und 3) sollte die Europaische Kommission dem gemeinsamen Vorschlag der europdischen Sozialpartner folgen
und sich fiir ein neues, zeitlich befristetes Finanzierungsinstrument stark machen, um die auerordentlichen Tatigkeiten zu
unterstiitzen, die in der Erholungsphase durchgefiihrt werden miissen.
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2. Sozialer Dialog: Wie er weiter gefordert und verbreitet werden kann

2.1.  Der deutsche Ratsvorsitz forderte den EWSA in seinem Ersuchen auf, in dieser Stellungnahme schwerpunktmafig
zu untersuchen, wie insbesondere die dreigliedrigen Formen des sozialen Dialogs tiber Tarifverhandlungen hinausgehen
konnen. Der dreigliedrige soziale Dialog ist ebenso wie der zweigliedrige soziale Dialog ein Schliisselinstrument fiir eine
gute Steuerung jeder Art von Wandel.

2.2, Um einschdtzen zu konnen, welche Rolle der soziale Dialog und partizipative Modelle fur das Erzielen von
Fortschritten bei der wirtschaftlichen und sozialen Aufwirtskonvergenz spielen und in Krisenzeiten wie der gegenwirtigen
einen Beitrag zur Reaktion auf die Auswirkungen von COVID-19 auf unsere Gesellschaften und Volkswirtschaften leisten
konnen, wird zunichst darauf eingegangen, wie sich das Konzept des sozialen Dialogs auf internationaler und europdischer
Ebene entwickelt hat.

2.3.  Die Rolle von autonomen und reprisentativen Sozialpartnern wurde in den grundlegenden Ubereinkommen der
IAO von Anfang an umfassend anerkannt, die Rolle des sozialen Dialogs bei der Gestaltung und Uberwachung der
Umsetzung von sozial- und wirtschaftspolitischen Mafinahmen hat sich aber entsprechend dem Wandel in unseren
Gesellschaften und der rasch voranschreitenden Globalisierung weiterentwickelt. Durch die Notwendigkeit, alle
Interessentrager (") lindertibergreifend sowie auf nationaler und lokaler Ebene einzubeziehen, entstehen neue Formen der
Konsultation und Teilhabe bei der Politikgestaltung, die je nach den nationalen Gegebenheiten oder auch regionalen
Entwicklungen wie der europdischen Integration auf unterschiedlichen Ebenen stattfinden konnen.

2.4, Laut IAO-Definition (%) umfasst der soziale Dialog alle Arten von Verhandlungen, Konsultationen und Informa-
tionsaustausch zwischen den Vertretern von Regierungen, Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu wirtschafts-, arbeits- und
sozialpolitischen Fragen von gemeinsamem Interesse. Der soziale Dialog kann dreigliedrig (mit direkter Beteiligung der
Regierung), zweigliedrig (zwischen Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer) oder in jiingster Zeit auch
grenziiberschreitend (*) sein — im Kontext einer zunehmend globalisierten und vernetzten Wirtschaft mit einem
landeriibergreifenden sozialen Dialog in multinationalen Unternehmen und globalen Lieferketten.

2.5.  Der EWSA befasst sich derzeit mit der Notwendigkeit eines koharenten Ansatzes auf EU-Ebene, um die Achtung der
Menschenrechte, die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele und nachhaltige Investitionen in Geschiftstitigkeiten weltweit
miteinander zu verkniipfen und die Auswirkungen der zunehmenden linderiibergreifenden Beziehungen zu
multinationalen Unternehmen anzugehen, in die Sozialpartner involviert sind. Diese Themen sind fiir einige spezifische
Stellungnahmen besonders relevant, etwa fiir die Stellungnahme zur verbindlichen Sorgfaltspflicht und die Stellungnahme
zu menschenwiirdiger Arbeit in globalen Lieferketten, um die der deutsche Ratsvorsitz und das EP den EWSA im Anschluss
an die auf den G7- und G20-Gipfeltreffen in den Jahren 2015 und 2016 angestofSenen Debatten ersucht hatten. Die
Europidische Union verfiigt iiber einen Rechtsrahmen mit grundlegenden wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen
Standards, die ein Schliisselelement der europdischen Wettbewerbsfahigkeit sind.

2.6.  Die grofte Herausforderung besteht allerdings darin, diesen Dialog durch einen institutionellen Rahmen zu
unterstiitzen, damit ein regelmifiger Dialog und Konsultationen mit allen Interessentrigern garantiert sind. Leider ist das in
den meisten Lindern weltweit und in mehreren europiischen Lindern, in denen der soziale Dialog in der Praxis nur
ansatzweise oder sporadisch stattfindet, nicht der Fall. Der Staat spielt in dreigliedrigen Strukturen eine entscheidende Rolle
und darf nicht passiv sein (). Dem Staat obliegt es, die entsprechenden Voraussetzungen und die rechtlichen und
institutionellen Rahmenbedingungen fiir diese Konsultationen zu schaffen und fiir ein politisches und gesellschaftliches

() Der Begriff ,Interessentriger” bezieht sich auf die Sozialpartner (Arbeitgeber und Gewerkschaften). Am dreigliedrigen sozialen
Dialog ist auch die Regierungsseite beteiligt.

() Erklarung der IAO iiber soziale Gerechtigkeit fiir eine faire Globalisierung, Internationale Arbeitskonferenz 2008; Entschliefung der IAO zur
wiederkehrenden Diskussion iiber den sozialen Dialog, angenommen auf der Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz vom 13. Juni
2013; Entschliefung der IAO zur zweiten wiederkehrenden Diskussion iiber den sozialen Dialog und die Dreigliedrigkeit, angenommen auf der
Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz vom 8. Juni 2018. Vgl. auch die Jahrhunderterkldrung der IAO zur Zukunft der Arbeit,
angenommen von der Internationalen Arbeitskonferenz auf ihrer 108. Tagung, 2019.

) Ebd., IAO-EntschlieSung 2018; Schlussfolgerungen iiber menschenwiirdige Arbeit in globalen Lieferketten, Juni 2016.

2019 von der OECD veréffentlichte Studien: ,Beschiftigungsausblick 2019“ und ,Going Digital: Digitalen Wandel gestalten, mehr
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Klima zu sorgen, das den reprisentativen und legitimierten Sozialpartnern in Anerkennung ihrer Rolle die Teilhabe
ermoglicht. Tatsichlich wurde der soziale Dialog in einigen europiischen Lindern geschwicht und die Autonomie der
Sozialpartner untergraben (°).

2.7.  Konsequentes und entschlossenes Handeln der EU fir mehr Unterstiitzung bei der Konsultation wire sehr
willkommen (°).

2.8.  Der EWSA verfolgt in zahlreichen Stellungnahmen regelmifig die Entwicklung, Durchsetzung und Qualitdt des
sozialen Dialogs. Die Sozialpartner spielen bei der Gestaltung und der Umsetzung politischer Mafinahmen mit
unmittelbaren oder mittelbaren Auswirkungen auf Beschaftigung und Arbeitsmarkte eine besondere Rolle (7). Der EWSA
begriifft auch die befirwortende Haltung von Eurofound: ,Der soziale Dialog muss gefordert und unterstiitzt werden.
Gleichzeitig miissen aber auch die Autonomie der Sozialpartner und Tarifverhandlungen geachtet und die Kapazititen der
Sozialpartner gestirkt werden, damit sie sich am sozialen Dialog beteiligen konnen. Zu diesem Zweck benotigen sie
Kenntnisse und Schulungsmaflnahmen sowie einen geeigneten politischen und rechtlichen Rahmen, in dem alle sozialen
Interessentrager wirksam tétig sein konnen (%). Der zweigliedrige soziale Dialog und zweigliedrige Tarifverhandlungen auf
allen Ebenen sind das Herzstiick der nationalen Systeme der Arbeitsbeziehungen und spielen eine entscheidende Rolle bei
der Gestaltung der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsmarktes. Der zweigliedrige soziale Dialog sollte durch einen
angemessen institutionellen Rahmen unterstiitzt werden, wobei das Subsidiarititsprinzip und die Autonomie der
Sozialpartner zu achten sind.

2.9. In die Dialogmechanismen auf nationaler Ebene kénnen nationale dreigliedrige Wirtschafts- und Arbeitsrite
einbezogen werden, an denen verschiedene zivilgesellschaftliche Organisationen oder Wirtschafts- und Sozialrite
mitwirken konnen. Diese sollten mit Hilfe von Gruppen mit Biirgerbeteiligung die Ansichten der europdischen Gesellschaft
in Wirtschafts- und Sozialfragen vermitteln, um diese Form des Dialogs aufzubauen mit dem Ziel, gemeinsam die
Herausforderungen fiir unsere Wirtschaft und Gesellschaft zu meistern. Diese Gremien wurden jedoch nicht in allen
EU-Lindern eingerichtet, aufferdem sollte die Verbindungsgruppe des EWSA stirker an der Koordinierung beteiligt werden.

3. Der europdische soziale Dialog: eine Siule des Sozialmodells der EU

3.1.  Der soziale Dialog ist ein unabdingbarer Bestandteil des europaischen Sozialmodells. Am Beginn standen die ,Val
Duchesse“-Dialoge im Jahr 1985. Aber erst im Vertrag von Maastricht wurden die Hinweise der Sozialpartner im Hinblick
auf den Aufbau eines europdischen brancheniibergreifenden sozialen Dialogs, wie wir ihn heute kennen, beriicksichtigt.

3.2.  Die im Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) (°) verankerte Forderung des Dialogs
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern gilt als gemeinsames Ziel der Europdischen Union und der Mitgliedstaaten.
Wenn Sozialpartner auf brancheniibergreifender oder sektoraler Ebene gemeinsam handeln und Vereinbarungen
unterzeichnen, haben sie Teil an der Ausgestaltung der EU-Rechtsvorschriften in arbeitsrechtlichen Angelegenheiten und
deren Umsetzung auf nationaler Ebene. Das tun sie, indem sie der Gesetzgebungsinitiative der Kommission (auch in
Erginzung zum Europiischen Parlament) folgen, oder aber durch eigenstindige Initiativen auf der Grundlage eines
dreijahrigen Arbeitsprogramms, das von den européischen Sozialpartnern festgelegt wird. Dariiber hinaus garantiert der
AEUV die Rolle und Autonomie der europiischen Sozialpartner.

3.3.  Der europiische soziale Dialog hat in seiner Entwicklung in den vergangenen zwanzig Jahren Hohen und Tiefen
erlebt. Infolge des Ausbruchs der Krise im Euro-Wihrungsgebiet im Jahr 2009 hat sich der europiische soziale Dialog
insgesamt deutlich verschlechtert.

() Inden landerspezifischen Empfehlungen fiir mehrere EU-Lander fordert die Kommission konkrete Mafnahmen zur Beseitigung von
Hindernissen fiir Tarifverhandlungen und den sozialen Dialog. )
() Hier muss unbedingt darauf hingewiesen werden, dass das IAO-Ubereinkommen Nr. 144 iiber dreigliedrige Beratungen von

26 EU-Lindern ratifiziert wurde, in Kroatien wird es im Februar 2021 in Kraft treten, Luxemburg hat es jedoch nicht ratifiziert.
() ABL C 125 vom 21.4.2017, S. 10.
(®)  Eurofound (2020) Capacity building for effective social dialogue in the European Union.
()  Artikel 151-155 AEUV.


https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2017:125:SOM:DE:HTML
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3.4, Der EWSA weist in seiner Stellungnahme (!°) zu den beschiftigungspolitischen Leitlinien 2020 der EU
nachdriicklich auf Leitlinie 7 ,Verbesserung der Funktionsweise der Arbeitsmirkte und der Wirksamkeit des sozialen
Dialogs“ hin, die eindeutig besagt, dass die Mitgliedstaaten den sozialen Dialog und Tarifverhandlungen auf allen
Ebenen stirken sollen. Die Sozialpartner sollten darin bestirkt werden, unter umfassender Wahrung ihrer Autonomie
Tarifvertrdge tiber Belange auszuhandeln und abzuschliefen, die fiir sie von Bedeutung sind.

3.5.  Die europdischen Sozialpartner haben im Rahmen ihrer regelmifSigen gemeinsamen Arbeitsprogramme bislang
neun Rahmenabkommen geschlossen. Drei davon — zur Regelung von Elternurlaub ('), Teilzeitarbeit (*2) und befristeten
Arbeitsverhiltnissen (¥) — wurden vor mehr als 20 Jahren geschlossen und in europiische Richtlinien iibertragen;
inzwischen sind sie Bestandteil des EU-Rechts. Die anderen sind autonome Vereinbarungen (*) und Aktionsrahmen (*°)
sowie eine Reihe weiterer gemeinsamer Dokumente. Autonome Vereinbarungen wirken sich nicht unmittelbar auf die
nationalen Arbeitsbeziehungen aus und miissen in den nationalen Rechtsrahmen oder in Tarifvertrage tibertragen werden,
wihrend die Sozialpartner auf nationaler Ebene fiir eine rasche, ordnungsgemife und EU-weit koordinierte Umsetzung
verantwortlich sind.

3.6. 2020 schlossen die Sozialpartner eine autonome Vereinbarung tiber die Digitalisierung. Darin wird eine Strategie
fur die Digitalisierung gefordert, die daftr sorgt, dass sowohl die Unternechmen als auch die Beschiftigten von der
Einfihrung der digitalen Technologie profitieren (Kompetenzentwicklung, Schulungsprogramme im Zusammenhang mit
der Digitalisierung der Arbeit und Mafinahmen, die den Formen der Erreichbarkeit Rechnung tragen).

3.7. Die Untergruppe des Ausschusses fiir den sozialen Dialog zur Umsetzung von autonomen Instrumenten des
sozialen Dialogs und zur Unterstiitzung des Kapazititsaufbaus der Organisationen der Sozialpartner sollte der
Notwendigkeit einer engeren und intensiveren Interaktion und Vernetzung der Sozialpartner auf europdischer und
nationaler Ebene stirker Rechnung tragen. In diesem Sinne haben sich die europiischen Sozialpartner verpflichtet, sich
intensiver um die Beseitigung der unterschiedlichen Hindernisse bei der Umsetzung ihrer autonomen Vereinbarungen zu
kiitmmern. Dies sollte von der EU genau verfolgt werden, um Initiativen gezielt unterstiitzen zu konnen.

3.8.  SchliefSlich wurden sechs gemeinsame Arbeitsprogramme vereinbart. Das jiingste davon (*°) unterstiitzt die Ziele der
Vier-Parteien-Erklarung 2016 Neubeginn fiir den sozialen Dialog ('), die auf folgende Ziele abhebt: Stirkung des sozialen
Dialogs auf europdischer und nationaler Ebene, Verhandlungen iiber eine autonome Vereinbarung iiber die Digitalisierung;
verstarkte Unterstiitzung des Kapazititsaufbaus der nationalen Sozialpartner, insbesondere durch den Europdischen
Sozialfonds, sowie Ausbau der Rolle und des Einflusses der nationalen Sozialpartner im Europdischen Semester.

3.9.  Der EWSA fordert die europdischen Sozialpartner auf, das ihnen durch den Vertrag (Artikel 154 AEUV) gebotene
Potenzial voll zu nutzen, um durch Verhandlungen (die die Grundlage fiir einen erneuerten europdischen Rahmen in den
Bereichen Soziales und Arbeit bilden konnen) die neuen Herausforderungen, die sich aus dem raschen Wandel des
Arbeitsmarkts ergeben, anzugehen und der gesetzgeberischen Rolle der Kommission und des Rates in diesem Bereich
vorzugreifen.

(") ABL C 232 vom 14.7.2020, S. 18.

(") Urspriinglich 1996 geschlossen, 2009 iiberarbeitet. Umgesetzt durch die Richtlinie des Rates 2010/18/EU.

() Umgesetzt durch die Richtlinie des Rates 97/81/EG.

(¥)  Umgesetzt durch die Richtlinie des Rates 1999/70/EG.

() Uber Telearbeit (2002), arbeitsbedingten Stress (2004), Beldstigung und Gewalt am Arbeitsplatz (2007), inklusive Arbeits-

markte (2010), aktives Altern und einen generationeniibergreifenden Ansatz (2017) sowie Digitalisierung (2020).

() Uber lebenslange Entwicklung von Kompetenzen und Qualifikationen (2002), Geschlechtergleichstellung (2005) und Beschiftigung
junger Menschen (2013).

(") Im Arbeitsprogramm 2019-2021 werden folgende sechs Priorititen benannt: Digitalisierung, Verbesserung der Leistungsfahigkeit
der Arbeitsmirkte und der Sozialsysteme, Kompetenzen, psychosoziale Aspekte und Gefahren am Arbeitsplatz, Aufbau von
Kapazititen fiir einen intensiveren sozialen Dialog und Kreislaufwirtschaft.

() Die Vier-Parteien-Erklirung ist abrufbar unter: https:|[ec.europa.eu/social/main.jsp?langld=de&catld=8 9 &newsld=2562.


https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2020:232:SOM:DE:HTML
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=de&catId=89&newsId=2562
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3.10.  Die rechtliche Grundlage fur den sektoralen sozialen Dialog ist der Beschluss 98/500/EG vom 20. Mai 1998 (*%)
iiber die Einsetzung von Ausschiissen fiir den sektoralen sozialen Dialog. Derzeit gibt es 43 Ausschiisse fur den sektoralen
sozialen Dialog, die wesentliche Sektoren (*°) abdecken und ungefiahr 80 % der Beschaftigten der EU vertreten (*%). Eine Reihe
von Vereinbarungen wurde durch Ratsbeschliissse umgesetzt, aber die Europdische Kommission hat dem Rat zwei
Vorschlige der Sozialpartner zur Umwandlung einer sektorspezifischen Vereinbarung in eine Richtlinie nicht vorgelegt:
Dabei handelt es sich um die im Friseurgewerbe erzielte Vereinbarung (2012) und die Vereinbarung tiber die Rechte der
Mitarbeiter der Zentral- bzw. Foderalregierungen auf Unterrichtung und Anhoérung (2015). Dies war so noch nicht
vorgekommen und fithrte zu einem Rechtsstreit vor dem EuGH.

3.11.  Esbedarf eindeutiger Verfahren fur die Aushandlung verbindlicher Vereinbarungen der Sozialpartner auf EU-Ebene
im Einklang mit den Vertrdgen (Artikel 153-155) sowie transparenter Kriterien, wobei die Autonomie der Sozialpartner
beim Umgang mit den Ergebnissen solcher sektorspezifischen und sektoriibergreifenden Verhandlungen zu wahren ist. Die
Kommission sollte in Zusammenarbeit mit allen Sozialpartnern auf EU-Ebene klarstellen, iiber welchen Ermessensspiel-
raum sie beim Umgang mit den Ergebnissen dieser Verhandlungen verfiigt.

3.12.  Das System des sozialen Dialogs in der EU betrifft auch europdische Unternehmen, die in mehreren
EU-Mitgliedstaaten titig sind, und ist hauptsichlich auf die Rechte der Arbeitnehmer auf Unterrichtung und Anhérung
abgestimmt (*'). Das wichtigste vom EU-Gesetzgeber geschaffene Instrument, um fiir die wirksame und kontinuierliche
Durchsetzung dieser Rechte zu sorgen, ist die Richtlinie iiber den Europdischen Betriebsrat (EBR) (*2).

3.13.  Es wurden mehr als 1 100 Vereinbarungen ausgehandelt, mit denen die Arbeitsweise der Européischen Betriebsrite
und anderer Organe der grenziiberschreitenden Arbeitnehmervertretung (beispielsweise fur die Europiische Gesellschaft
und die Europdische Genossenschaft) festgelegt oder erneuert werden sollten. In jiingster Zeit kommen im sozialen Dialog
mit multinationalen Unternehmen auch verstirkt linderiibergreifende Betriebsvereinbarungen zum Einsatz, die auf den
zahlreichen Texten beruhen, die von unterschiedlichen Akteuren, hauptsichlich aber von Europdischen Gewerks-
chaftsverbinden oder Européischen Betriebsriten, unterzeichnet wurden (**). Uber 200 linderiibergreifende Betriebsver-
einbarungen haben die Modernisierung der Beziehungen zwischen den Sozialpartnern und multinationalen Unternehmen
zum Ziel (*%). Dieser Ebene des Systems der Arbeitsbeziehungen in der EU wiirden stirker praxisorientierte Leitlinien fiir
grenziiberschreitende Tarifverhandlungen auf Unternehmensebene zugutekommen.

3.14.  All dies zeigt, wie dynamisch der soziale Dialog auf allen Ebenen ist, wenngleich eine solche Dynamik Instrumente
erfordert, um den sozialen Dialog angesichts der raschen Verinderungen in der Arbeitsorganisation und bei den
Ubergangen an die neuesten Erfordernisse von Unternehmen und Beschiftigten anzupassen. Die 2018 unterzeichnete und
von der Europdischen Kommission (%) geforderte Vier-Parteien-Erklarung Neubeginn fiir den sozialen Dialog war ein Versuch,
den brancheniibergreifenden sozialen Dialog an den neuen institutionellen Rahmen auf europdischer Ebene anzupassen und
dabei der wirtschaftspolitischen Steuerung in der EU eine wichtigere Rolle bei der Forderung der Aufwirtskonvergenz der
Lebens- und Arbeitsbedingungen aller Européerinnen und Europder zu geben.

3.15.  Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung. In der Agenda 2030 fiir
nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen und ihren 17 Nachhaltigkeitszielen (SDG) wird (in SDG 8, 16 und 17)
anerkannt, dass der soziale Dialog die (demokratischen) Institutionen stirken und den Ubergang zu einer nachhaltigeren
Wirtschaft erleichtern kann, indem ein gemeinsames Verstindnis fur die Herausforderungen und die Art, wie sie zu
bewiltigen sind, geschaffen wird. Dabei gelten die Sozialpartner als wichtige Akteure, wenn es darum geht, Gesellschaften

(") Beschluss 98/500/EG der Kommission vom 20. Mai 1998 iiber die Einsetzung von Ausschiissen fiir den sektoralen Dialog zur
Forderung des Dialogs zwischen den Sozialpartnern auf europdischer Ebene, abrufbar unter http://eur-lex.curopa.eu/LexUriServ/
LexUriServ.do?uri=0J:L:1998:225:0027:0028:DE:PDF.

(") Wie Verkehr, Energie, Landwirtschaft, Bauwesen, Handel, Metallverarbeitung, Werften und Bildung, Versicherungen und Banken.

(*)  Kerckhofs, Der sektorale soziale Dialog auf europdischer Ebene: Zahlen und Fakten, Eurofound (2019), verfiigbar unter
https:/[www.eurofound.europa.eu/de/publications/report/2019/european-sectoral-social-dialogue-facts-and-figures.

(") Konkrete Hinweise siehe Ziffer 5.

(**  Die Europdischen Betriebsrite wurden erstmals durch die Richtlinie 94/45/EG vom 22. September 1994 tiber die Einsetzung eines
Europiischen Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhérung der Arbeitnehmer in
gemeinschaftsweit operierenden Unternehmen und Unternchmensgruppen eingefiihrt, sind inzwischen aber in der Neufassung
der Richtlinie geregelt. https:/[/eur-lex.curopa.cu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02009L0038-20151009 Laut dem Bericht
Benchmarking Working Europe 2019 gab es 2018 1150 Europdische Betriebsrite, die sich aus ungefihr 20 000 Arbeit-
nehmervertretern zusammensetzten.

(¥)  EGB-BusinessEurope, Abschlussbericht — Erfahrung als Fundament: Ein Win-Win-Ansatz in Sachen transnationaler Arbeits-
bezichungen in multinationalen Unternchmen, 2018.

(*)  Angaben der Europdischen Kommission, Datenbank zu transnationalen Betriebsvereinbarungen, abrufbar unter https:/[ec.europa.eu/
social/main.jsp?catld=97 8&langld=de.

(¥)  Weitere Informationen unter: https://ec.europa.eu/social/main.jsp?eventsld=1028&catld=8 8 &furtherEvents=yes&langld=en&.


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:1998:225:0027:0028:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:1998:225:0027:0028:DE:PDF
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/report/2019/european-sectoral-social-dialogue-facts-and-figures
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02009L0038-20151009
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=978&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=978&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?eventsId=1028&catId=88&furtherEvents=yes&langId=en&
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und Volkswirtschaften zu reformieren und zu modernisieren. Sie konnen zu den meisten SDG einen Beitrag leisten und
Nachhaltigkeitsaspekte umfassender als bisher einbeziehen. Um den Rahmen der Verhandlungen zu erweitern, miissen neue
Partnerschaften und Strategien entwickelt werden (*). Ein autonomer und unabhingiger sozialer Dialog ist wichtig, um die
Sozialpolitik mit einer soliden Wirtschaftspolitik und gleichzeitig mit einer Strategie fiir nachhaltiges Wirtschaftswachstum,
Wettbewerbsfihigkeit und sozialen Fortschritt in allen Mitgliedstaaten und im Europiischen Wirtschaftsraum zu
verbinden (¥).

3.16.  Wenn der soziale Dialog weiterhin von Nutzen sein soll, muss er sich mit neuen Themen und den Verdnderungen
des Arbeitsmarkts befassen und wirksame Ergebnisse erzielen. Neue, atypische Beschiftigungsformen konnen die Grenzen
des Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Verhiltnisses verwischen und dazu fuhren, dass immer mehr Menschen vom Geltungsbe-
reich von Tarifverhandlungen oder Schutzvorschriften ausgeschlossen sind. Dieser Bereich kann im Rahmen des sozialen
Dialogs behandelt werden und so zu einem Konsens zwischen Arbeitnehmern und Unternehmen beitragen, so dass alle
Aspekte der Nachhaltigkeit berticksichtigt werden.

3.17.  Die Wirksamkeit des dreigliedrigen sozialen Dialogs kann gesteigert werden, wenn dieser konkrete Verhandlungen
und Ergebnisse auf allen Ebenen fordert. Die Funktionsweise der Institutionen des dreigliedrigen sozialen Dialogs und die
Verfahren fiir die Konsultation konnen insbesondere in den mittel- und osteuropiischen Liandern noch verbessert werden,
um eine groflere Wirkung zu entfalten. Das wiirde auch zu einer stirkeren, rechtzeitigen und sinnvollen Einbeziehung der
Sozialpartner in die Politikgestaltung und Entscheidungsfindung fithren. Im Rahmen des laufenden Projekts der JAO und
der Kommission sollen bewihrte Verfahren, die sich aus dem sozialen Dialog in verschiedenen Lindern ergeben, sowie
Mafinahmen seitens der Behorden ermittelt werden, die darauf abzielen, die Rolle des sozialen Dialogs — einschlieflich
Tarifverhandlungen — bei der Bewiltigung neuer Herausforderungen und Chancen in einer neuen Arbeitswelt und
gleichzeitig die Autonomie der Sozialpartner zu stirken (%).

3.18. In der europiischen Siule sozialer Rechte (%) werden die Autonomie der Sozialpartner sowie ihr Recht auf
Kollektivmafinahmen und auf Beteiligung an der Gestaltung und Umsetzung von beschiftigungs- und sozialpolitischen
Mafinahmen auch anhand von Tarifvertragen anerkannt. In der europiischen Sdule sozialer Rechte wird die wesentliche
Rolle des sozialen Dialogs und der Sozialpartner sowie der Tarifverhandlungen auf allen Ebenen bekraftigt.

3.19. In einem Aktionsplan zur Umsetzung der europdischen Siule sozialer Rechte sollen die Moglichkeiten
sondiert werden, den sozialen Dialog und Tarifverhandlungen zu fordern und die Kapazititen der Gewerkschaften
und der Arbeitgeberverbinde auf europdischer und nationaler Ebene auszubauen.

3.20. Die Sozialpartner sollten in das Europdische Semester fiir die wirtschaftspolitische Steuerung sowie in die
Konzipierung der nationalen Reformprogramme einbezogen werden, insbesondere in die Gestaltung und Umsetzung von
Reformen und Mafinahmen in den Bereichen Beschiftigung, Soziales und gegebenenfalls Wirtschaft entweder aufgrund
landerspezifischer Empfehlungen oder nationaler Eigeninitiative (*°).

3.21.  Oft wird darauf hingewiesen, dass die nationalen Regierungen nur in einigen wenigen Lindern die Sozialpartner
einbeziehen, und iiber Jahre gesammelte Erkenntnisse belegen, dass die Moglichkeit einer Anh6rung im Rahmen der
wirtschaftspolitischen Steuerung im Ermessen der amtierenden Regierungen liegt. Noch schlimmer sieht es in den
Mitgliedstaaten aus, in denen die Strukturen und Verfahren des sozialen Dialogs historisch bedingt schwach ausgepragt sind
und bleiben. Die nationalen Sozialpartner verfiigen auf jeden Fall nicht immer tiber geniigend Kapazititen fur die aktive
Beteiligung an diesem anspruchsvollen Prozess (*').

(*)  Nachhaltigkeit und Governance, Bericht zur Beschiftigung und zur sozialen Lage in Europa, Kapitel 6.

(*)  Die ersten Ergebnisse eines gemeinsamen Projekts der IAO und der EU zur Stirkung der Sozialpartner und des sozialen Dialogs
wurden auf einer Konferenz im vergangenen Mirz vorgestellt. Dabei ging es um die Wirksamkeit der Institutionen des nationalen
sozialen Dialogs und die Rolle des Staates bei der Forderung dieses Prozesses.

(*)  In einem neuen Projekt der IAO und der Europdischen Kommission soll analysiert und dokumentiert werden, wie die Sozialpartner
in den EU-Landern versuchen, sich an diese Verinderungen anzupassen (Youcef Ghellab und Daniel Vaughan-Whitehead).

(*)  Interinstitutionelle Proklamation zur europdischen Siule sozialer Rechte, (2017/C[428/9).

() Siehe ETUC Trade Union Involvement Index for the Semester Process (EGB-Index der Gewerkschaftsbeteiligung fiir das Europdische
Semester) in Bezug auf nationale Dialoge im Rahmen des Semesters.

(*')  Zahlreiche Berichte von Eurofound, des EGB, der Europiischen Kommission, des Beschiftigungsausschusses und der Europdischen
Beobachtungsstelle zur sozialen Lage bestitigen, dass die Sozialpartner nicht angemessen einbezogen werden.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1529571246622&uri=CELEX:32017C1213(01)
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3.22.  Die Koordinierung im Rahmen des Semesters und durch den Rat iiber den Beschiftigungsausschuss liefert nicht
immer fiir alle Seiten zufriedenstellende Ergebnisse. Angesichts der fithrenden Rolle, die dem Europiischen Semester bei der
Umsetzung des MFR 2021-2027 und des Programms ,Next Generation EU“ zukommen soll, sollte iiberlegt werden, einen
Mechanismus einzufithren, der den Sozialpartnern das Recht gewihrt, sowohl auf europiischer als auch auf nationaler
Ebene zu den wichtigsten Etappen des Europdischen Semesters konsultiert zu werden. Durch eine Anderung des
Sechserpakets (*2) konnte die Verpflichtung fiir die nationalen Regierungen eingefithrt werden, die Sozialpartner zu den
wichtigsten nationalen Etappen des Semesters zu konsultieren, mit Kriterien wie einer guten zeitlichen Planung,
Zweckmifigkeit und Angemessenheit der Konsultation (Artikel 2-a Absatz 2, Buchstabe ¢, d und e der Ver-
ordnung 1466/97, geindert durch Verordnung (EU) Nr. 1175/2011).

3.23.  Aus Forschungsergebnissen (**) geht hervor, dass die nationalen Sozialpartner nicht immer tiber die Kapazitdten
verfiigen, um sich aktiv an diesem anspruchsvollen Prozess beteiligen zu konnen. Malnahmen zum Kapazititsaufbau fiir
die Sozialpartner, die auf die Starkung der nationalen Rahmen und Verfahren fiir den sozialen Dialog abzielen, sollten von
der Europiischen Kommission auch tiber die ESF-Mittel gefordert und unterstiitzt werden. Auf diese Weise konnten die
Sozialpartner ihre fir die Bewiltigung des derzeitigen 6kologischen und digitalen Wandels so wichtigen Kapazititen
stirken. In dieser Hinsicht ist die Kapazitit nicht nur ein internes Problem (fehlender) finanzieller und anderer Ressourcen,
sondern auch ein strukturelles Problem, das mit dem Rahmen fir die Arbeitsbeziehungen verkniipft ist.
Schulungsmafinahmen zum Aufbau der Kapazititen der Sozialpartner sowie die Schaffung von Anreizen fiir die
Beteiligung an zweigliedrigen Verhandlungen auf Branchen- und Unternehmensebene unter Wahrung der Tarifautonomie
miissen weiter unterstiitzt werden.

3.24.  Die Unterstiitzung fiir den Kapazititsaufbau im Rahmen der operationellen Programme des ESF sollte weiter
ausgebaut werden. Trotz der Einfithrung des Verhaltenskodex fur Partnerschaften, tiber den die Sozialpartner einen
stirkeren Einfluss auf den Inhalt dieser Programme erhalten sollten, stellen die Verwaltungsbehorden keine Unterstiitzung
fur den Aufbau von Kapazititen der Sozialpartner bereit. Die vorgeschlagene ESF+-Verordnung sollte Maffnahmen fiir den
Aufbau von Kapazititen sowie Angaben dazu enthalten, wie vorzugehen ist, um den Verwaltungsbehorden die Argumente
dafiir zu liefern, dass mehr fiir die Unterstiitzung des Kapazititsaufbaus der Sozialpartner zu tun ist. Diesbeziiglich werden
in landerspezifischen Empfehlungen fiir den sozialen Bereich (einschlielich derer fiir 2020) die Linder benannt, in denen
die Unterstiitzung der Sozialpartner am notwendigsten ist.

3.25.  Die Organisationen der Zivilgesellschaft und die Gruppe fiir den Dialog mit der Zivilgesellschaft sollten von der EU
und den nationalen Regierungen insbesondere bei bestimmten politischen Bereichen, in denen sie einen Mehrwert
erbringen konnen, angemessen konsultiert werden.

4. Analyse der Erfahrungen aus der letzten Finanzkrise 2008-2010 und der daraus gewonnenen positiven und
negativen Erkenntnisse

4.1.  In Krisenzeiten wie z. B. in der letzten Krise 2008-2010 stellt der soziale Dialog seinen Nutzen als Instrument zum
Hervorbringen von Losungen unter Beweis. Es verwundert nicht, dass die Vorschlige der Sozialpartner entweder darauf
abzielten, Arbeitsplitze zu erhalten und Entlassungen zu vermeiden oder das Ausmafl und die Folgen des Verlusts von
Arbeitsplitzen zu begrenzen. Der soziale Dialog ist ein wichtiges Instrument, das unter bestimmten Umstianden von den
Regierungen gefordert wurde, um die negativen wirtschaftlichen und sozialen Folgen der weltweiten Wirtschaftskrise zu
bekdmpfen. ,Tarifverhandlungen wurden genutzt, um das Schlimmste zu verhindern, d. h. Entlassungen, umfangreiche
Arbeitsplatzverluste und UnternehmensschlieSungen® (*4).

4.2.  Die Reaktionen der nationalen Sozialpartner auf die Auswirkungen der Finanzkrise auf den Arbeitsmarkt wurden
durch drei wesentliche Faktoren beeinflusst: das Ausmafl der Wirtschaftskrise, der institutionelle Aufbau der
Arbeitsbeziehungen und die Regierungsentscheidungen. In Landern mit gut etablierten Institutionen des sozialen Dialogs
wurden die Sozialpartner aktiv in die Gestaltung rascher und wirksamer dreigliedriger Reaktionen auf Branchen- oder
Unternechmensebene einbezogen. Die Art und Weise der Intervention unterschied sich stark von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat. Ein entscheidender Faktor fiir den Erfolg oder Misserfolg des sozialen Dialogs war offenbar der Umfang der

(*»  https:/[ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/eu-economic-governance-monitoring-
prevention-correction/european-semester/framework/eus-economic-governance-explained_en.

() Ebd. Eurofound-Berichte; Benchmarking Working Europe, ETUI 2018; jihrliche ETUI-Analysen der Umsetzung der linder-
spezifischen Empfehlungen im Rahmen des Europdischen Semesters.

(*)  Benchmarking Working Europe (Vergleich der Arbeitswelt in Europa), Briissel: ETUI 2010.


https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/eu-economic-governance-monitoring-prevention-correction/european-semester/framework/eus-economic-governance-explained_en
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/eu-economic-governance-monitoring-prevention-correction/european-semester/framework/eus-economic-governance-explained_en
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staatlichen Unterstiitzung fiir den Prozess und die rechtzeitige Einbeziechung der Sozialpartner (**). Als allgemeines Muster
lasst sich ablesen, dass die Sozialpartner in der frithen Phase der Krise (2008-2010) unter hohem wirtschaftlichen Druck
Mafnahmen ergriffen haben, um bestehende Arbeitsplitze zu retten und das Gesamtbeschiftigungsniveau zu halten, wobei
sie gegebenenfalls auf automatische soziale Stabilisatoren zuriickgriffen. Das geschah nicht nur durch dreigliedrige
Verhandlungen auf nationaler Ebene, sondern spiegelte sich auch in den bilateralen Tarifvertriagen auf Sektor-/Branchen-
und Unternehmensebene wider (*°).

4.3, In der zweiten Phase der Krise (2011-2014) waren jedoch zahlreiche erhebliche Auswirkungen auf eine Reihe von
Aspekten der Arbeitsbezichungen in den Mitgliedstaaten festzustellen (¥): Einer davon war der Trend zu einer stirkeren
Dezentralisierung der Tarifverhandlungen. In einigen Mitgliedstaaten fihrte die Zunahme einseitiger Entscheidungen durch
die Regierungen einerseits und die Dezentralisierung der Tarifverhandlungen andererseits zu weniger Verbands-
tarifverhandlungen und einem Riickgang der Tarifbindung. Auch in den mittel- und osteuropdischen Systemen der
Arbeitsbeziehungen war ein Trend zu mehr Freiwilligkeit und weniger dreigliedrigen Strukturen und Prozessen zu
verzeichnen (*%).

4.4, Die Mitgliedstaaten, in denen sich die Krise am stirksten auf die Arbeitsbezichungen ausgewirkt hat, waren aus
wirtschaftlicher und sozialer Sicht am hirtesten von der Krise getroffen. Den Sozialpartnern in Griechenland, Irland,
Portugal und Spanien beispielsweise blieb angesichts der enormen wirtschaftlichen Anpassungen, die von diesen Liander
vorgenommen werden mussten, nur wenig Handlungsspielraum (*). Die Systeme der Arbeitsbeziehungen in den
nordischen und mitteleuropdischen Lindern sind tendenziell flexibler fiir Akteure und Verfahren (z. B. gibt es
Offnungsklauseln in Tarifvertrigen), sodass eine Anpassung an geinderte wirtschaftliche Rahmenbedingungen einfacher
moglich ist. Daher konnten aufgrund der soliden Beziehungen zwischen den Sozialpartnern positivere Ergebnisse erzielt
werden.

4.5.  Es wurden zwei Arten von Maflnahmen eingefiithrt, um die Auswirkungen der Krise abzufedern. Zum einen ging es
vor allem darum, Entlassungen zu vermeiden, und zum anderen, die Auswirkungen von Entlassungen abzumildern. Um
Entlassungen zu vermeiden, wurden in mehreren Lindern Kurzarbeitsregelungen verschiedener Art eingefithrt, aber es
zeigte sich auch, dass einige Teile der Bevolkerung und schutzbediirftige Gruppen von Arbeitnehmern in atypischen
Beschiftigungsverhiltnissen auf keinerlei Form des Sozialschutzes Anspruch hatten. Daher muss die Politik in erster Linie
fur inklusive Sozialsysteme und effiziente offentliche Dienste sorgen. Kurzarbeitsregelungen und Entgeltersatzleistungen
gingen mit Weiterqualifizierung und Umschulungen einher. Dies hitte in vielen Fillen als bewahrtes Verfahren zur
Krisenbewiltigung aufgefasst werden konnen und sollte auch so aufgefasst werden.

4.6.  Die zweite Art von Maflnahmen zur Abmilderung der Auswirkungen bestand einerseits aus Verhandlungen tiber
Kiindigungsabfindungen, nach denen eine grofle Nachfrage seitens der Arbeitnehmer bestand, und andererseits aus
Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern tiber die Unterstiitzung bei der Reintegration entlassener
Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt. Diese Vereinbarungen sahen aufgrund der unterschiedlichen institutionellen
Rahmenbedingungen in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich aus: Arbeitsplatzwechsel (in den Niederlanden),
Transfergesellschaften (in Deutschland), Rite fiir Arbeitssicherheit (in Schweden) und Arbeitsstiftungen (in Osterreich).
Diese Maffnahmen umfassten haufig Beratungsangebote, Stellenumschichtungen, Umschulungen und Informationen tiber
Stellenangebote. Das gesamte Mafinahmenspektrum ist der Veroffentlichung der Europdischen Kommission ,Industrial
Relations in Europe 2010“ (Arbeitsbeziehungen in Europa 2010) (*) zu entnehmen.

(*’)  ILO Policy Brief, The need for social dialogue in addressing the COVID-19 crisis. Genf: Mai 2020.

(**)  Eurofound (2012) Social dialogue in times of global economic crisis.

(*)  Eurofound (2013) Comparative analytical report: the impact of the crisis on working conditions relations.

(*®)  Glassner, V. (2013), Central and Eastern European industrial relations in the crisis: national divergence and path-dependent change;
und IAO: Recovering from the crisis through social dialogue in the new EU Member States: the case of Bulgaria, the Czech Republic,
Poland and Slovenia.

(*)  Eurofound (2014) Changes to wage-setting mechanisms in the context of the crisis and the EU’s new economic governance regime.

(*)  Europiische Kommission: Industrial relations in Europe, 2010.


https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/074e4d5c-902b-4978-9e1a-f94f30fa7be4/language-de
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4.7.  Der soziale Dialog spielt eine entscheidende Rolle bei der Konzipierung zeitnaher und gezielter Maffnahmen zur
Forderung der Erholung am Arbeitsmarkt und des wirtschaftlichen Aufschwungs in Krisenzeiten, doch konnen nicht alle
Probleme mit seiner Hilfe gelost werden. Konkrete politische Mafnahmen und Vorschriften sowie ein angemessener
haushaltspolitischer Spielraum sind in Krisenzeiten besonders wichtig (*!).

5. Beteiligung der Arbeitnehmer an der Unternehmensfithrung als Option fiir die Bewiltigung des Wandels

5.1.  Unter industrieller Demokratie versteht man allgemein die Steuerung von Geschiftsabldufen in nachhaltigen
Unternehmen (,Sustainable Company®) (*) auf der Grundlage des sozialen Dialogs, von Tarifverhandlungen und der
Unterrichtung, Anhoérung und Beteiligung der Arbeitnehmer auf Unternehmensebene (*’). Durch eine gute Unterneh-
mensfithrung konnen positive wirtschaftliche, soziale und 6kologische Ziele erreicht werden. Derzeit ist eine Mischung aus
Rechtsakten sowie operativen und politischen Mafnahmen in Kraft, die den Gepflogenheiten und Gegebenheiten der
nationalen Arbeitsbezichungen in den einzelnen Unternehmen Rechnung tragen. Die Globalisierung und die
internationalen Produktionsprozesse der europdischen Unternehmen haben sich auf die Gestaltung des Informationsflusses
beziiglich der Unternechmen ausgewirkt (*). Die vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern hat jiingst wihrend der COVID-19-Pandemie unter Beweis gestellt, wie wichtig sie ist.

5.2.  Das Recht der Arbeitnehmer auf Unterrichtung, Anhérung und Beteiligung gehort zu den sozialen Grundrechten,
ist in den internationalen (IAO) und europiischen (Europarat und EU) Menschenrechtsinstrumenten verankert und hat
grundlegende Bedeutung fiir einen wirksamen sozialen Dialog.

5.3.  Die Beteiligung der Arbeitnehmer auf européischer Ebene fordert einen rechtzeitigen Austausch von Informationen
mit Arbeitnehmervertretern in Systemen der Arbeitsbeziechungen sowie fundierte Entscheidungen des Managements in
bestimmten Angelegenheiten, die fiir Arbeitnehmer und Arbeitnehmervertreter von unmittelbarem Interesse sind, und tragt
so zu einem nachhaltigen und gerechteren Geschiftsmodell bei. Dies wiederum fithrt zu einer Verbreitung des Konzepts der
sozialen Marktwirtschaft, in der das europdische Gesellschaftsmodell als Triebkraft fiir die Wettbewerbsfahigkeit der
europdischen Unternehmen gilt.

5.4.  Auf EU-Ebene wurden Mindestanforderungen (*) und das Recht der Arbeitnehmer auf Unterrichtung, Anhorung
und Vertretung in Leitungsorganen in verschiedenen Rechtsvorschriften festgelegt. Dazu gehoren die Richtlinie tiber
Unterrichtung und Anhérung und die EBR-Richtlinie (**) sowie Rechtsakte zu bestimmten Unternehmensformen, wie
Europdische Gesellschaften und Europdische Genossenschaften, aber auch Rechtsakte fir bestimmte Fille wie
grenziiberschreitende Verschmelzungen, Unternehmensiiberginge und Massenentlassungen. Europdische Betriebsrite
(sowie die Betriebsrate Europdischer Gesellschaften) sind Organe zur Unterrichtung und Anhérung der Arbeitnehmer zu
grenziiberschreitenden Angelegenheiten und haben eine groffe Bedeutung fiir die européischen Arbeitnehmer. Sie spielen
eine wichtige Rolle bei der allméhlichen Integration der europdischen Mitgliedstaaten und des Binnenmarkts (*). Wie die
Kommission in ihrem Bericht (*) betont, besteht noch Verbesserungsbedarf in Bezug auf die Qualitdt und Wirksamkeit der
Information und Konsultation européischer Betriebsrite bei transnationalen Umstrukturierungen von Gesellschaften.

() Ebd. ILO Policy Brief 2020 und Internetportal der OECD: Tackling coronavirus — Contributing to the global effort, Mérz 2020.

(*)  ABL C 161 vom 6.6.2013, S. 35 — in Ziffer 3 wird eine ,Sustainable Company* definiert.

(¥)  Artikel auf der Grundlage einer Untersuchung von Eurofound: Pablo Sanz de Miguel, Christian Welz, Maria Caprile, Ricardo

Rodriguez Contreras: Industrial democracy in Europe: a quantitative approach, Labour and Industry, Juni 2020.

(*)  Artikel auf der Grundlage einer Untersuchung von Eurofound: Pablo Sanz de Miguel, Christian Welz, Maria Caprile, Ricardo
Rodriguez Contreras: Industrial democracy in Europe: a quantitative approach, Labour and Industry, Juni 2020.

(*)  Richtlinie 2002/14/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir die Unterrichtung und Anhorung der Arbeitnehmer und
Richtlinie 2009/38/EG tiber die Einsetzung eines Europdischen Betriebsrats.

(*9  Richtlinie 94/45/EG, Neufassung in der Richtlinie 2009/38EG.

(*)  Eurofound (2020) Social Dialogue and HR practices in European global companies, mit Analysen und Erkenntnissen tiber die Entwicklung
einer europdischen Dimension des sozialen Dialogs sowohl auf grenziiberschreitender Ebene der Beschlussfassung als auch in
lokalen Niederlassungen sowie iiber die Rolle der Europiischen Betriebsrite als zentrales Bindeglied zwischen den verschiedenen
Ebenen des sozialen Dialogs innerhalb eines Unternehmens, z. B. der nationalen und der europiischen Ebene.

(*)  Bericht der Europaischen Kommission iiber die Durchfithrung der Richtlinie 2009/38/EG iiber die Einsetzung eines Europdischen

Betricbsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhorung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit

operierenden Unternechmen und Unternehmensgruppen (Neufassung) durch die Mitgliedstaaten, Briissel, 14.5.2018

(COM(2018) 292 final).


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52012IE2096
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5.5.  Eine Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Leitungsorganen ist in den meisten Mitgliedstaaten gegeben, doch
fehlen gemeinsame Grundlagen auf europdischer Ebene, was sich daher in den unterschiedlichen Praktiken, die den
nationalen Rahmenbedingungen eigen sind, widerspiegelt. Der EWSA hat bereits in seiner Stellungnahme SOC[470 (*)
einen harmonisierten EU-weiten Rahmen fiir die Mitbestimmung von Arbeitnehmern in Leitungsorganen gefordert. Leider
wurde dieser Vorschlag in dem 2019 angenommenen Paket zum Gesellschaftsrecht nicht aufgegriffen.

5.6. Im 8. Grundsatz der europdischen Siule sozialer Rechte heiflt es, dass Arbeitnehmer und ihre Vertretungen das
Recht auf rechtzeitige Unterrichtung und Anhérung in fiir sie relevanten Fragen haben. Aus dieser Sicht ist die
Einbezichung der Arbeitnehmer von strategischer Bedeutung, um den durch die 6kologischen, demografischen und
technologischen Herausforderungen bedingten Wandel zu bewiltigen und Verdanderungen in der Arbeitsorganisation sowie
Umstrukturierungen zu begleiten (*°). Der EWSA fordert die europaischen und nationalen Institutionen auf sicherzustellen,
dass das Recht der Arbeitnehmer auf Unterrichtung, Anhorung und Mitbestimmung im Falle von Umstrukturierungen
geachtet wird.

5.7. Auch in den europdischen Rechtsvorschriften zum Arbeitsschutz wird hervorgehoben, dass die Arbeitnehmerver-
tretung in diesem Bereich eine wichtige Rolle spielt und daher beriicksichtigt werden muss. In einigen europaischen Lindern
waren dreigliedrige und zweigliedrige Vereinbarungen zur Eindimmung der COVID-19-Pandemie auf Unternehmensebene
Beispiele fiir vorausschauende gemeinsame Initiativen der Sozialpartner im Bereich Sicherheit und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz.

5.8.  Die COVID-19-Krise zeigt zum einen die positiven Beispiele fiir einen konstruktiven sozialen Dialog in Europa auf
Unternechmensebene, um Arbeitsplitze zu erhalten, eine sichere Riickkehr an den Arbeitsplatz zu gewihrleisten und
gleichzeitig die Geschaftstitigkeit fortzusetzen, und zum anderen, dass das Recht auf Unterrichtung und Anhorung nicht
iiberall in Europa geachtet wird, auch nicht wahrend der Notstandsphase sowie bei Umstrukturierungen und im Hinblick
auf die Mafnahmen, die fiir die Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz oder unter gefdhrlichen
Arbeitsbedingungen zu ergreifen sind. Auf européischer und nationaler Ebene miissen Maflnahmen ergriffen werden, um
die Achtung des Rechts auf Unterrichtung und Anhorung wihrend der Umstrukturierungsprozesse infolge der
COVID-19-Krise zu gewihrleisten.

5.9.  Weitere Schritte auf europiischer Ebene sind erforderlich, um Schwachstellen zu beheben und die Demokratie bei
der Arbeit zu stirken. Ziel ist es, in grenziiberschreitenden Situationen, in denen die nationalen Rechtsvorschriften nicht
einheitlich und gerecht angewandt werden konnen, einen angemessenen Mindestschutz und angemessene Mindestrechte in
Bezug auf die Unterrichtung, Anhorung und Vertretung von Arbeitnehmern zu gewihrleisten. Ein wirksamer
bereichsiibergreifender Rahmen beziiglich des Rechts der Arbeitnehmer auf Unterrichtung, Anhorung und Vertretung in
Leitungsorganen fiir EU-Gesellschaftsformen und Gesellschaften, die Instrumente fiir die Mobilitit von Gesellschaften
nutzen, ist erforderlich. Schwachstellen beim Zugang zu Informationen iiber Geschiftstatigkeiten in Drittstaaten und ihre
Auswirkungen auf Arbeitsplitze und Arbeitsbedingungen miissen ermittelt werden, damit die Europdischen Betriebsrite
ihrer Aufgabe ordnungsgemifl nachkommen konnen. Bei der Umsetzung der EBR-Richtlinie sollten die Durch-
setzungsmafnahmen verstirkt und bei festgestellten Mingeln wirksame und verhiltnisméfige Sanktionen vorgesehen
werden.

5.10.  Auflerdem muss sichergestellt werden, dass das Recht auf Unterrichtung und Anhorung der Beschaftigten im
offentlichen Dienst in vollem Umfang gewahrt wird. Der EWSA fordert die Kommission auf, Mafnahmen fiir eine
ordnungsgemifle Umsetzung der Vereinbarung der Sozialpartner in dieser Angelegenheit zu ergreifen.

5.11.  Die nationale Praxis zeigt Unterschiede bei der Arbeitnehmerbeteiligung. Insbesondere muss sichergestellt werden,
dass die Arbeitnehmervertreter, die im Einklang mit den europdischen und nationalen Vorschriften (°*!) in die Verwaltungs-
und Aufsichtsorgane berufen werden, ihre Aufgaben gemifl den nationalen und europiischen Rechtsvorschriften
ordnungsgemifd erfiillen konnen. Ferner muss sichergestellt werden, dass die Arbeitnehmer im Sinne der Richtlinie
angemessen und rechtzeitig iiber die Plane eines Unternehmens und die moglichen Auswirkungen auf die Arbeitspltze und
die Arbeitsbedingungen informiert und dazu konsultiert werden.

6. Der soziale Dialog als Instrument fiir eine nachhaltige und inklusive Konjunkturerholung nach der
COVID-19-Krise

6.1.  Viele Organisationen und Institutionen, darunter die IAO, die OECD, die Europiische Kommission, Eurofound und
auch die europaischen Sozialpartner, haben Informationen tiber Maffnahmen gesammelt, veroffentlicht und immer wieder
aktualisiert, die auf nationaler Ebene ergriffen wurden, um zunichst die Notstandsphase und anschliefend die
Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Titigkeiten und die Planung von Konjunkturprogrammen zu bewiltigen.

(*)  ABL C 161 vom 6.6.2013, S. 35.

() Artikel auf der Grundlage einer Untersuchung von Eurofound: Pablo Sanz de Miguel, Christian Welz, Maria Caprile, Ricardo
Rodriguez Contreras: Industrial democracy in Europe: a quantitative approach, Labour and Industry, Juni 2020.

(') Deutschland: gesetzlich festgelegte direkte Ernennung; Niederlande: Hinzuwahl von seitens der Arbeitnehmer benannten Managern;
Frankreich: gemischtes System mit direkten Berufungen und Ernennungen durch die Aktiondre; Schweden: Ernennung von
Gewerkschaftsvertretern usw.
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6.2.  In einigen Lindern wurden seit Beginn der Pandemie zwei- und dreigliedrige Vereinbarungen sowie eine Reihe von
zweigliedrigen sektoralen Vereinbarungen unterzeichnet, um Mafinahmen einzufthren, die dem Erhalt von Arbeitsplitzen
und dem Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz dienen.

6.3.  Das Ausbleiben einer koordinierten Reaktion der Mitgliedstaaten zu Beginn der Pandemie macht deutlich, dass fiir
die Erholung Solidaritit unter den Mitgliedstaaten fiir die Zukunft Europas erforderlich ist.

6.4.  Die europdischen Sozialpartner — EGB, BusinessEurope, CEEP und SMEunited — forderten in ihrer gemeinsamen
Erklirung zur COVID-19-Krise die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, die nationalen Sozialpartner in die Gestaltung und
Umsetzung der nationalen Mafnahmen einzubeziehen. Dass sie sich aktiv und wirksam einbringen konnen, hingt
allerdings nicht nur von ihren eigenen Kapazititen ab, sondern auch davon, dass die Regierungen ihre Rolle bei der
Einddmmung der Pandemie und bei der Bewiltigung ihrer soziodkonomischen Folgen anerkennen. Es gibt gute Beispiele fiir
ein vorausschauendes Krisenmanagement unter der Leitung sektorspezifischer europdischer Sozialpartner. Einige davon
sind dreigliedrig, andere wiederum zweigliedrig. In mehreren europdischen Lindern wurden Tarifvertrage geschlossen, um
ein sicheres Arbeitsumfeld, spezielle Arbeitsregelungen und im Rahmen des Sozialsystems Regelungen wie Krankheits-
urlaub und Elternurlaub zu gewihrleisten und so die Verbreitung des Virus einzudimmen.

6.5.  Der Aufbauplan der EU, der den Vorschlag ,Next Generation EU* der Kommission fiir und alle bereits getroffenen
Mafinahmen in Bezug auf spezielle Mittel, Zuschiisse und Darlehen der EZB und der EIB beinhaltet, ist zweifellos ein
umfangreiches Finanzmafinahmenpaket, durch das offentliche und private Investitionen zur Unterstiitzung von
nachhaltigem Wachstum und hochwertigen Arbeitsplitzen mobilisiert werden sollen.

6.6.  Auf dem Dreigliedrigen Sozialgipfel am 23. Juni 2020 betonten die Sozialpartner, dass Investitionen in die
offentliche Gesundheitsversorgung und die in diesem Zeitraum am stirksten betroffenen Dienstleistungsbranchen
erforderlich sind. Auflerdem werden strukturelle Investitionen in den Okologischen Wandel, die Digitalisierung und
innovative Technologien gebraucht, um die Wettbewerbsfahigkeit Europas durch die Forderung hochwertiger Arbeitsplitze,
der Aus-, Fort- und Weiterbildung und des sozialen und wirtschaftlichen Fortschritts bei gleichzeitiger europaweiter
Koordinierung zu stirken.

6.7.  Der EU-Aufbauplan muss sich unbedingt auf die Sozialpartner stiitzen und diese auf allen Ebenen einbeziehen. Der
soziale Dialog ist das Schliisselinstrument fiir eine gute wirtschaftspolitische Steuerung in Krisenzeiten. Konsultationen und
Gespriche auf dreigliedriger Ebene sorgen fiir eine bessere Politikgestaltung zur Bewiltigung der Krise, die Einbeziehung der
Sozialpartner in die Umsetzung und die Schaffung von Zuversicht, dass die Schwierigkeiten tiberwunden werden.
Gleichzeitig werden der gesellschaftliche Zusammenhalt und die Resilienz unserer Volkswirtschaften gestarkt. Auch lokale
Behorden sind an einer Bestandsaufnahme der Auswirkungen der Krise auf die Beschiftigten, die Unternehmen und die
lokalen Gemeinschaften beteiligt. Diese ist unerlésslich, um zu einer Einigung auf befristete Maffnahmen zu gelangen und
einen Konsens fiir mittel- und langfristige Konjunkturprogramme zu erzielen.

6.8.  Fiir die Zuweisung europiischer Mittel auf der Grundlage einer mittel- bis langfristigen Planung — wobei eine zu
breite Streuung dieser Mittel aufgrund von Fragmentierung zu vermeiden ist — und unter Beriicksichtigung der wihrend
der Krise aufgetretenen Schwachpunkte und der zunehmenden Ungleichheit in der Gesellschaft miissen nationale Pline
festgelegt werden.

6.9. In einigen EU-Lindern hat sich der soziale Dialog als wirksam erwiesen, um rasch und effektiv starke
Sofortmafinahmen zu ergreifen und den Unternehmen zu helfen, die Krise zu tiberstehen und so Arbeitsplatze zu schiitzen,
Menschen in Beschiftigung zu halten. Er hat zur Sicherstellung von Kurzarbeitsregelungen beigetragen, mit denen die
Auswirkungen auf die Beschiftigung abgefedert werden sollten, sowie zu Planungssicherheit fiir die Arbeitnehmer und
Unternehmen fiir die Bewiltigung der Erholungsphase.

6.10. In einigen Mitgliedstaaten erhielten die schutzbediirftigsten Gruppen, z. B. Personen in atypischen Beschiftig-
ungsverhaltnissen, Selbstindige und nicht angemeldete Arbeitskrifte, jedoch keinen Zugang zu Schutzmafnahmen und
laufen Gefahr, in Armut zu geraten, wodurch sich die soziale Notlage verschlimmern wiirde.

6.11.  Langfristig kann die EU die Mitgliedstaaten und die Sozialpartner dadurch unterstiitzen, dass sie Strukturreformen,
durch die der Beschaftigungsschutz eingeschrankt wird, riickgangig macht, mehr Spielraum fur Tarifverhandlungen schafft
und die Einrichtungen des Arbeitsmarkts starkt. Ferner sollte sich die EU dringenden Herausforderungen zuwenden, z. B.
der Langzeitarbeitslosigkeit, dem Ubergang zu einer griinen Wirtschaft und der Digitalisierung sowie der Weiterbildung und
Umschulung, um die Beschiftigungsfihigkeit zu erhohen. Gleichzeitig sollte sie einen angemessenen Regelungsrahmen fiir
verschiedene Beschiftigungsformen schaffen.
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6.12.  Eine bessere Zusammenarbeit zwischen der Kommission, den nationalen Regierungen, Arbeitgebern und
Gewerkschaften kann auch dazu beitragen, die Sozialsysteme an die sich dndernden wirtschaftlichen und sozialen
Gegebenheiten in Europa anzupassen und auf diese Weise den Sozialschutz auf die heute noch ausgeschlossenen
schutzbediirftigen Gruppen auszuweiten. Im Rahmen des Rates (Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und
Verbraucherschutz) sollte das Europdische Semester durch eine neue Bewertungsmatrix mit Indikatoren weiter verbessert
werden, um die Mitgliedstaaten bei der Uberwachung der erzielten Fortschritte bei den vereinbarten Manahmen und der
Verwirklichung der gemeinsamen Ziele auf europiischer Ebene zu unterstiitzen. In diesen schwierigen Zeiten sind
Entschlossenheit und Verantwortungsbewusstsein aller Behorden auf europdischer und nationaler Ebene sowie der
Sozialpartner und anderer Interessentriger aus dem sozialen Bereich aller Ebenen von wesentlicher Bedeutung, um eine
nachhaltige Erholung unserer Volkswirtschaften und die Stirkung des europiischen Gesellschaftsmodells sicherzustellen.

6.13.  In der Mitteilung Europdisches Semester 2020: Landerspezifische Empfehlungen (*») richtete die Europiische
Kommission ihre Empfehlungen in Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie an alle Mitgliedstaaten. In der Einleitung
betont sie: Ein gut funktionierender sozialer Dialog trdgt ganz wesentlich dazu bei, dass die Manahmen erfolgreich,
inklusiv und nachhaltig sind. Leider ist festzustellen, dass in einigen Mitgliedstaaten der soziale Dialog und die Einbeziehung
der Sozialpartner und der Organisationen der Zivilgesellschaft wihrend der COVID-19-Krise geschwicht oder
eingeschrankt wurden (**). Drei Mitgliedstaaten — Ungarn, Polen und Ruménien — erhielten darauthin eine Empfehlung,
fiir eine angemessene und wirksame Einbeziehung der Sozialpartner und Interessentriger in die Politikgestaltung
zu sorgen. Der EWSA fordert die Kommission auf, die Umsetzung der linderspezifischen Empfehlungen fiir diese Lander
genau zu iiberwachen und zu bewerten.

6.14.  Die Kommission sollte — beispielsweise durch Berichterstattungsinstrumente — dafiir sorgen und gleichzeitig
tberwachen, dass die Mitgliedstaaten wihrend des gesamten Europdischen Semesters und bei der Konzipierung ihrer
nationalen Aufbaupldne einen wirksamen sozialen Dialog mit nationalen Interessentrdgern fihren, um auf der Grundlage
eines umfassenden Engagements fiir wirksame Folge- und Umsetzungsmafinahmen sicherzustellen.

6.15.  Daneben muss unbedingt sichergestellt werden, dass das Handlungsvermégen der Sozialpartner infolge der
Corona-Krise nicht geschwicht wird. Die EU sollte alle notwendigen MafSnahmen, auch finanzielle Hilfe, in Erwigung
ziehen, um den Kapazititsaufbau der Sozialpartner sowohl fir Manahmen als auch fiir die Strukturen des sozialen Dialogs
zu unterstiitzen. Die europdischen Sozialpartner haben einen gemeinsamen Vorschlag an die Europdische Kommission
gerichtet (*%), ein neues Finanzinstrument zur Unterstiitzung ihrer auferordentlichen Tatigkeiten wihrend der
COVID-19-Krise einzufiihren.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Prasidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

(*»  Mitteilung der Kommission COM(2020) 500 final, 20.5.2020, Europdisches Semester 2020: Linderspezifische Empfehlungen.

(®)  EGB Briefing Notes: Workers' Information, Consultation and Participation (Unterrichtung, Anhorung und Beteiligung der
Arbeitnehmer), 15. Mai 2020.

(")  Gemeinsamer Vorschlag der sektoriibergreifenden europdischen Sozialpartner fiir die Schaffung eines speziellen Finanzinstruments
zur Unterstiitzung der Sozialpartner wihrend der COVID-19-Krise, gerichtet an den Exekutiv-Vizeprasidenten Valdis Dombrovskis
und den Kommissar fiir Beschiftigung und soziale Rechte Nicolas Schmit vom 10. April 2020.
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[II

(Vorbereitende Rechtsakte)

EUROPAISCHER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

555. PLENARTAGUNG DES EUROPAISCHEN WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSSES,
27.10.2020-29.10.2020

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum ,Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU)

Nr. 168/2013 hinsichtlich spezifischer Mafnahmen fiir Fahrzeuge der Klasse L aus einer auslaufenden
Serie infolge der COVID-19-Pandemie”

(COM(2020) 491 final — 2020/0251 (COD))
(2021/C 10/04)

Berichterstatter: Christophe LEFEVRE

Befassung Rat der Europdischen Union, 14.9.2020
Europdisches Parlament, 14.9.2020

Rechtsgrundlage Artikel 114 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union

Zustindige Fachgruppe Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion, Verbrauch

Prisidiumsbeschluss 15.9.2020

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 220/3/18

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Vor dem Hintergrund der COVID-19-Krise, die die Verkdufe im Jahr 2020 beinahe vollstindig zum Erliegen brachte,
hat der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) den Vorschlag der Europiischen Kommission fir eine
Verordnung gepriift, die es den Herstellern von Motorridern der Euro-4-Norm ermdglichen wiirde, die Fahrzeuge, die am
15. Mdrz 2020 auf Lager waren, iiber den 1. Januar 2021 hinaus zu verkaufen.

1.2.  Mit dieser Frist wurde die Moglichkeit eingeschrankt, auch noch nach der Einfithrung der verbindlichen
Euro-5-Norm zum 1. Januar 2021 die noch unverkauften, weniger umweltfreundlichen Fahrzeuge zu verkaufen.

1.3.  Der EWSA stellt fest, dass die urspriingliche Umsetzung der Verpflichtung zum Verkauf von der Euro-5-Norm
entsprechenden Motorradern und die Einstellung der Produktion von Euro-4-Fahrzeugen durch den vorliegenden Vorschlag
in keiner Weise infrage gestellt werden.

1.4.  Der EWSA unterstiitzt den Verordnungsvorschlag als angemessene und ausgewogene Maflnahme zur Bewiltigung
der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Krise und zur Abwendung einer kostspieligen Verschrottung des Euro-4-Fahr-
zeugbestands.

1.5.  Mit dem Vorschlag wird ein Gleichgewicht zwischen der Sicherstellung des reibungslosen Funktionierens des
Binnenmarkts, der durch COVID-19 stark beeintrichtigt wurde, und der Fortsetzung der Bemithungen um eine
Verringerung der Umweltauswirkungen des Straffenverkehrs gewihrleistet.
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2. Inhalt des Kommissionsvorschlags

2.1.  Die COVID-19-Pandemie hat die Motorradbranche in Mitleidenschaft gezogen: Mit dem erheblichen Riickgang der
Nachfrage aufgrund der Kontaktbeschrinkungen wuchsen die Lagerbestinde an, wahrend normalerweise 60 % der Verkdufe
eines Jahres in die Monate Mirz bis Juli fallen. Dies beeintrachtigt die Fahigkeit der Hersteller, einige der in der Verordnung
(EU) Nr. 168/2013 (") des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2013 festgelegten Fristen einzuhalten.

2.2, Gemif dieser Verordnung gelten die Schadstoffemissionen der Norm Euro 5 ab dem 1. Januar 2021, was bedeutet,
dass ab diesem Zeitpunkt nur Fahrzeuge, die die Anforderungen dieser Norm erfiillen, in der Union auf den Markt gebracht
werden diirfen.

2.3, Aufgrund der Bestimmungen der Verordnung (EU) tiber auslaufende Serien fiir Fahrzeuge der Klasse L konnen
Hersteller einen begrenzten Teil eines Bestands von Fahrzeugen, deren EU-Typgenehmigung nicht mehr giiltig ist, auf den
Markt bringen.

2.4, Wenngleich diese Verordnung einen Abbau der Lagerbestinde in Form ,auslaufender Serien” vorsieht, diirfen in
jedem Mitgliedstaat hochstens 10 % der durchschnittlichen Zahl der in den beiden vorangegangenen Jahren verkauften
Fahrzeuge bzw. hochstens 100 Fahrzeuge als auslaufende Serien verkauft werden. Nach Aussagen der Industrie beliefen sich
die Lagerbestinde im Marz 2020 jedoch auf schatzungsweise 553 700 Euro-4-Fahrzeuge.

Angesichts der Verringerung des Absatzes um 98 % und der Zahl der auf Lager befindlichen Fahrzeuge sind die bestehenden
Bestimmungen iiber auslaufende Serien dieser Situation nicht angemessen.

2.5.  Mit dem Vorschlag soll eine Ausnahmeregelung eingefithrt werden, nach der Hersteller der Euro-4-Norm
entsprechende Auslaufmodelle, die am 15. Mdrz 2020 auf Lager waren, auch noch im Jahr 2021 in Verkehr bringen diirfen,
und zwar in groferer Stiickzahl als in der urspriinglichen Verordnung vorgesehen.

2.6.  Auch wenn mit diesem Vorschlag die Einstellung des Verkaufs von Fahrzeugen verzogert wird, die
umweltschddlicher als die der neuen Generation sind, beschrankt sich die Flexibilitat auf Fahrzeuge, die zum Zeitpunkt
der Kontaktbeschrankungen bereits hergestellt waren. Aufferdem wird hierdurch vermieden, dass Fahrzeuge, die auf den
Markt gebracht worden wiren, wenn es keine Krise gegeben hitte, unnotig verschrottet werden miissen. Dieser Vorschlag
hat keinen Einfluss auf das Inkrafttreten der Euro-5-Norm fiir alle neu hergestellten Fahrzeuge zum 1. Januar 2021.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1.  Der EWSA bekriftigt seine Unterstiitzung fiir alle Initiativen zur Verringerung von Schadstoffemissionen und zur
Verbesserung der Luftqualitit und insbesondere fir die Anwendung von Emissionsnormen (,Euro-Normen®) im
Verkehrssektor. Die Emissionen von Schadstoffen — etwa Kohlenmonoxid, Stickoxide, Kohlenwasserstoffe und Feinstaub —
miissen unbedingt begrenzt werden.

3.2.  In seiner am 19. Januar 2011 einstimmig verabschiedeten Stellungnahme zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung
iiber die Genehmigung von zweirddrigen, dreirddrigen und vierrddrigen Fahrzeugen sowie iiber die entsprechende
Marktiiberwachung () begriifite der EWSA die von der Europidischen Kommission vorgeschlagene Frist () fur die
Einfithrung der neuen europdischen Umweltnormen.

3.3.  Der EWSA erkennt an, dass die COVID-19-Pandemie fiir die iiberwiegende Mehrheit der europiischen
Wirtschaftssektoren und insbesondere fiir saisonale Mirkte wie den Verkauf von Motorrddern, die von den in der
Hochsaison eingefithrten Maffnahmen zur Kontaktbeschrinkung besonders betroffen waren, eine groffe Herausforderung
darstellt.

3.4.  Aufgrund dieser Situation war es den Herstellern nicht moglich, eine befriedigende Menge von Fahrzeugen der
Norm Euro 4 zu verkaufen, deren Giiltigkeitsdauer am 31. Dezember 2020 ablduft. Der EWSA ist der Auffassung, dass die
Bestimmungen fiir Fahrzeuge auslaufender Serien in ihrer derzeitigen Form als Unterstiitzung fiir die Motorradbranche
nicht ausreichen, um die wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise abzumildern.

() Verordnung (EU) Nr. 168/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2013 iiber die Genehmigung und
Marktiiberwachung von zwei- oder dreirddrigen und vierradrigen Fahrzeugen.

( COM(2010) 542 final; Stellungnahme des EWSA: ABL C 84 vom 17.3.2011, S. 30.

() Siehe Fufdnote 2.

==


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R0168&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R0168&from=DE
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2010/DE/1-2010-542-DE-F1-1.Pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011AE0065&from=DE
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3.5.  Der EWSA hilt es daher fur notwendig, eine angemessene Losung fiir die Schwierigkeiten der Motorradbranche zu
finden, und zwar unter Wahrung eines Gleichgewichts zwischen dem Erfordernis, die seit dem 15. Marz 2020 auf Lager
befindlichen Fahrzeuge zu verkaufen, und dem Belang, das Inkrafttreten der Euro-5-Norm ab dem 1. Januar 2021 nicht zu

verzogern.

3.6.  Der EWSA befiirwortet daher die Einfihrung spezifischer Bestimmungen fir Fahrzeuge auslaufender Serien der
Klasse L fiir das Jahr 2021, die seiner Ansicht nach eine angemessene und ausgewogene Mafinahme darstellt, um das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts zu gewdhrleisten und gleichzeitig die Bemithungen um eine Verringerung der
Umweltauswirkungen des Strafenverkehrs fortzusetzen.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Présidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum ,Vorschlag fiir eine

Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2014/65/EU im

Hinblick auf die Informationspflichten, die Produktiiberwachung und die Positionslimits zur
Forderung der wirtschaftlichen Erholung von der COVID-19-Pandemie“

(COM(2020) 280 final — 2020/0152 (COD))

~Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der

Verordnung (EU) 2017/1129 im Hinblick auf den EU-Wiederaufbauprospekt und gezielte An-

passungen fiir Finanzintermediire zur Unterstiitzung der wirtschaftlichen Erholung von der
COVID-19-Pandemie*

(COM(2020) 281 final — 2020/0155 (COD))

~Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der

Verordnung (EU) 2017/2402 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir Verbriefungen und zur

Schaffung eines spezifischen Rahmens fiir einfache, transparente und standardisierte Verbriefung mit
dem Ziel, die Erholung von der COVID-19-Pandemie zu fordern“

(COM(2020) 282 final — 2020/0151 (COD))

,Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit dem Ziel, die wirtschaftliche Erholung von der COVID-19-Pan-
demie durch Anpassungen am Verbriefungsrahmen zu unterstiitzen“

(COM(2020) 283 final — 2020/0156 (COD))
(2021/C 10/05)

Hauptberichterstatter: Giuseppe GUERINI

Befassung Rat der Europdischen Union, 27.8.2020 (COM(2020) 281 final,
COM(2020) 282 final und COM(2020) 283 final).

Europiisches Parlament, 14.9.2020 (COM(2020) 281 final,
COM(2020) 282 final und COM(2020) 283 final).

Europdische Kommission, 23.9.2020 (COM(2020) 280 final).

Rechtsgrundlage Artikel 114 und Artikel 304 des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union

Zustandige Fachgruppe Fachgruppe Wirtschafts- und Wihrungsunion, wirtschaftlicher
und sozialer Zusammenhalt

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 246/0/8

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) begriifSt und unterstiitzt die im Manahmenpaket fiir die
Erholung der Kapitalmérkte enthaltenen Vorschldge zur Anderung der Richtlinie iiber die Regulierung der Finanzmérkte, die
Gegenstand dieser Stellungnahme sind. Mit diesen Anderungen sollen die Unterlagen und die Anforderungen fiir die
Finanzmirkte und insbesondere die Bestimmungen der MiFID-II-Richtlinie erheblich vereinfacht werden. Da das
Anderungspaket urspriinglich vier verschiedene Anderungsvorschlige enthielt, hilt es der EWSA jedoch fiir angebracht, in
dieser Stellungnahme das Vereinfachungskonzept insgesamt zu behandeln, das tiber die bloe Vereinfachung der
MIiFID-II-Bestimmungen hinausgeht und allgemeiner darauf abzielt, den Verwaltungsaufwand fiir die Akteure des Banken-
und Finanzsektors zu verringern und dadurch Ressourcen fiir Investitionen in die wirtschaftliche Erholung freizusetzen.

1.2, Der EWSA begriift die Vorschlige der Kommission und unterstiitzt die Ziele des von ihr vorgeschlagenen
Anderungspakets. Es miissen nimlich alle Anstrengungen fiir legislative Neuerungen unternommen werden, um i)
Investitionen in die Realwirtschaft zu erleichtern, ii) die Vergabe von Krediten an Einzelpersonen und KMU zu unterstiitzen
sowie iii) die Rekapitalisierung der europdischen Unternehmen zu fordern und die Rolle der Wertpapiermirkte zu stirken.
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1.3.  Der EWSA begriifit die Vereinfachung einiger Pflichten, die die Finanzmarktregulierung fur qualifizierte
Gegenparteien und professionelle Anleger mit sich bringt, und schliefit sich der bereits von den Banken in dieser Hinsicht
signalisierten Unterstiitzung an.

1.4.  Als Vertreter der Verbraucher und der Zivilgesellschaft verweist der EWSA auf die Notwendigkeit, auch Sparer und
Kleinanleger zu schiitzen, und unterstiitzt daher die Entscheidung der Kommission, mit den gezielten Anderungen eine
Beibehaltung der hohen Anforderungen der Finanzmarktregulierung anzustreben, damit den Bediirfnissen der
verschiedenen Anlegergruppen angemessen Rechnung getragen wird. Die Vereinfachung der Rechtsvorschriften darf
namlich nicht zu einer Verringerung des Schutzes fiir Sparer und weniger erfahrene Anleger fithren, die teilweise anders als
gewerbliche Akteure behandelt werden miissen.

1.5.  Der EWSA unterstiitzt das Ziel der Kommission, die Compliance-Kosten zu senken und Materialverschwendung zu
vermeiden, indem die Produktion von Druckerzeugnissen im Zusammenhang mit Finanzanlagen erheblich reduziert und
stattdessen digitale Werkzeuge genutzt werden, wodurch eine schnellere und sicherere Interaktion zwischen den
Finanzakteuren und Kunden sichergestellt wird, die Unterlagen besser archiviert werden kénnen und mehr 6kologische
Nachbhaltigkeit gewédhrleistet wird.

1.6.  Der EWSA begriiflt insbesondere das Ziel, in Bezug auf notleidende Risikopositionen Verbriefungen zu erleichtern.
Durch diese regulatorische Maflnahme koénnen die Banken ndmlich ihre Bilanzen freisetzen und so ihre Kreditverga-
bekapazitit erhohen, was gerade jetzt von entscheidender Bedeutung ist.

1.7.  Der EWSA ist daher der Ansicht, dass die Kommission sogar noch umfassendere Mafinahmen als die bisher
vorgeschlagenen ergreifen sollte. Die derzeit geltenden Rechtsvorschriften fur die Verbriefung notleidender Kredite wurden
noch vor der Pandemie festgelegt und sind so unflexibel, dass sie in der aktuellen COVID-19-Krise die Realwirtschaft und
insbesondere die KMU beeintrichtigen konnen.

1.8.  Diese rigiden Vorschriften — insbesondere diejenigen tiber die Fristen fiir die Ausfithrung der Transaktionen zur
Verduferung notleidender Risikopositionen durch die Banken — miissen sehr sorgfiltig angegangen werden, damit durch
die vorgeschlagene Vereinfachung nicht etwa Unternehmen, die sich auf notleidende Kredite spezialisiert haben, tiber
Gebiihr begiinstigt und Unternehmen der Realwirtschaft (noch mehr) in Schwierigkeiten gebracht werden, weil die Banken
sich veranlasst sehen, solche Forderungen zu schnell abzutreten.

2. Allgemeine Bemerkungen

2.1.  Das Paket, das die von der Européischen Kommission am 24. Juli 2020 vorgelegten Vorschlidge zur Anderung der
Finanzvorschriften enthalt, ergdnzt eine Reihe von Mafinahmen, die in den letzten Monaten im Banken- und Finanzsektor
ergriffen wurden, um eine effektive wirtschaftliche Erholung von der durch die COVID-19-Pandemie ausgelosten Krise zu
fordern.

2.2.  Das erste im Rahmen dieser Strategie angenommene Mafinahmenpaket betraf den Bankensektor und enthielt
Vorschlige zur Forderung der Bereitstellung von Bankkrediten an Privathaushalte und Unternehmen in der gesamten EU,
um die negativen Auswirkungen der Pandemie auf die Nachfrage und das Angebot in einer Reihe von Produktionsketten
auszugleichen.

2.3.  Die in dem am 24. Juli vorgeschlagenen MaRnahmenpaket enthaltenen Anderungen zielen hingegen auf die
Kapitalmirkte ab und sollen Investitionen fordern, die Kapitalisierung von Unternehmen erhéhen und die Fahigkeit der
Banken zur Finanzierung der wirtschaftlichen Erholung verbessern.

2.4, Das von der Kommission vorgeschlagene Paket sieht spezifische Vereinfachungen bei vier wichtigen Rechtsakten zur
Regulierung des Banken- und Finanzsektors vor: bei der Richtlinie iiber Mirkte fur Finanzinstrumente (MiFID-II), der
Prospektverordnung, der Verbriefungsverordnung und der Eigenkapitalverordnung (CRR). Obzwar die MiFID-II-Richtlinie
Hauptthema der vorliegenden Stellungnahme ist, hilt es der EWSA deshalb fiir wichtig, sich zum gesamten Paket zu dufern,
da die Wirksamkeit und der Nutzen der Kommissionsinitiative deutlicher zu Tage treten, wenn sie im groferen Kontext der
Anderungen betrachtet werden.

2.5.  Die in der der MiFID-II-Richtlinie vorgesehenen Mafnahmen zur Vereinfachung der Informationspflichten waren
bereits fur 2021 und 2022 geplant, sodass die Kommission zu diesem Zweck bereits eine offentliche Konsultation
durchgefithrt hatte. Der EWSA hilt das Vorziehen dieser Anderungen fiir richtig, um die mit der Umsetzung der
MiFID-II-Bestimmungen verbundenen Compliance-Kosten in einer fiir die europdische Wirtschaft kritischen Phase rasch zu
senken.

2.6.  Das von der Europiischen Kommission vorgeschlagene Paket umfasst Anderungen an der Prospektverordnung (EU)
2017/1129 durch Einfithrung eines ,EU-Wiederaufbauprospekts“ sowie gezielte Anpassungen fiir Finanzintermediire, mit
denen eine Vereinfachung angestrebt wird, um die derzeit mitunter iber 100 Seiten starken Prospekte auf 30 Seiten zu
verkiirzen.
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2.7. Mit den Anderungen an der Verbriefungs- und der Eigenmittelverordnung beabsichtigt die Kommission hingegen,
die dem EU-Bankensystem zur Verfiigung stehenden Instrumente zu verbessern und so dessen Fahigkeit zur Finanzierung
der Realwirtschaft zu verbessern. Diese MafSnahmen kniipfen an den fritheren Vorschlag der Européischen Kommission zur
Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) 2019/876 als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie an.

2.8.  Mit ihrem Vorschlag zur Verbriefung notleidender Kredite will die Kommission die mogliche Umwandlung
derartiger Kredite in handelbare Wertpapiere férdern. Durch die Verbriefung soll bei den Banken Kapital fur zusitzliche
Kredite freigesetzt werden und es soll sich ein breiteres Spektrum von Anlegern an der Finanzierung der wirtschaftlichen
Erholung beteiligen konnen.

2.9.  Generell zielen simtliche Vorschlige der Kommission auf eine wirksame Vereinfachung der Unterlagen bei
Finanzanlagen ab, um den Verwaltungsaufwand zu verringern und so Mittel fiir Investitionen in eine rasche wirtschaftliche
Erholung freizusetzen.

3. Besondere und allgemeine Bemerkungen

3.1.  Der EWSA begriift die Vorschlige der Kommission und unterstiitzt deren Ziele. Es miissen nimlich alle
erdenklichen Regulierungsmafinahmen ergriffen werden, um i) Investitionen in die Realwirtschaft zu erleichtern, ii) die
Vergabe von Krediten an Einzelpersonen und KMU zu unterstiitzen und iii) die Rekapitalisierung der europdischen
Unternehmen zu fordern und die Rolle der Wertpapiermirkte bei der Umsetzung der Konjunkturziele zu starken.

3.2. Der EWSA begriifit die Absicht, bestimmte Pflichten, die die Finanzmarktregulierung insbesondere fiir qualifizierte
Gegenparteien und gewerbliche Anleger vorsieht, zu verringern. In diesem Sinne wurde das von der Kommission verfolgte
Vereinfachungsziel von den Akteuren des Bankensektors bereits begriif3t.

3.3.  Als Vertreter der Verbraucher und der Zivilgesellschaft begriifit der EWSA die Entscheidung, die hohen
Regulierungsanforderungen zum Schutz von Sparern und Kleinanlegern beizubehalten und so den Bediirfnissen der
verschiedenen Anlegergruppen angemessen Rechnung zu tragen. Die Vereinfachung der Rechtsvorschriften darf nidmlich
keinesfalls zu einer Verringerung des Schutzes fiir Sparer und weniger erfahrene Anleger fithren, die in mancher Hinsicht
anders als gewerbliche Akteure und qualifizierte Gegenparteien behandelt werden miissen.

3.4.  Der EWSA spricht sich in Anlehnung an den jiingsten Bericht des Hochrangigen Forums zur Kapitalmarktunion
grundsitzlich fiir eine umfassende Uberpriifung der Banken- und Finanzvorschriften der EU aus, um hier Uber-
schneidungen und Diskrepanzen zu beseitigen und vor allem jene zum Schutz der Sicherheit von Sparern gedachten
Bestimmungen zu ersetzen, die sich als ineffizient, aufwindig und nachteilig fiir die Finanzakteure wie fir die Anleger
herausgestellt haben.

3.5.  Zudem unterstiitzt der EWSA das Ziel der Kommission, die Compliance-Kosten sowie die Materialverschwendung
zu senken, indem deutlich weniger Unterlagen in Papierform erstellt werden und stattdessen auf digitale Interaktion gesetzt
wird. Mit digitalen Instrumenten konnen namlich eine schnellere und sicherere Interaktion zwischen den Finanzakteuren
und Kunden, eine bessere Archivierung der Unterlagen sowie mehr okologische Nachhaltigkeit gewahrleistet werden.

3.6.  Des Weiteren begriifft der EWSA die Vereinfachung bei den Informationen tiber die Kosten und Pflichten bei
Finanzanlagen, wobei fiir qualifizierte und weniger qualifizierte Gegenparteien unterschiedliche Informationspflichten
festgelegt werden. Auch hier muss das Ziel darin bestehen, sowohl der Vereinfachung als auch einem angemessenen Schutz
von Sparern und Kleinanlegern gebithrend Rechnung zu tragen.

3.7.  In Bezug auf die wichtigsten Aspekte des Anderungsvorschlags zur MiFID-II-Richtlinie méchte der EWSA jene
hervorheben, die sich auf die Grenzwerte und Sicherungsgeschifte bei Anlagen in Finanzderivate im Energiebereich
beziehen. Er hilt es jedoch fiir sinnvoll, wenn im Zuge der Einfithrung von Befreiungen fiir Absicherungsgeschifte (hedging
exemptions) bei Energiederivaten auch Anreize fiir Anlagen in erneuerbare Energien gesetzt wiirden.

3.8.  Der EWSA begriifit die Entscheidung der Kommission, die Vorschriften zur Beschrankung von Sicherungsgeschiften
mit Derivaten auf der Basis von Investitionen in bestimmte fiir den menschlichen Verzehr gedachte landwirtschaftliche
Erzeugnisse zu bestdtigen. Es ist zwar wichtig und notwendig, die Entwicklung neuer Mirkte durch die Forderung von
Investitionen auch iiber Finanzinstrumente sicherzustellen, doch sollte dabei ein besonderes Augenmerk auf als bedeutsam
eingestufte landwirtschaftliche Grunderzeugnisse gerichtet werden, damit z. B. keine Verwendungszwecke gefordert
werden, die nicht der Erndhrung dienen.

3.9.  Der EWSA begriiftt, dass die vorgeschlagenen Anderungen auch die Vereinfachung aller Prospekte, Informations-
berichte und periodischen Berichte umfassen, wodurch die Einsparungen erzielt werden konnen, die zur Forderung
alternativer Finanzanlagen — u. a. durch den verstirkten Einsatz digitaler Instrumente — notwendig sind.
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3.10.  Die Kiirzung der Prospekte ist ebenfalls positiv zu bewerten, da sie die Compliance-Kosten fur Unterlagen senkt,
die in der Praxis oft zu lang und fiir weniger erfahrene Sparer schwer verstiandlich waren. Der EWSA hofft daher, dass es in
zweifacher Hinsicht zu einer Vereinfachung kommt: sowohl bei den fur die Informationspflichten aufgewandten
Ressourcen als auch — und vor allem — bei der Bereitstellung relevanter Informationen fiir Sparer.

3.11.  Eine umfassende Vereinfachung des Sektors, fiir die der neue ,EU-Wiederaufbauprospekt* ein gutes Beispiel ist,
konnte den Liquidititsfluss an Unternchmen sowie den Wiederanstieg des wihrend der COVID-19-Pandemie
geschrumpften Kapitalvolumens unterstiitzen. Dies wiirde die Ausgabe neuer Aktien auch durch Unternehmen mit
geringer oder mittlerer Kapitalisierung erleichtern, was wiederum den Zugang zu Kapital verbessern wiirde, ohne den
erforderlichen Schutz fiir Sparer aufzugeben.

3.12.  Die Anderung, mit der vorgeschlagen wird, den Schwellenwert fiir die Befreiung von der Prospektpflicht fiir
Nichtdividendenwerte, die von Unternehmen iiber Kreditinstitute begeben werden, von 75 Mio. EUR auf 150 Mio. EUR
anzuheben, erscheint besonders sinnvoll, um eine aktive Rolle der Banken und Kreditinstitute bei der Unterstiitzung der
wirtschaftlichen Erholung zu fordern. Der Kommissionsvorschlag sieht vor, dass diese Anhebung des Schwellenwerts fiir
die Prospektbefreiung voriibergehend ist. Der EWSA ist jedoch der Auffassung, dass diese Malnahme, dort, wo sie durch die
Heranfithrung der KMU an den Kapitalmarkt eine wirksame Diversifizierung der Unternehmensfinanzierung fordert, iiber
den Krisenzeitraum hinaus beibehalten werden sollte.

3.13.  Der EWSA begriifit das Ziel einfacherer Verbriefungen durch weniger strenge aufsichtsrechtliche Behandlung,
sofern diese Verbriefungen notleidende Kredite betreffen, da die Banken so einen Teil ihrer Bilanzen freisetzen konnen,
wodurch wiederum ihre Kreditvergabekapazitit steigt. Es sollte jedoch besonders darauf geachtet werden, dass diese
Vereinfachung letztlich nicht nur den auf die Abwicklung notleidender Kredite spezialisierten Firmen zugutekommt und
damit Unternehmen noch mehr in Schwierigkeiten bringt, weil die Banken ihre notleidenden Kredite zu schnell abtreten.

3.14.  Insbesondere in Bezug auf die Vorschlige zur Verbriefung notleidender Kredite teilt der EWSA zwar das
tibergeordnete Ziel der Kommissionsvorschlige, ist jedoch der Auffassung, dass die Mafnahme umfassender sein sollte als
vorgeschlagen.

3.15.  Die jiingsten Vorschlige der Kommission zielen richtigerweise auf die Einfithrung spezifischer Vorschriften fiir
notleidende Forderungen ab, um diese in bestimmter Hinsicht von vertragsgemafS bedienten Krediten abzuheben. Es sei
jedoch darauf hingewiesen, dass der gesamte derzeit geltende Rechtsrahmen fur notleidende Kredite unflexibel ist, was vor
allem im aktuellen, von der Pandemie stark beeintrachtigten wirtschaftlichen Kontext die Realwirtschaft und insbesondere
die KMU erheblich beeintrachtigen kann.

3.16. Es wird insbesondere auf die Verordnung fiir die aufsichtsrechtliche Letztsicherung fiir notleidende Kredite
(Backstop-Verordnung) verwiesen, die eine Abwertung notleidender Kredite nach einem strengen Zeitplan vorschreibt und
den tatsdchlichen Wert der fiir diese Kredite gestellten Sicherheiten kaum (oder vielmehr iiberhaupt nicht) beriicksichtigt.
Dieser Rahmen war schon vor der Pandemie kaum mit der Realitit des Sekundarmarkts fiir notleidende Kredite in Einklang
zu bringen — es bedarf daher nicht viel Fantasie, um sich vorzustellen, wie viel problematischer er im wirtschaftlichen
Umfeld nach der Pandemie sein konnte. Die in der Backstop-Verordnung vorgesehenen steigenden Riickstellungen sollten
zumindest voriibergehend ausgesetzt oder angepasst werden. Der Ausschuss betont ferner, dass die Bestimmung der
90-Tage-Uberfilligkeit angesichts der COVID-19-Krise voriibergehend gelockert werden sollte, um die negativen sozialen
Auswirkungen derart knapper Fristen zu vermeiden.

3.17.  Der EWSA ist sich bewusst, dass das von der Europdischen Kommission vorgelegte Paket von Anderungsvor-
schldgen zur Erleichterung der Erholung des Kapitalmarkts auf die Bewaltigung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie
abzielt, kann aber nicht umhin darauf hinzuweisen, dass die in der Verordnung (EU) 2019/630 des Europiischen
Parlaments und des Rates enthaltenen Bestimmungen tiber die Mindestdeckung notleidender Kredite im derzeitigen Kontext
ungeeignet sind, um die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie zu bewiltigen, und daher voriibergehend gelockert
werden sollten.

3.18.  Neben den Vorschligen der Kommission zur Verbriefung von Krediten sollten auch die von spezialisierten
Instituten und Finanzinstituten ohne Riickgriff auf Verbriefung erworbenen notleidenden Kredite wirksamer geregelt
werden, als dies mit den derzeitigen Aufsichtsvorschriften der Fall ist, indem Artikel 127 der CRR verbessert wird. Der
derzeitige Rechtsrahmen schafft nimlich durch die tibermifige Kapitalabsorption seitens der Finanzinstitute, die
notleidende Kredite auf dem Sekundarmarkt erwerben, einen paradoxen Negativanreiz.
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3.19.  Davon profitieren die auf den Erwerb notleidender Kredite spezialisierten Fonds, die fallweise von Finanzakteuren
auflerhalb Europas gehalten werden, die nicht dem EU-Rechtsrahmen und den Bestimmungen der Eigenkapitalverordnung
unterliegen. Daraus ergibt sich die paradoxe und dem Grundsatz ,gleiches Risikos, gleiche Vorschriften* widersprechende
Situation, dass das vermehrte Augenmerk, das die EU auf die interne Regulierung legt, denjenigen zugute kommen konnte,
die zwar im europdischen Binnenmarkt titig sind, ihren satzungsmafigen Sitz und ihr Kapital jedoch weiter in einem
Drittstaat haben und sich so zumindest teilweise dem EU-Regelwerk entziehen.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Prisidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum ,Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung

(EU) 2016/1011 im Hinblick auf die Ausnahme bestimmter auf Drittlandswihrungen bezogener

Wechselkurs-Referenzwerte und die Benennung von Ersatz-Referenzwerten fiir bestimmte ein-
gestellte Referenzwerte”

(COM(2020) 337 final — 2020/0154 (COD))
(2021/C 10/06)

Hauptberichterstatter: Christophe LEFEVRE

Befassung Rat, 28.8.2020
Europdisches Parlament, 14.9.2020

Rechtsgrundlage Artikel 114 und 304 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der
Européischen Union

Zustandige Fachgruppe Fachgruppe Wirtschafts- und Wahrungsunion, wirtschaftlicher
und sozialer Zusammenhalt

Beschluss des Prasidiums 14.7.2020

Verabschiedung im Plenum 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 244[0(7

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Im Einklang mit den in seinen Stellungnahmen (') ausgesprochenen Empfehlungen und insbesondere angesichts der
Einstellung des LIBOR (%) begriifst der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) die Vorschlige der
Kommission, mit denen die Kontinuitdt der operativen Bestimmungen fiir die Finanzakteure in der Kapitalmarktunion
gewahrt wird, in Bezug auf die Ausnahme bestimmter auf Drittlandswihrungen bezogener Wechselkurs-Referenzwerte und
die Benennung von Ersatz-Referenzwerten fur bestimmte eingestellte Referenzwerte.

1.2.  Bei diesen Vorschlidgen handelt es sich nicht nur um eine direkte Reaktion auf die Folgen der Einstellung des LIBOR
und des Austritts des Vereinigten Konigreichs aus der EU, sondern sie sehen gleichzeitig die Maglichkeit vor, die Situation
der Referenzwerte in Lindern mit nicht frei konvertierbarer Wahrung einzubeziehen, und tragen somit auch zu
umfassenderen Zielen bei.

1.3.  Nach Ansicht des EWSA kann die Kapitalmarktunion nur dann reibungslos funktionieren, wenn diese Markte sicher,
stabil und robust sind. Insofern spiegelt der Wegfall des LIBOR nur die schwindende Reprisentativitit dieses Marktes bzw.
der ihm zugrundeliegenden wirtschaftlichen Realitdt wider, wird aber erhebliche wirtschaftliche Folgen haben, da in
zahlreichen Vertrigen keine Auffangbestimmungen fiir seine Abschaffung als Referenzwert bis Ende 2021 vorgesehen sind.

1.4.  Daher muss unbedingt und prioritir ein Ersatz fir den LIBOR als Bezugswert gefunden werden. In diesem
Zusammenhang begriiSt der EWSA den Vorschlag der Europdischen Kommission, die nationalen Behorden durch den
Erlass einer EU-Verordnung in diesen Prozess einzubeziehen, wodurch die bei der Umsetzung einer Richtlinie bestehende
Gefahr voneinander abweichender Rechtsvorschriften ausgeschlossen ist.

1.5.  Der EWSA begriifSt, dass durch die Anderungsvorschlige zu diesen Referenzwerten die Europdische Kommission
gesetzlich zur Festlegung eines Ersatzzinssatzes ermichtigt wird, wenn ein Referenzwert, dessen Einstellung das
Funktionieren der Finanzmirkte in der Union signifikant storen wiirde, nicht mehr veréffentlicht wird.

") Europdisches Finanzaufsichtssystem (ESFS) — Reformen (ABI. C 227 vom 28.6.2018, S. 63). Nachhaltige Finanzierung: Taxonomie
und Benchmarks (ABL. C 62 vom 15.2.2019, S. 103) und Europdisches Finanzaufsichtssystem (ESFS) — Geinderter Vorschlag zur
Bekdmpfung der Geldwiasche (ABL C 110 vom 22.3.2019, S. 58).

(»  Der LIBOR (London Interbank Offered Rate — Londoner Interbanken-Angebotszins) dient als wichtigster international anerkannter
Referenzzinssatz fiir die Berechnung der Kosten von Interbankenkrediten.


https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2018:227:SOM:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2019:062:SOM:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2019:110:SOM:DE:HTML
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1.6.  Der EWSA begriifft auch die Tatsache, dass der gesetzliche Ersatzzinssatz kraft Gesetzes alle Bezugnahmen auf den
Leingestellten Referenzwert” in samtlichen Vertrdgen, die von einem in der EU beaufsichtigten Unternehmen geschlossen
wurden, ersetzen wird.

1.7.  Der EWSA hilt es fiir sinnvoll, dass die Mitgliedstaaten ermutigt werden, fiir Vertrige, an denen kein in der EU
beaufsichtigtes Unternehmen beteiligt ist, mittels nationaler Rechtsvorschriften gesetzliche Ersatzzinssitze festzulegen.

1.8.  Damit die Angemessenheit der neu eingefithrten Ausnahme verfolgt werden kann, werden die zustindigen
Behorden und die beaufsichtigten Unternehmen verpflichtet, der Kommission regelmafig dariiber Bericht zu erstatten, wie
die EU-Unternehmen die ausgenommenen Referenzwerte nutzen und wie sich die Bilanzen der beaufsichtigten
Unternehmen in Bezug auf das durch Schwankungen von Drittlandswihrungen bedingte Risiko verindern, wobei der
EWSA dieser Bestimmung zustimmt.

1.9.  Der Vorschlag steht im Einklang mit den Empfehlungen des Rates fiir Finanzstabilitit (°), der EWSA ist jedoch
dartiber beunruhigt, dass die Europdische Union weltweit der einzige Rechtsraum zu sein scheint, in dem versucht wird, den
Mechanismus fiir die Funktionsweise von Devisenkassakursen zu regeln.

1.10.  Selbstverstandlich empfiehlt der EWSA, die Umsetzung dieser Verordnung und ihre Integration in die
Finanzmirkte zu tiberwachen. Fiir den EWSA ist es von entscheidender Bedeutung, dass die geplanten Regeln konkret
und direkt zur Erreichung der Ziele beitragen und sich fuir alle Beteiligten und in allen Mitgliedstaaten positiv auswirken.

2. Hintergrund

2.1.  Im Arbeitsprogramm der Kommission fiir 2020 ist eine Uberpriifung der Verordnung iiber finanzielle
Referenzwerte (,Benchmark-Verordnung®) vorgesehen. Diese Indizes werden als Referenzwerte verwendet, um den fiir
ein Finanzinstrument oder einen Finanzkontrakt zu zahlenden Betrag oder den Wert eines Finanzinstruments zu
bestimmen. Durch die Festlegung von Standards fiir Unternehmensfihrung und Datenqualitit bei Referenzwerten, auf die
in Finanzkontrakten Bezug genommen wird, soll die Benchmark-Verordnung das Vertrauen der Kapitalmarktteilnehmer in
Indizes, die in der Union als Referenzwerte verwendet werden, stirken. Sie tragt zu den Bemiihungen der Kommission um
eine Kapitalmarktunion bei.

2.2.  Die Benchmark-Verordnung umfasst die Einfithrung einer Zulassungspflicht fir die Administratoren finanzieller
Referenzwerte, die Festlegung von Anforderungen fiir Kontributoren von Eingabedaten, die zur Berechnung der finanziellen
Referenzwerte verwendet werden, und die Regelung der Verwendung finanzieller Referenzwerte. In den Bestimmungen der
Benchmark-Verordnung ist vorgesehen, dass in der EU beaufsichtigte Unternehmen (wie Banken, Wertpapierfirmen,
Versicherungsunternehmen, Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW)) nur Indizes verwenden
diirfen, deren Administrator zugelassen wurde. In Drittlindern verwaltete Referenzwerte diirfen in der EU nur nach einem
Gleichwertigkeits-, Anerkennungs- oder Ubernahmeverfahren verwendet werden.

2.3.  Die Benchmark-Verordnung gilt seit Januar 2018. Die EU-Marktteilnehmer kénnen jedoch weiter in einem Land
auflerhalb der Union verwaltete Referenzwerte — unabhingig davon, ob ein Gleichwertigkeitsbeschluss vorliegt oder ob der
Index zur Verwendung in der Union anerkannt oder iibernommen wurde — verwenden, bis die Ubergangsregelung Ende
Dezember 2021 auslauft.

2.4, Erstens wird mit den Anderungen des in der vorliegenden Stellungnahme erdrterten Legislativvorschlags die
Europiische Kommission gesetzlich zur Festlegung eines Ersatzzinssatzes ermichtigt, wenn ein Referenzwert, dessen
Einstellung das Funktionieren der Finanzmarkte in der Union signifikant storen wiirde, nicht mehr veréffentlicht wird.

2.5.  Zweitens wird der gesetzliche Ersatzzinssatz kraft Gesetzes alle Bezugnahmen auf den ,eingestellten Referenzwert*
in samtlichen Vertrdgen, die von einem in der EU beaufsichtigten Unternehmen geschlossen wurden, ersetzen.

2.6.  Drittens werden die Mitgliedstaaten ermutigt, fiir Vertrdge, an denen kein in der EU beaufsichtigtes Unternehmen
beteiligt ist, mittels nationaler Rechtsvorschriften gesetzliche Ersatzzinssitze festzulegen.

() Internationales Wirtschaftsgremium, das auf dem G20-Treffen im April 2009 in London ins Leben gerufen wurde. Ihm gehdren
26 nationale Finanzbehorden (Zentralbanken, Finanzministerien usw.) sowie mehrere internationale Institutionen und Gremien an,
die Standards im Bereich der Finanzstabilitit entwickeln.
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2.7.  Damit die Angemessenheit der neu eingefithrten Ausnahme verfolgt werden kann, werden die zustindigen
Behorden und die beaufsichtigten Unternehmen verpflichtet, der Kommission regelmafiig dariiber Bericht zu erstatten, wie
die EU-Unternchmen die ausgenommenen Referenzwerte nutzen und wie sich die Bilanzen der beaufsichtigten
Unternehmen in Bezug auf das durch Schwankungen von Drittlandswihrungen bedingte Risiko verdndern.

3. Bemerkungen

3.1. Im Einklang mit den in seinen Stellungnahmen (*) ausgesprochenen Empfehlungen und insbesondere unter
Beriicksichtigung der Einstellung des LIBOR begriif$st der EWSA die Vorschlage der Kommission, mit denen die Kontinuitat
der operativen Bestimmungen fuir die Finanzakteure in der Kapitalmarktunion gewahrt wird, in Bezug auf die Ausnahme
bestimmter auf Drittlandswihrungen bezogener Wechselkurs-Referenzwerte und die Benennung von Ersatz-
Referenzwerten fiir bestimmte eingestellte Referenzwerte.

3.2.  Bei diesen Vorschligen handelt es sich nicht nur um eine direkte Reaktion auf die Folgen des Austritts des
Vereinigten Konigreichs aus der EU, sondern sie sehen gleichzeitig die Moglichkeit vor, die Referenzwerte in Landern mit
nicht frei konvertierbarer Wahrung einzubeziehen, und tragen somit auch zu umfassenderen Zielen bei.

3.3.  Sie ermoglichen es nimlich, die Verwendung von Wechselkurs-Referenzwerten zur Absicherung gegen die
Volatilitat von Drittlandswahrungen und die Zahlung von Derivatekontrakten in einer anderen Wihrung als der Wahrung
mit begrenzter Konvertierbarkeit zu beriicksichtigen, insbesondere wenn die Wahrung des Drittlandes nicht frei
konvertierbar ist.

3.4. Diese Reform ist von entscheidender Bedeutung, um die plétzliche, durch den Brexit bedingte Entwicklung der
Kapitalmarktunion im Zusammenhang mit der Bankenunion zu flankieren, das Funktionieren der Wirtschafts- und
Wahrungsunion (WWU) zu gewdhrleisten und die Position der EU und der Mitgliedstaaten in einem sich wandelnden
globalen Umfeld zu stirken.

3.5.  Im Einklang mit den Empfehlungen des Rates fiir Finanzstabilitdt zahlt die Reform kritischer Referenzwerte wie der
IBOR-Zinssitze (°) zu den obersten Priorititen des Aktionsplans der Kommission zur Kapitalmarktunion.

3.6.  Damit die Kapitalmarktunion reibungslos funktionieren kann, miissen diese Markte sicher, stabil und robust sein.
Insofern wird der Wegfall des LIBOR, auch wenn er die schwindende Reprisentativitit dieses Marktes bzw. der ihm
zugrunde liegenden wirtschaftlichen Realitit widerspiegelt, erhebliche wirtschaftliche Folgen haben, da in zahlreichen
Vertrdgen keine Auffangbestimmungen fiir seine Abschaffung als Referenzwert bis Ende 2021 vorgesehen sind.

3.7. Daher muss unbedingt und prioritir ein Ersatz fiir den LIBOR als Bezugswert gefunden werden. In diesem
Zusammenhang begriifSt der EWSA den Vorschlag der Europdischen Kommission, die nationalen Behorden durch den
Erlass einer EU-Verordnung in diesen Prozess einzubeziehen, wodurch die bei der Umsetzung einer Richtlinie bestehende
Gefahr voneinander abweichender Rechtsvorschriften ausgeschlossen ist.

3.8.  Fur die vorab von der Europdischen Kommission konsultierten Unternechmen und Gebietskorperschaften tragt die
Festlegung von Referenzwerten dazu bei, grenziiberschreitende Markttransaktionen zu sichern und gleiche Wettbewerbs-
bedingungen zu stirken, insbesondere in Lindern mit zu stark regulierten Wechselkursen.

3.9.  Mit dieser Anderung der Verordnung soll einem &uferst hohen Systemrisiko begegnet werden. Das Spektrum der
Kontrakte, die von der Einstellung eines weithin verwendeten Zins-Referenzwerts betroffen sein werden, umfasst:

a) von beaufsichtigten Unternehmen begebene Schuldtitel,

b) von beaufsichtigten Unternehmen in der Bilanz gehaltene Schuldtitel,

¢) Darlehen,

d) Einlagen und

e) Derivatekontrakte.

An einem Grofteil der Finanzkontrakte, in denen auf weithin verwendete Zins-Referenzwerte Bezug genommen wird, sind

beaufsichtigte Unternehmen im Rahmen der Benchmark-Verordnung beteiligt.

*) Europiisches Finanzaufsichtssystem (ESFS) — Reformen (ABI. C 227 vom 28.6.2018, S. 63). Nachhaltige Finanzierung: Taxonomie
und Benchmarks (ABL. C 62 vom 15.2.2019, S. 103) und Europdisches Finanzaufsichtssystem (ESFS) — Geinderter Vorschlag zur
Bekdmpfung der Geldwiasche (ABL C 110 vom 22.3.2019, S. 58).

() Bei den Interbanken-Angebotszinssitzen (Interbank Offered Rates — IBOR) handelt es sich um Referenzzinssitze von systemischer
Bedeutung, die vielen Kontrakten im Finanzwesen zugrunde liegen.


https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2018:227:SOM:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2019:062:SOM:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2019:110:SOM:DE:HTML
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3.10.  Die Rechtsunsicherheit und die potenziell negativen wirtschaftlichen Auswirkungen, die sich aus Schwierigkeiten
bei der Durchsetzung vertraglicher Verpflichtungen ergeben konnen, stellen ein Risiko fur die Finanzstabilitit in der Union
dar:

— Verbraucher, kleine, mittlere und Groflunternehmen sowie Anleger konnen ihrerseits besser geschiitzt werden, und
gleichzeitig werden mit diesem Vorschlag verschiedene Instrumente eingefiihrt, um sicherzustellen, dass die schrittweise
Einstellung eines weithin verwendeten Interbankenzinssatzes die Fahigkeit des Bankensektors, EU-Unternchmen
Finanzmittel zur Verfigung zu stellen, nicht unangemessen beeintrichtigt und damit nicht ein zentrales Ziel der
Kapitalmarktunion gefihrdet;

— in diesem Zusammenhang ist der EWSA der Auffassung, dass in Bezug auf den Vorschlag der Kommission auch die
folgenden Erwagungen gepriift werden sollten:

i) die Erwagungsgriinde und die Begriindung scheinen auf ein breites Spektrum von Kontrakten abzustellen, fur die
finanzielle Referenzwerte herangezogen werden, darunter Kreditvertrige (oder &hnliche Kreditfazilititen) mit
juristischen Personen oder anderen Akteuren (und nicht nur Verbrauchern). Es sei hier auf den Abschnitt
~2Anwendungsbereich des gesetzlichen Ersatz-Zinssatzes“ verwiesen;

ii

=

im verfiigenden Teil des Kommissionsvorschlags, in dem die Einfuhrung eines Ersatzes kraft Gesetzes festgelegt ist,
hier in Artikel 23a Absatz 2, wird der Begriff ,Finanzkontrakt“ verwendet, dessen Definition in der
Benchmark-Verordnung (Artikel 3 Absatz 1 Nummer 18) sich angesichts der Verweise auf die Richtlinien
2014/17[EU und 2008/48/EG nur auf Kreditvertrage mit natiirlichen Personen (Verbrauchern) bezieht;

iif) um die Kohirenz zwischen dem in der Begriindung genannten Ziel und dem verfiigenden Teil des Vorschlags zu
gewdhrleisten, hilt es der EWSA fiir sinnvoll, den Geltungsbereich und die Definition des Begriffs ,Finanzkontrakt*
zu priifen, damit nicht nur die mit Verbrauchern geschlossenen Kreditvertrige erfasst, sondern auch ein wirksamer
Mechanismus zur Einfithrung eines Ersatzes kraft Gesetzes von mit anderen Marktteilnehmern geschlossenen
Kreditvertragen garantiert wird;

— nach Auffassung des EWSA sollten die Befugnisse fiir die Einfithrung eines Ersatzes fur alle unter das Recht eines
Mitgliedstaates fallenden Kontrakte sowie fiir alle zwischen Einrichtungen in der EU geschlossenen Kontrakte gelten, die
unter das Recht eines Drittstaates fallen, wenn in den Rechtsvorschriften dieses Drittstaates keine gesetzliche Einfithrung
eines Ersatzes fur einen eingestellten Referenzwert vorgesehen ist;

— die vorgeschlagenen Mafinahmen fordern ,eine EU-Wirtschaft im Dienste der Menschen® (Arbeitsprogramm der
Kommission fiir 2020). Diese Initiative kommt Bankkrediten fur Privatkunden zugute, die an die IBOR gekoppelt sind,
was ein wichtiger Bestandteil einer auf die Bediirfnisse der Menschen ausgerichteten Volkswirtschaft ist.

3.11.  Da laut Erwigungsgrund 10 des Anderungsvorschlags die Vorschlige der Arbeitsgruppen beriicksichtigt werden
sollten und zumindest beim Ubergang von EONIA (Euro Overnight Index Average) zu €STR (Euro short-term rate) von der
entsprechenden Arbeitsgruppe der Ubergang zu €STR + Spread empfohlen wurde, hielte es der EWSA fiir sinnvoll, zu
bestdtigen, dass mit ,Ersatz-Referenzwert“ der ,neue Referenzwert + Spread” gemeint ist.

3.12.  Der EWSA hilt es fur sinnvoll, den Begriff ,erhebliche Stérung in der Funktionsweise der Finanzmarkte in der
Union®“ zu prizisieren. Hier ist gemdfl Erwigungsgrund 4 davon auszugehen, dass die Einstellung des LIBOR in diese
Kategorie fillt. Wenn man jedoch den Blickwinkel weitet und die Moglichkeit berticksichtigt, dass es irgendwann zum
Wegfall des EURIBOR kommen konnte, erscheint eine Definition des Begriffs ratsam.

3.13.  Der EWSA hilt es fir sinnvoll, auch die Rahmenbedingungen anzugeben, unter denen die Kommission dieses
Recht ausiiben wird, etwa innerhalb welcher Frist nach Eintreten der vereinbarten Bedingungen der Ersatz-Referenzwert
festgelegt wird.

3.14.  Eine weitere niitzliche Klarstellung wire der Grad der Extraterritorialitit der Anwendung dieser Mafnahme, d. h.,
inwieweit diese Manahme unabhingig von dem Recht, dem der Vertrag unterliegt, anwendbar ist, wenn eines der
beaufsichtigten Unternchmen seinen Sitz in einem der Mitgliedstaaten hat. Hierbei geht es insbesondere um die Vertrige
nach britischem Recht, das ab dem 1. Januar 2021 zum Drittstaatsrecht wird.
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3.15.  Eine Reform der Benchmark-Verordnung ist daher das richtige Instrument, um einen gesetzlichen Ersatzzinssatz
festzulegen und so die negativen Auswirkungen auf die Rechtssicherheit und die Finanzstabilitit aufzufangen, die eintreten
konnten, wenn der LIBOR oder ein anderer Referenzwert, dessen Einstellung zu erheblichen Storungen beim Funktionieren
der Finanzmirkte in der Union fithren wiirde, wegfillt, ohne dass ein solcher Ersatzzinssatz zur Verfiigung steht und in
Altkontrakte, an denen ein beaufsichtigtes Unternehmen im Rahmen der Benchmark-Verordnung beteiligt ist, eingefiigt
wird.

3.16.  Der Vorschlag steht im Einklang mit den Empfehlungen des Rates fiir Finanzstabilitit, der EWSA ist jedoch dariiber
beunruhigt, dass die Europdische Union weltweit der einzige Rechtsraum zu sein scheint, in dem versucht wird, den
Mechanismus fir die Funktionsweise von Devisenkassakursen zu regeln.

3.17.  Selbstverstindlich empfichlt der EWSA, die Umsetzung dieser Verordnung und ihre Integration in die
Finanzmirkte zu iiberwachen. Fiir den EWSA ist es von entscheidender Bedeutung, dass die geplanten Regeln konkret
und direkt zur Erreichung der Ziele beitragen und sich fir alle Beteiligten und in allen Mitgliedstaaten positiv auswirken.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Présidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zur ,Mitteilung der Kommis-

sion an das Europiische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und

den Ausschuss der Regionen — Europiische Kompetenzagenda fiir nachhaltige Wettbewerbs-
fahigkeit, soziale Gerechtigkeit und Resilienz*

(COM(2020) 274 final)

,Vorschlag fiir eine Empfehlung des Rates zur beruflichen Aus- und Weiterbildung fiir nachhaltige
Wettbewerbsfihigkeit, soziale Gerechtigkeit und Resilienz*

(COM(2020) 275 final)
(2021/C 10/07)

Berichterstatterin: Tatjana BABRAUSKIENE

Befassung Europdische Kommission, 12.8.2020

Rechtsgrundlage Artikel 304 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union

Zustindige Fachgruppe Beschaftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft

Annahme in der Fachgruppe 9.9.2020

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 218/0/5

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) weist darauf hin, dass gut ausgebildete und qualifizierte
Arbeitskrifte eine der wichtigsten Stirken des europdischen Sozial- und Wirtschaftsmodells sind und die Forderung der
Ausbildung von jungen Menschen und Erwachsenen als Hebel zur Ankurbelung eines langfristigen und nachhaltigen
Wirtschaftswachstums genutzt werden sollte, da sie zur Steigerung der Innovationskraft, Produktivitit und
Wettbewerbsfihigkeit beitrigt und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei einem gerechten Ubergang und ihrer
Karriere- und Lohnentwicklung unterstiitzt.

1.2.  Der EWSA begriiflt, dass die Kompetenzagenda und der Vorschlag fiir eine Empfehlung zur beruflichen Aus- und
Weiterbildung im von der europdischen Siule sozialer Rechte vorgegebenen Rahmen ausgearbeitet wurden und dass der
erste Grundsatz der europdischen Siule sozialer Rechte als Motto fiir die Kompetenzagenda gewihlt wurde.

1.3.  Der EWSA ist der Auffassung, dass Instrumente wie die Projekte der Zentren fiir berufliche Exzellenz sowie die
Finanzierung der Teilnahme von Lindern an EuroSkills-Wettbewerben zu Verbesserungen im gesamten Berufsbildungs-
system fithren und die Qualitdt, Attraktivitit und Inklusivitat der beruflichen Aus- und Weiterbildung fur alle erhohen
werden. Erreicht werden sollte dies mit den einschligigen Sozialpartnern und zivilgesellschaftlichen Organisationen,
einschlieflich der Familien, Eltern und Studierenden.

1.4, Der EWSA weist darauf hin, dass die Schliisselkompetenzen sowie Kompetenzen in den MINKT-Fichern () in
die Vermittlung der ,richtigen Kompetenzen“ einbezogen werden miissen, um dem unmittelbaren Bedarf junger
Menschen und Erwachsener fiir ein erfolgreiches Leben in der Gesellschaft sowie den Bediirfnissen des Arbeitsmarktes im
Rahmen der digitalen und griinen Wende gerecht zu werden.

1.5.  Der EWSA verweist auf den Schwerpunkt auf sozialen Kompetenzen und der Biirgerkompetenz, die fiir den
Einzelnen als Biirger in einer Demokratie von entscheidender Bedeutung sind. Politische Bildung sollte fiir alle, insbesondere
fir benachteiligte Gruppen, zuginglich sein. (3) Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten auf, die Empfehlung des Rates zur
Forderung gemeinsamer Werte () umzusetzen und auch die Vermittlung der europdischen Werte und Identitit in der
beruflichen Aus- und Weiterbildung und in der Erwachsenenbildung zu fordern.

") Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Kunst und Technik.

EIGE.

) Empfehlung des Rates zur Forderung gemeinsamer Werte, inklusiver Bildung und der europiischen Dimension im Unterricht
(ABL C 195 vom 7.6.2018, S. 1).

o —
N


https://eige.europa.eu/rdc/thesaurus/terms/1083
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018H0607(01)
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1.6.  Der EWSA begriiflt den Vorschlag fiir einen Pakt fiir Kompetenzen zur Umschulung und Weiterbildung von
Arbeitnehmern und fordert dazu auf, erreichbare Ziele sowie gemeinsam vereinbarte Qualititsgrundsitze aufzustellen
und die einschldgigen Sozialpartner, zivilgesellschaftlichen Organisationen und weitere wichtige Interessentriger daran zu
beteiligen, um fiir alle wirksame Losungen zu bieten.

1.7.  Der EWSA ruft dazu auf, Beratungs- und Orientierungsmaffnahmen in Bezug auf den digitalen und
okologischen Wandel auf dem Arbeitsmarkt besser bekannt zu machen, indem die Unterstiitzungsmechanismen
verschiedener Informationsanbieter, z. B. Ausbildungsbotschafter der Gewerkschaften, sowie die personelle Unterstiitzung
fiir Unternehmen und die zivilgesellschaftliche Arbeit ausgeweitet werden, um Erwachsene und Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zu einer Weiterbildung oder Umschulung zu motivieren. Der EWSA weist darauf hin, dass die
Unterstiitzung von Menschen durch Schulungen im Rahmen eines gerechten digitalen und dkologischen Ubergangs mit der
Validierung des nichtformalen und informellen Lernens (NFIL) sowie mit der Gewihrleistung der Anerkennung und
Zertifizierung von Ausbildungen beginnt, so dass diese Teil vollwertiger Qualifikationen werden konnen.

1.8.  Der EWSA dringt unter Verweis auf seine Stellungnahme zum Thema ,Nachhaltige Finanzierung des lebenslangen
Lernens und der Kompetenzentwicklung vor dem Hintergrund des Fachkraftemangels® (*) darauf, den Aufbauplan, das
Aufbauinstrument ,Next Generation EU* und weitere EU-Fonds (z. B. ESF+, Fonds fiir einen gerechten Ubergang) effizient
und kohirent zur wirksamen Unterstiitzung der allgemeinen und beruflichen Bildung einzusetzen.

1.9.  Der EWSA fordert dazu auf, die Idee einer européischen Initiative fiir individuelle Lernkonten als iibergreifende
Initiative oder spezifische Unterstiitzung je nach Bedarf der Mitgliedstaaten durch Forschungsarbeiten auf europiischer
Ebene weiter zu priifen. Der EWSA fordert die Kommission auf, einen sozialen Dialog iiber individuelle Lernkonten und die
Entwicklung europdischer Kernprofile in der beruflichen Aus- und Weiterbildung anzustoen, um den Bediirfnissen
der verschiedenen Branchen, nationalen Anforderungen fiir Berufsschullehrer und Ausbildende im Einklang mit
Tarifvertragen, den sich dndernden Berufs- und Beschiftigungsprofilen und den Bediirfnissen der Unternehmen Rechnung
zu tragen, und die einschldgigen zivilgesellschaftlichen Organisationen zu konsultieren.

1.10. Der EWSA fordert nachdriicklich, die Indikatoren und Benchmarks erneut zu iiberpriifen und zu
aktualisieren, sobald Daten zu den Auswirkungen der COVID-19-Krise vorliegen. Die Daten und Informationen zur
beruflichen Aus- und Weiterbildung, zu Qualifikationen und zum Arbeitsmarktbedarf miissen im Hinblick auf die EU-Ziele
im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung verbessert werden, und die neuen Indikatoren sollten die Umsetzung
der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen (SDG) sowie des Europdischen Semesters gewihrleisten. Um die
vorgeschlagenen Zielvorgaben bis 2025 zu erreichen, ist in Bezug auf die Uberwachungshiufigkeit eine jihrliche
Aktualisierung einer Reihe von Daten erforderlich, um die Verbesserungen im Bereich der beruflichen Aus- und
Weiterbildung besser nachvollziehen zu konnen.

1.11.  Der EWSA fordert, dass allen Lernenden in der beruflichen Aus- und Weiterbildung das Recht und der Zugang zu
hochwertiger und inklusiver Berufsbildung und Lehrlingsausbildung garantiert werden. Dabei ist dem europiischen
Rahmen fiir eine hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung (°) Rechnung zu tragen. Zusitzlich zu dem in dem
Vorschlag fiir eine Empfehlung zur beruflichen Aus- und Weiterbildung dargelegten Indikator fiir die Teilnahme am Lernen
am Arbeitsplatz konnten ein Indikator fiir betriebliches Lernen festgelegt und die kollaborative Ausbildung, bei der ein
Unternechmen die Lehrlingsausbildung zusammen mit einem oder mehreren anderen Unternehmen durchfiihrt, gefordert
werden.

1.12.  Der EWSA verweist auf seine Stellungnahme zum Thema ,Eine EU-Strategie fiir bessere griine Kompetenzen fiir
alle*(°) und fordert die Kommission auf, im Einklang mit dem europiischen Griinen Deal eine Strategie fiir griine
Kompetenzen auf EU-Ebene zu entwickeln und Indikatoren fiir einen Kompetenzrahmen fiir den Bedarf an griinen
Kompetenzen aufzustellen, an deren Ausarbeitung die Regierungen, die Sozialpartner und zivilgesellschaftliche
Organisationen mitwirken sollten.

1.13.  Der EWSA ruft dazu auf, Manahmen zu entwickeln, um den Beruf des Berufsschullehrers und Ausbilders
attraktiver zu machen, indem strategische Aktualisierungen ihrer Erstausbildung und beruflichen Weiterbildung angeboten
werden, damit sie gut auf den okologischen und digitalen Wandel in der beruflichen Aus- und Weiterbildung vorbereitet
sind, sowie indem ihr Status aufgewertet wird, Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz verbessert werden und sie
an der Entwicklung der Lehrpline fir den digitalen und o6kologischen Wandel an berufsbildenden Schulen und
Bildungseinrichtungen im Rahmen eines echten sozialen Dialogs beteiligt werden.

ABL C 232 vom 14.7.2020, S. 8.

) Empfehlung des Rates vom 15. Mdrz 2018 zu einem Europdischen Rahmen fiir eine hochwertige und nachhaltige
Lehrlingsausbildung.

(®  Stellungnahme SOC/636 (in Arbeit), Anderung des Titels wurde beantragt.

—_—
=


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52019AE4762
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32018H0502(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32018H0502(01)
https://www.eesc.europa.eu/de/our-work/opinions-information-reports/opinions/eu-competence-framework-green-skills-own-initiative-opinion
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1.14.  Der EWSA wiirde es begriilen, wenn im Aktionsplan fiir digitale Bildung () praktische Unterstiitzung fiir
Schulgemeinschaften vorgeschlagen wiirde, um digitale Kompetenzen und Investitionen in digitale Tools sowie den
Internetzugang zu verbessern und dafiir zu sorgen, dass alle iiber digitale Kompetenzen — und zwar sowohl
personliche (fiir Alltag und Gesellschaft) als auch fachliche (technische und berufliche) — verfiigen. Der EWSA
fordert die Kommission auf, relevante Daten iiber den Zugang zu digitalen Tools und den Internetzugang in Schulen im
Zusammenhang mit dem SELFIE-Tool (¥) bereitzustellen. Es ist wichtig, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Bezug auf
die erforderlichen digitalen Kompetenzen fortzubilden und umzuschulen.

1.15.  Der EWSA empfiehlt, eine Studie auf EU-Ebene durchzufithren, um die von verschiedenen Anbietern
verwendeten Micro-Credentials zu erfassen sowie die tatsichlichen Bediirfnisse der europiischen Unternehmen,
Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Arbeitsuchenden in Bezug auf Micro-Credentials und deren Auswirkungen auf
Qualifikationen und Tarifvereinbarungen zu ermitteln.

1.16.  Der EWSA empfiehlt, die Europass-Plattform zu verbessern und Arbeitsuchenden, Lernenden, Arbeitgebern und
politischen Entscheidungstrigern vertrauenswiirdige Informationen zu bieten, die auch fiir Menschen mit Behinderungen
barrierefrei zuginglich und in verschiedenen Sprachen, einschlieflich der wichtigsten Sprachen von Migranten, Fliichtlingen
und Asylsuchenden, verfiigbar sein sollten.

1.17.  Der EWSA fordert dazu auf, bei nationalen Qualifizierungsmafinahmen den Schwerpunkt durch mafigeschnei-
derte Schulungen auf die Unterstiitzung von Studentinnen, Arbeitnehmerinnen und arbeitslosen Frauen zu legen
und gleichzeitig auch die wirksame Unterstiitzung von Familien anzustreben, die in der COVID-19-Krise mit grofen
Schwierigkeiten zu kdmpfen haben.

1.18.  Der EWSA fordert die Kommission auf, Mafnahmen auszuarbeiten, mit denen sichergestellt wird, dass jeder
einzelne Fliichtling und Asylsuchende die Maoglichkeit erhilt, seine Qualifikationen und Kompetenzen zu
validieren und im Einklang mit der Charta der Grundrechte der Europdischen Union eine Ausbildung sowie
Umschulungs- und Weiterqualifizierungsmaflnahmen zu absolvieren, um in den Arbeitsmarkt integriert zu werden.

1.19.  Der EWSA schldgt vor, die Konzepte fiir die Initiativen in den Bereichen Hochschulbildung und Forschung der
Kompetenzagenda sowie weitere politische Mafinahmen mit den Regierungen, den einschldgigen Sozialpartnern und
zivilgesellschaftlichen Organisationen niher zu erortern. Partnerschaften zwischen Unternehmen und Hochschulen
sollten beiden Seiten gleichermaflen zugutekommen und nicht zu Kiirzungen der Haushalte der offentlichen Hochschulen
fithren.

1.20.  Der EWSA fordert nachhaltige offentliche Investitionen in Hochschulbildung und Forschung im Rahmen
des Europdischen Semesters, die durch EU-Mittel unterstiitzt werden sollten, damit Bildung und Forschung fiir Studierende
und kiinftige Forschende vollstindig inklusiv und uneingeschrankt zuginglich sind und ein giinstiges Arbeitsumfeld fur
Wissenschaftler und Forschende gewahrleistet ist. Der EWSA ruft dazu auf, die Vorschlige zur Entwicklung von
Fihigkeiten und Kompetenzen von Forschenden mit den vorgesehenen Begiinstigten der Initiativen niher zu erortern.

1.21.  Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten auf, das Pariser Kommuniqué (2018) und das kommende Kommuniqué von
Rom (2020) umzusetzen und dafiir zu sorgen, dass die wissenschaftliche Freiheit und Integritit, die institutionelle
Autonomie, die Einbindung der Studierenden und Beschiiftigten in die Gestaltung der Hochschulpolitik sowie die
offentliche Verantwortung fur und von der Hochschulbildung als Kernstiicke des Europaischen Hochschulraums (EHR)
geachtet werden. Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten auf, die Grundwerte des Bologna-Prozesses zu achten und die
Grundsitze betreffend die soziale Dimension und die Qualitit des Lernens und Lehrens umzusetzen. Zudem fordert er die
Bologna-Follow-up-Gruppe auf, fir eine weitere Umsetzung der gemeinsam vereinbarten Bologna-Ziele zu sorgen.
Auferdem weist der EWSA auf die Bedeutung der Umsetzung UN-Empfehlung iiber die Stellung der Hochschullehrer|
innen (°) aus dem Jahr 1997 hin.

2. Hintergrund

2.1.  In der Mitteilung iiber die Europdische Kompetenzagenda fiir nachhaltige Wettbewerbsfahigkeit, soziale Gerechtigkeit und
Resilienz werden politische Prioritdten und Mafnahmen dargelegt, die insbesondere mit Blick auf die Bewiltigung des
okologischen und digitalen Wandels darauf abziclen, dass sich insgesamt mehr Menschen — und dies haufiger —
beruflich aus- und weiterbilden und dabei jene Kompetenzen erwerben, die fiir einen Arbeitsplatz erforderlich sind.

() Website der Kommission zu einem neuen Aktionsplan fiir digitale Bildung.
() SELFIE-Tool.
() Empfehlung iiber die Stellung der Hochschullehrer/innen.


https://ec.europa.eu/education/news/public-consultation-new-digital-education-action-plan_de
https://ec.europa.eu/education/schools-go-digital_de
http://portal.unesco.org/en/ev.php-URL_ID=13144&URL_DO=DO_TOPIC&URL_SECTION=201.html
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2.2.  Der neue Vorschlag basiert auf der Mitteilung Eine neue europdische Agenda fiir Kompetenzen: Humankapital,
Beschiftigungsfahigkeit und Wettbewerbsfahigkeit gemeinsam starken (2016) (*°). In der aktualisierten Kompetenzagenda (2020)
werden zwolf Initiativen und vier quantitative Ziele vorgeschlagen, die bis 2025 erreicht werden sollen. Der Vorschlag
fiir eine Empfehlung des Rates zur beruflichen Aus- und Weiterbildung fiir nachhaltige Wettbewerbsfihigkeit, soziale Gerechtigkeit und
Resilienz enthilt Vorschlige fiir zusitzliche Ziele fiir Lernende in der Berufsbildung. In dieser Stellungnahme werden beide
Initiativen behandelt.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1.  Die COVID-19-Pandemie hat die europiische Wirtschaft in eine tiefe Rezession gestiirzt und die Arbeitslosenquote
nach oben getriecben. Laut Eurostat fillt der jingste Anstieg der Arbeitslosigkeit im Vergleich zum Riickgang der
Wirtschaftstitigkeit zwar gering aus, jedoch diirfte die Arbeitslosenquote in der EU-27 von 6,7 % im Jahr 2019 auf 9 % im
Jahr 2020 ansteigen (''). Andererseits hat die COVID-19-Krise die Digitalisierung in den Bereichen Bildung, Arbeit und
Alltag beschleunigt. Das Paket der Kommission kommt daher genau zum richtigen Zeitpunkt, um die Debatte iiber
wirksame Maflnahmen im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung anzustofen.

3.2.  Der EWSA begriifdt, dass die Kompetenzagenda und der Vorschlag fiir eine Empfehlung zur beruflichen Aus- und
Weiterbildung im von der europiischen Siule sozialer Rechte vorgegebenen Rahmen ausgearbeitet wurden und sie zur
Verwirklichung des ersten Grundsatzes der europdischen Sdule sozialer Rechte beitragen sollen, in dem das Recht auf
allgemeine und berufliche Bildung und lebenslanges Lernen von hoher Qualitit und in inklusiver Form verankert ist. Alle
Europderinnen und Europier sollten im Rahmen eines gerechten Ubergangs und mit Blick auf den demografischen
Wandel das Recht auf Zugang zu hochwertiger und inklusiver Aus- und Weiterbildung sowie lebenslangem Lernen
haben. Der EWSA macht auf das dringende Problem der Bildungsarmut aufmerksam, die sich infolge des ungleichen
Zugangs zu allgemeiner und beruflicher Bildung wahrend der COVID-19-Krise verscharft hat.

3.3.  Er hilt Schlisselkompetenzen und soziale Kompetenzen fiir genauso wichtig die ,richtigen Kompetenzen®, die auf
dem Arbeitsmarkt benétigt werden. Diese Schliisselkompetenzen umfassen auch soziale und biirgerschaftliche
Kompetenzen, die fir den Einzelnen als Biirger in einer Demokratie von entscheidender Bedeutung sind, insbesondere,
wenn zunehmende soziale und wirtschaftliche Ungleichheit zu Radikalisierung, Populismus und mehr Kriminalitit
fihren konnen. In der Kompetenzagenda sollte der Entwicklung von Schliisselkompetenzen in den Pflichtlehrplanen sowie
dem Lernen junger Menschen und Erwachsener mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden. Der Schwerpunkt der
Kompetenzagenda auf MINT-Fichern () und unternehmerischer Kompetenz ist sehr zu begriiien, ebenso wie das
Verstandnis der in der Gesellschaft und auf dem Arbeitsmarkt erforderlichen umfassenden Kompetenzen, unter der
Voraussetzung, dass die soziale Kompetenz sowie Querschnittskompetenzen nicht in den Hintergrund geraten. Die
Kompetenzen in MINKT-Fachern (**) miissen weiter verbessert werden, da Kunst, Geistes- und Sozialwissenschaften sowie
die freien Berufe einen wesentlichen Beitrag zum BIP eines Landes leisten.

3.4.  Der EWSA hat in seiner Stellungnahme zum europiischen Bildungsraum (2018) (**) begriiflt, dass im Rahmen
dieser Initiative eine verstirkte Inklusivitit in den zukiinftigen Bildungssystemen vorgeschlagen wird. Zudem hat er
hervorgehoben, dass der Erwerb von Kenntnissen iiber die EU, demokratische Werte, Toleranz und Staatsbiirgerschaft im
Rahmen eines ganzheitlichen Bildungskonzepts unter besonderer Beriicksichtigung benachteiligter Gruppen (*°) auch bei
der Umsetzung der europdischen Siule sozialer Rechte als Recht fiir alle betrachtet werden sollte. Die Mitgliedstaaten
miissen unbedingt dazu angehalten werden, die Empfehlung des Rates zur Forderung gemeinsamer Werte (*°) umzusetzen. Wie
schon in seiner Stellungnahme zum Thema ,Europabildung® (1”) weist der EWSA darauf hin, dass in der beruflichen Aus-
und Weiterbildung sowie in der Erwachsenenbildung auch ein Schwerpunkt auf die Stirkung gemeinsamer europdischer
Werte und der europiischen Identitit gelegt werden sollte.

4. Besondere Bemerkungen

41. Der EWSA begriiffit den Vorschlag fiir einen Kompetenzpakt zur Um- und Weiterqualifizierung von
Arbeitnehmern. An der Ausarbeitung des Pakts miissen je nach Zielgruppe die einschligigen Sozialpartner,
zivilgesellschaftlichen Organisationen und weitere wichtige Interessentriger unbedingt beteiligt werden, damit
Ziele fiir die Adressaten eines solchen Pakts festgelegt werden und sichergestellt ist, dass diese Ziele auch erreicht werden.

(%) COM(2016) 381 final.

(") Pressemitteilung Eurostat ,Arbeitslosenquote im Euroraum bei 7,8 %, Juli 2020.
(") Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik.

() Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Kunst, Technik.

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 136.

(%)  EIGE.

(") Empfehlung des Rates (ABL C 195 vom 7.6.2018, S. 1).

(")  ABL C 228 vom 5.7.2019, S. 68.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016DC0381
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-press-releases/-/3-30072020-AP
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2019.062.01.0136.01.DEU&toc=OJ:C:2019:062:TOC
https://eige.europa.eu/rdc/thesaurus/terms/1083
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018H0607(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2019.228.01.0068.01.DEU&toc=OJ:C:2019:228:TOC
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Der Pakt sollte wirksame Losungen fiir junge Menschen und Erwachsene, Arbeitslose, Geringqualifizierte und
Arbeitnehmer bieten, wobei besonderes Augenmerk auf den Zugang soziookonomisch benachteiligter Gruppen zu
hochwertigen und inklusiven Méglichkeiten der beruflichen Aus- und Weiterbildung, Erwachsenenbildung sowie Um- und
Weiterqualifizierung gelegt werden sollte, die von einem breiten Spektrum von Anbietern wie oOffentlichen Arbeits-
verwaltungen, Unternehmen und Berufsbildungseinrichtungen geboten werden.

4.2.  Ein Qualititskriterium fiir diese Fortbildungsmafinahmen sollte sich auf die Validierung von nichtformalem und
informellem Lernen (NFIL) vor einer etwaigen Aus- oder Weiterbildung beziehen. Aus- und Weiterbildungen sollten
anerkannt und zertifiziert werden, wobei das Qualifikationsniveau oder der Teil der Qualifizierungsmafinahme, fiir den der
Befahigungsnachweis erworben wurde, eindeutig anzugeben sind. Diese Anforderung wiirde die Umsetzung der
Empfehlung des Rates ,Weiterbildungspfade: Neue Chancen fiir Erwachsene” (*¥) sowie der Empfehlung des Rates zur
Validierung nichtformalen und informellen Lernens (%) stirken.

4.3, Der EWSA fordert wie schon in seiner fritheren Stellungnahme ,Nachhaltige Finanzierung des lebenslangen Lernens
und der Kompetenzentwicklung vor dem Hintergrund des Fachkriftemangels® (%), dass der Aufbauplan, das Aufbau-
instrument ,Next Generation EU* und weitere EU-Fonds (z. B. ESF+, Fonds fiir einen gerechten Ubergang) wirksam und
konsequent eingesetzt werden miissen, so dass sie sicherstellen, dass Unternehmen und Sozialunternehmen die Krise
iberleben, hochwertige Arbeitsplitze anbieten und erhalten konnen und Arbeitnehmer und Arbeitslose beim Erwerb
hochwertiger Qualifikationen wirksam unterstiitzt werden. Die ergdnzende Nutzung des ESF+ tragt zur Umsetzung der im
Rahmen des Europdischen Semesters ermittelten Reformen im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung bei. Der
ESF+ sollte die Ziele einer nachhaltigen EU-Industriestrategie und KMU-Politik im Bereich der Kompetenzentwicklung
unterstiitzen.

4.4.  Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission in ihrem Vorschlag die unterschiedlichen Ansitze in den
Mitgliedstaaten anerkennt, mit denen die Menschen lebenslang Kompetenzen erwerben konnen, wobei sie von ,Konten*
und nicht nur von einem ,Konto“ spricht. Dennoch sollte die Idee einer europdischen Initiative fiir individuelle
Lernkonten als iibergreifende Initiative oder spezifische Unterstiitzung fiir die Mitgliedstaaten durch geeignete
Forschungsarbeiten weiter gepriift werden, um sicherzustellen, dass sie tatsichlich eine wirksame Losung fir die
Unterstiitzung von Weiterbildungen und Umschulungen darstellt und auf der Validierung von NFIL beruht, um individuelle
Lernoptionen anzubieten. Daher sollten gemeinsam mit den relevanten — auch sektorspezifischen — Sozialpartnern
weitere politische Mafnahmen beschlossen werden.

4.5.  Der Kompetenzpakt konnte sich auf jene Branchen konzentrieren, in denen die Forderung von Weiterbildungs-
und Umschulungsmafnahmen gebraucht wird und die Arbeitnehmer nach praktischer Anleitung und Beratung motiviert
sind, Schulungsangebote wahrzunehmen, die zu ihrer fachlichen und beruflichen Weiterentwicklung beitragen und im
Interesse des Unternehmens liegen. Im Zusammenhang mit der Initiative fiir eine Blaupause (') und der Idee,
europiische Kernprofile im Bereich der beruflichen Bildung zu entwickeln, ist darauf hinzuweisen, dass die moglichen
Synergieeffekte der sektorspezifischen Kompetenzprofile bestimmter Berufe mit den einschldgigen Sozialpartnern dieser
Branchen weiter erortert werden sollten. Umfassende Ansitze miissen auch der Wettbewerbsfahigkeit, den Forschungs- und
Innovationsstrategien der Unternehmen und Geschiftsgeheimnissen Rechnung tragen.

4.6.  Alle Lernenden in der beruflichen Aus- und Weiterbildung sollten laut Empfehlung des Rates fiir einen europaischen
Rahmen fiir eine hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung (*) aus dem Jahr 2018 das Recht auf eine hochwertige
und inklusive Berufs- und Lehrlingsausbildung haben. Indikatoren fiir die Beschiftigungsfihigkeit von Absolventen der
beruflichen Aus- und Weiterbildung sollten den Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die Wirtschaft und den
Anforderungen an faire und hochwertige Arbeitsplatze fiir Absolventen Rechnung tragen. Eine kollaborative Ausbildung,
bei der ein Unternehmen die Lehrlingsausbildung zusammen mit einem oder mehreren anderen Unternehmen durchfihrt,
konnte weiter gefordert werden. Bei den Projekten fiir Zentren der beruflichen Exzellenz kénnte der Schwerpunkt
starker auf die soziale Inklusion und den gleichberechtigten Zugang zu einer hochwertigen und attraktiven Ausbildung
gelegt werden. Die Rolle der Berufsbildungsanbieter ist ebenso im nationalen Kontext zu betrachten wie ihre Interaktion mit

(%) ABL C 484 vom 24.12.2016, S. 1.

() Empfehlung des Rates vom 20. Dezember 2012 zur Validierung nichtformalen und informellen Lernens.

(*)  Siehe Fufdnote 4.

(*')  Blaupause zur Branchenzusammenarbeit fiir Kompetenzen.

(*¥)  Empfehlung des Rates vom 15. Mirz 2018 zu einem Europidischen Rahmen fiir eine hochwertige und nachhaltige
Lehrlingsausbildung.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:JOC_2016_484_R_0001
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32012H1222(01)
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1415&langId=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32018H0502(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32018H0502(01)
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den Sozialpartnern bei der Anpassung der Lehrplane an den Qualifikationsbedarf. Durch die vorgeschlagene Finanzierung
der Teilnahme von Lindern an EuroSkills-Wettbewerben konnte ferner die Attraktivitit der beruflichen Bildung gefordert
werden. Jedenfalls bote die gezielte Vorbereitung ausgewéhlter Auszubildender auf diese Wettbewerbe fiir die Regierungen
einen Anreiz, die Qualitit der berufsbildenden Schulen durch wirksame Mafnahmen insgesamt zu verbessern.

4.7.  Der EWSA verweist auf die Schlussfolgerungen von Riga zur europiischen Zusammenarbeit in der Berufsbildung
2015-2020 (¥)), in denen vereinbart wurde, dass das Lernen am Arbeitsplatz das praktische Lernen in Schulen und
Betrieben umfasst. Da der Zugang zu einer Form des Lernens am Arbeitsplatz die Norm fiir alle Lernenden in der
Berufsbildung sein sollte, sind die Indikatoren fur die Teilnahme am Lernen am Arbeitsplatz definitiv nicht ehrgeizig genug
und konnen nur schwer zur Verbesserung der Lehrlingsausbildung herangezogen werden.

4.8.  Aufbauend auf den jiingsten Arbeiten des Cedefop (*) ist es wichtig, die Erfassung von Daten iiber Kompetenzen
zu verbessern, um auch die Fortschritte der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Indikatoren fiir Erwachsenenbildung und
berufliche Aus- und Weiterbildung zu bestimmen und zu iiberwachen. Prognosen bzw. die Antizipation des
Qualifikationsbedarfs im Zusammenhang mit gesellschaftlichen Verinderungen und Verinderungen auf dem Arbeits-
markt sind wichtig, um eine bessere Steuerung der Kompetenzstrategien im Rahmen eines wirksamen sozialen Dialogs und
in Konsultation mit den relevanten zivilgesellschaftlichen Organisationen und Interessentrigern, einschlieflich der
Unternehmen, zu gewihrleisten. Es wire zu begriiffen, wenn die in der Kompetenzagenda und dem Vorschlag fiir eine
Empfehlung zur beruflichen Aus- und Weiterbildung vorgeschlagenen Indikatoren im Lichte der Ergebnisse von
Untersuchungen zu den Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die allgemeine und berufliche Bildung und den
Arbeitsmarkt tiberpriift und aktualisiert wiirden.

4.9. Die Daten und Informationen zur beruflichen Aus- und Weiterbildung, zu Qualifikationen und zum
Arbeitsmarktbedarf miissen generell im Hinblick auf die EU-Ziele im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung
und die neuen Indikatoren, die die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen (SDG) — insbesondere
SDG 4 (Bildung), SDG 5 (Gleichstellung), SDG 8 (menschenwiirdige Arbeit) und SDG 13 (Klimawandel) — sowie des
Europidischen Semesters gewihrleisten sollen, verbessert werden. Um die vorgeschlagenen Indikatoren bis 2025 zu
erreichen, wire in Bezug auf die Uberwachungshiufigkeit durch Eurostat und Agenturen wie Cedefop und Eurofound eine
jahrliche Aktualisierung nétig. Zusitzliche Indikatoren kénnten Unternehmen und Arbeitnehmer bei der Festlegung ihres
Bedarfs in den Bereichen Investitionen, Bereitstellung und Qualifikationen besser unterstiitzen, wobei der Schwerpunkt auf
dem ,Anteil der Unternehmen, die Schulungen anbieten nach Schulungstyp* und dem ,Anteil der Ausgaben fiir
Schulungen an den gesamten Arbeitskosten der Unternehmen” gelegt werden sollte. Diese Daten werden von Eurostat zwar
bereits alle fiinf Jahre erhoben, eine solche Zeitspanne fordert jedoch weder die aktive Beteiligung der Sozialpartner an
der Antizipation/Prognose des Qualifikationsbedarfs noch das Angebot der erforderlichen Aus- und Weiter-
bildung, die in der Kompetenzagenda eigentlich gestirkt werden sollten. Bezahlter Bildungsurlaub im Rahmen
ausgehandelter Tarifvertrige konnte als Instrument in die Indikatoren aufgenommen werden, aulerdem sollte ermittelt
werden, in welchem Mafle den Arbeitnehmern Informationen und Orientierungshilfen an die Hand gegeben werden.

4.10. In der EWSA-Stellungnahme zu einer EU-Strategie fiir bessere grine Kompetenzen fur alle () wird darauf
hingewiesen, dass wir alle die Pflicht haben, uns 6kologisch verantwortungsbewusst zu verhalten. Proaktive
Weiterbildungs- und Umschulungsmanahmen zur Erleichterung eines gerechten Ubergangs zu einer griinen Wirtschaft
sollten fur alle zur Verfiigung stehen, insbesondere fiir Arbeitnehmer in riicklaufigen Branchen. Das Angebot an Schulungen
zu personlichen (fiir Alltag und Gesellschaft) und fachlichen (technischen und beruflichen) griinen Fihigkeiten und
Kompetenzen sollte mittels eines klaren und nicht nur fir Erwachsene, sondern fiir alle Menschen in Europa relevanten
Indikators tiberwacht werden. Ein solcher Indikator und der EU-Kompetenzrahmen fiir griine Kompetenzen sollten durch
eine griindliche EU-weite Studie und eine Bewertung der nationalen Strategien fiir griine Fihigkeiten und
Kompetenzen untermauert werden. Die Festlegung von Indikatoren und eines Kompetenzrahmens fiir griine
Kompetenzen muss im Rahmen der offenen Koordinierungsmethode erfolgen. Berufsschullehrer und Ausbildende
sollten auch innerbetrieblich eine hochwertige kontinuierliche berufliche Weiterbildung erhalten (*) und an der
Entwicklung von Lehrplinen zum digitalen und 6kologischen Wandel fiir Schulen und Bildungseinrichtungen beteiligt
werden.

(¥)  Siche die Definition von ,Lernen am Arbeitsplatz in der Fufinote 6 der Schlussfolgerungen von Riga von 2015.

(*)  Website des Cedefop zur Erfassung von Daten iiber Kompetenzen.

(*)  Siehe Fufdnote 6.

(*)  Cedefop, Leitprinzipien fiir die berufliche Weiterentwicklung von Ausbildenden in der beruflichen Aus- und Weiterbildung (2014)
und Strategiepapier des ETUCE zur beruflichen Bildung in Europa, 2012.


https://skillspanorama.cedefop.europa.eu/en/content/skills-intelligence-0
https://www.csee-etuce.org/images/attachments/ETUCEPolicyPaperonVETEN.pdf
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411.  Der EWSA betont, dass Schulen eine wichtige gesellschaftliche Rolle zukommt und die Lehrmethoden durch
die Digitalisierung unterstiitzt werden sollten, wobei letztere als Instrument und nicht als Ziel per se zu betrachten ist. Eine
wirksame Unterstiitzung von Schulen, Lernenden, Lehrkriften, Eltern und Familien bei der Verbesserung ihrer digitalen
Kompetenzen sowie Investitionen in die technische Ausstattung sind von wesentlicher Bedeutung und sollten im Rahmen
des Europiischen Semesters sowie im Aktionsplan fiir digitale Bildung angegangen werden. Aufgrund der
kontinuierlichen Digitalisierung von Industrie und Wirtschaft ist es wichtig, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im
Rahmen des sozialen Dialogs in Bezug auf die erforderlichen digitalen Kompetenzen fortzubilden und umzuschulen. Der
EWSA fordert die Kommission auf, relevante Daten iiber den Zugang zu digitalen Tools und den Internetzugang in Schulen
im Zusammenhang mit dem SELFIE-Tool (¥) bereitzustellen.

4.12.  Eine gemeinsame europiische Definition und ein gemeinsames Verstindnis von Micro-Credentials sind wichtig.
Der EWSA empfiehlt, eine Studie auf EU-Ebene durchzufihren, um die von Unternehmen verschiedener Branchen,
Anbietern von Aus- und Weiterbildungen sowie Bildungseinrichtungen aus dem Bereich der beruflichen Aus- und
Weiterbildung und der Hochschulbildung verwendeten Micro-Credentials zu erfassen und die Bediirfnisse und Interessen
der europiischen Unternehmen, Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Arbeitsuchenden in Bezug auf die Erlangung und
Beantragung von Micro-Credentials zu ermitteln. Micro-Credentials konnen nur als eine von mehreren méglichen Losungen
und nicht als einziges Ergebnis von Anerkennungsverfahren und Weiterbildungs- bzw. Umschulungsmafinahmen
angeschen werden. Dabei sollte eindeutig geklirt werden, in welcher Bezichung das Zertifikat zu einer vollwertigen
Qualifikation steht. Die Festlegung von Standards und weitere politische Manahmen auf EU-Ebene im Bereich der
Micro-Credentials miissen insbesondere mit Blick auf die Qualititssicherung und Transparenz mit den Sozialpartnern
erortert werden, wobei eine diesbeziigliche Studie auf EU-Ebene sowie eine griindliche Folgenabschitzung, bei der auch ihre
Auswirkungen auf Qualifikationen und Tarifvertrage gepriift werden, in Erwdgung zu ziehen sind.

4.13.  Im Zusammenhang mit der Einfihrung der neuen Europass-Plattform konnte die Frage der Vertrauenswiirdigkeit
von Befahigungsnachweisen und Qualifikationen unter Einhaltung der Anerkennungs- und Validierungsverfahren durch
digitale Befdhigungsnachweise gelst werden. Die Informationen sollten auch fiir Menschen mit Behinderungen barrierefrei
zuginglich sein und in verschiedenen Sprachen, einschlielich der wichtigsten Sprachen von Migranten, Fliichtlingen und
Asylsuchenden, bereitgestellt werden. Die Idee, ein digitales Lernabzeichen (,Badge®) fuir ein beschleunigtes Verfahren der
Anerkennung zu verwenden, sollte eingehender gepriift werden.

4.14.  Der EWSA begriifSt die Vorschlige der Kommission zur Unterstiitzung strategischer nationaler Qualifizierungs-
mafnahmen mit Schwerpunkt auf Inklusion und Geschlechtergleichstellung in der beruflichen Aus- und Weiterbildung.
Nach jiingsten Berichten der Vereinten Nationen (*)), des Europarats und des Europdischen Instituts fir Gleich-
stellungsfragen (EIGE) (%) haben Frauen mit Familien besonders unter der COVID-19-Krise zu leiden. Frauen waren
demnach zunehmender hiuslicher, sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt. Auferdem miisse den
moglichen langerfristigen Auswirkungen der Pandemie auf die Balance zwischen Berufs- und Privatleben sowie auf die
wirtschaftliche Unabhingigkeit von Frauen Aufmerksamkeit gewidmet werden, da viele Frauen gezwungen sein konnten,
eine schwere Entscheidung zu treffen und ihren Beruf fir unbezahlte Arbeit aufzugeben (*). Der EWSA regt daher an, bei
nationalen Qualifizierungsmaflnahmen den Schwerpunkt durch maflgeschneiderte Schulungen auf die Unterstiitzung von
Studentinnen, Arbeitnehmerinnen und arbeitslosen Frauen zu legen. Diese Mafinahmen sollten auch die wirksame
Unterstiitzung von Familien zum Ziel haben, die in der COVID-19-Krise mit grofSen Schwierigkeiten zu kidmpfen haben.

4.15.  Der EWSA weist darauf hin, dass Fliichtlinge unabhingig von ihrem Qualifikationsniveau gleich behandelt
werden miissen und jeder einzelne Fliichtling und Asylsuchende die Moglichkeit erhalten sollte, seine Qualifikationen und
Kompetenzen zu validieren und eine Ausbildung sowie Umschulungs- und Weiterqualifizierungsmafnahmen zu
absolvieren, um im Einklang mit der Charta der Grundrechte der Europdischen Union in den Arbeitsmarkt integriert zu
werden. Im Migrations- und Asylpakt sollte anerkannt werden, dass Fliichtlinge iiber Kompetenzen und unterschiedliche
Qualifikationsniveaus verfigen, die den Aufnahmelindern und ihren lokalen Arbeitsmarkterfordernissen zusitzlich
zugutekommen koénnen.

4.16.  Der Europdische Hochschulraum (EHR) und der Europiische Forschungsraum miissen stirker miteinander
verkniipft werden, um die Qualitit und Inklusivitit der Hochschulbildung und Forschung fiir alle Studierenden
unabhingig von ihrem Alter und ihrem sozio6konomischen Hintergrund zu verbessern. Die Verbesserung der Qualitdt und
Anerkennung von Studiengdngen zwischen Hochschulen muss ein wichtiger Schwerpunkt der Initiative ,Europdische
Hochschulen® sein. Auch wenn die Hochschulbildung in den Zustdndigkeitsbereich der Mitgliedstaaten fillt, scheinen die
Vorschliage der Kommission fiir einen ,europiischen Hochschulabschluss®, ein europdisches Hochschulstatut und ein
europdisches System fur die Anerkennung und Qualitdtssicherung von Hochschulabschliissen doch ein Schritt hin zur
Harmonisierung der Hochschulstudien zu sein. Daher fordert der EWSA, dass die Ideen, die diesen Initiativen und weiteren
politischen Mafnahmen zugrunde liegen, mit den Regierungen, den einschligigen Sozialpartnern und zivilgesellschaft-
lichen Organisationen niher erértert werden.

() SELFIE-Tool.

(*)  UN Policy Brief: The Impact of COVID-19 on Women (Kurzbericht der Vereinten Nationen: Die Auswirkungen der COVID-19-Krise
auf Frauen), 2020.

(*)  Siehe die einschligige Website des EIGE.

() https:/[www.coe.int/en/web/genderequality/women-s-rights-and-covid-19.


https://ec.europa.eu/education/schools-go-digital_de
https://www.un.org/sexualviolenceinconflict/wp-content/uploads/2020/06/report/policy-brief-the-impact-of-covid-19-on-women/policy-brief-the-impact-of-covid-19-on-women-en-1.pdf
https://www.un.org/sexualviolenceinconflict/wp-content/uploads/2020/06/report/policy-brief-the-impact-of-covid-19-on-women/policy-brief-the-impact-of-covid-19-on-women-en-1.pdf
https://eige.europa.eu/topics/health/covid-19-and-gender-equality
https://www.coe.int/en/web/genderequality/women-s-rights-and-covid-19
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4.17.  Der EWSA weist darauf hin, dass sich die COVID-19-Krise dufSerst negativ auf die Zulassungszahlen, den Besuch,
die soziale Rolle und die Investitionen von Hochschulen ausgewirkt hat. Nachhaltige offentliche Investitionen der
Mitgliedstaaten in Hochschulbildung und Forschung miissen sichergestellt und die EU-Fonds verbessert werden, damit
Bildung und Forschung fiir Studierende und kiinftige Forschende vollstindig inklusiv und uneingeschrinkt zuginglich sind
und ein giinstiges Arbeitsumfeld fir Wissenschaftler und Forschende gewihrleistet ist.

4.18.  Partnerschaften zwischen Unternehmen und Hochschulen sollten beiden Seiten ohne Druck von auflen
zugutekommen und ausgewogen sein, damit die eigenstindige Forschungs- und Innovationstitigkeit der Unternehmen und
die Ziele der offentlichen Forschung an Hochschulen gewahrt bleiben. Die Verpflichtungen, die die Minister der 48 Lander
des Bologna-Prozesses eingegangen sind, miissen im Zusammenhang mit dem Vorschlag fiir eine Kompetenzagenda
beriicksichtigt werden: ,Wissenschaftliche Freiheit und Integritit, institutionelle Autonomie, Einbindung der
Studierenden und Beschiftigten in die Gestaltung der Hochschulpolitik sowie 6ffentliche Verantwortung fiir und
von der Hochschulbildung sind die Kernstiicke des EHR.“ Auflerdem weist der EWSA auf die UN-Empfehlung tiber die
Stellung der Hochschullehrer/innen (*') aus dem Jahr 1997 hin.

4.19.  In Artikel 13 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union heifSt es: ,Kunst und Forschung sind frei. Die
akademische Freiheit wird geachtet” (*). Die Vorschlige zur Einrichtung eines europidischen Kompetenzrahmens fiir
Forschende, zur Festlegung einer Taxonomie der Kompetenzen fiir Forschende und zur Entwicklung von Lehrplanen fiir
Forschende im Bereich der offenen Wissenschaft und des Wissenschaftsmanagements sind zwar ehrgeizige Ideen, schrinken
aber die akademische Freiheit von Hochschuleinrichtungen in Bezug auf die Vorbereitung kiinftiger Wissenschaftler und
Forschender auf die Verbesserung der Wissens- und Forschungsfreiheit ein.

Briissel, den 29. Oktober 2020
Die Prdsidentin

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

(")  Empfehlung der Vereinten Nationen iiber die Stellung der Hochschullehrer/innen, 1997.
(**)  Charta der Grundrechte der Europdischen Union.


http://portal.unesco.org/en/ev.php-URL_ID=13144&URL_DO=DO_TOPIC&URL_SECTION=201.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:12012P/TXT
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu folgenden Vorlagen:

,Mitteilung der Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts-

und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Forderung der Jugendbeschiftigung: eine
Briicke ins Arbeitsleben fiir die nichste Generation”

(COM(2020)276 final)

und ,Vorschlag fiir eine Empfehlung des Rates ,Eine Briicke ins Arbeitsleben — Stirkung der
Jugendgarantie‘ und zur Ersetzung der Empfehlung des Rates vom 22. April 2013 zur Einfithrung
einer Jugendgarantie*

(COM(2020) 277 final — 2020/132(NLE))
(2021/C 10/08)

Berichterstatterin: Tatjana BABRAUSKIENE
Mitberichterstatter: Michael MCLOUGHLIN

Befassung Europdische Kommission, 12.8.2020

Rechtsgrundlage Artikel 304 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union

Zustandige Fachgruppe Fachgruppe Beschaftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft

Annahme in der Fachgruppe 9.9.2020

Verabschiedung im Plenum 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 220/0/2

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) begriifSt, dass den Mitgliedstaaten mit dem Vorschlag zur
Starkung der Jugendgarantie ein Biindel von Mafinahmen zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit vorgelegt wird, das
verschiedene Instrumente (Lehrstellen, Praktika, Weiterbildung, Stellenangebote usw.) umfasst, und fordert weitere Schritte,
um dies zu einem dauerhaften Mechanismus zu machen. Er bedauert jedoch, dass diese Malnahmen nicht ausgewogen und
mehr auf Bildung und Kompetenzen als auf eine aktive Arbeitsmarktpolitik ausgerichtet sind. In der Zeit nach der
COVID-19-Krise sollten die jungen Menschen in der EU, die am stdrksten von Arbeitslosigkeit betroffen sind, Zugang zu
hochwertigen Beschaftigungsmoglichkeiten erhalten.

1.2.  Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, weitere Anstrengungen zur Stirkung des vierten und des
ersten Grundsatzes der europdischen Siule sozialer Rechte zu unternehmen, um eine bereichsiibergreifende
Zusammenarbeit auf mehreren Ebenen fiir die Umsetzung eines ganzheitlichen und integrierten Ansatzes zur
Unterstiitzung derjenigen jungen Menschen zu férdern, die mit mehreren Hiirden bei der Eingliederung in den
Bereichen Bildung, Gesellschaft und Arbeitsmarkt konfrontiert sind.

1.3.  Der EWSA fordert unverziigliche Vermittlungsangebote fiir junge Menschen, die sich fir die Jugendgarantie
registriert haben. Eine hochwertige Losung, z. B. ein guter Arbeits- oder Ausbildungsplatz, muss schnell bzw.
innerhalb von vier Monaten bereitgestellt werden. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass die Verfahren zur Validierung von
Formen des nichtformalen und informellen Lernens bisweilen viel Zeit in Anspruch nehmen, die mit Schulungsangeboten
tberbriickt werden konnte.

1.4.  Der EWSA weist darauf hin, dass die Unterstiitzung junger Menschen mit der Validierung von nichtformalem
und informellem Lernen beginnen muss. Diese sollte idealerweise zu Qualifikationen fiithren, die eindeutig den Niveaus
des Europdischen Qualifikationsrahmens (EQR) bzw. des nationalen Qualifikationsrahmens (NQR) sowie einem
Berufsabschluss oder einem Zertifikat entsprechen. Um das Viermonatsziel zu erreichen und eine individuelle
Unterstiitzung zu leisten, sollten die Validierungs- und Ausbildungssysteme flexibler und anpassungsfihiger sein.

1.5.  Der EWSA fordert eine EU-Initiative fiir ein besseres Angebot an hochwertiger und inklusiver Beratung und
Orientierung bereits friihzeitig in der Schulbildung, um junge Menschen vor dem Hintergrund der Digitalisierung und
der Okowende eingehender iiber ihre Weiterbildungsméglichkeiten und anschlieBend iiber ihre Karriereméglichkeiten auf
dem Arbeitsmarkt zu informieren.
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1.6.  Der EWSA stellt fest, dass die Arbeitsvermittlung fiir NEET (d. h. junge Menschen, die keine Schule besuchen, keiner
Arbeit nachgehen und keine Berufsausbildung absolvieren) im Einklang mit dem Arbeitsrecht, den Tarifvertragen und den
Steuervorschriften stehen muss. Ziel ist es, langfristige prekire Beschaftigungsverhiltnisse fiir junge Arbeitnehmer, die im
Rahmen der Jugendgarantie unterstiitzt werden, zu vermeiden. Angemessene Lohn- und Arbeitsbedingungen,
barrierefreie Arbeitsplitze, Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, und Demokratie am Arbeitsplatz im Sinne
der nationalen Rechtsvorschriften sowie der Kollektiv- undfoder Branchenvereinbarungen sind Kriterien, die bei der
Arbeitsvermittlung fir junge Menschen beachtet werden miissen. Der EWSA empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten eine aktive
Arbeitsmarktpolitik verfolgen sollten, um Arbeitsplitze fiir junge Menschen im 6ffentlichen und im privaten Sektor zu
schaffen und langfristige Losungen sicherzustellen. Kurzzeitvertrige und befristete Arbeitsvertrage konnen dringende
Probleme 16sen. Allerdings sind langfristige prekire Beschiftigungsverhiltnisse fiir junge Menschen, Unternehmen und die
Wirtschaft gleichermafen schadlich.

1.7.  Der EWSA schligt vor, in Zusammenarbeit mit den relevanten Sozialpartnern und Akteuren der
Zivilgesellschaft auf europdischer, nationaler und lokaler Ebene ecinen Qualititsrahmen fiir die Jugendgarantie
hinsichtlich der Gestaltung, Umsetzung und Bewertung des Programms zu entwickeln, und so dafiir zu sorgen, dass die
Angebote einen bestimmten Standard erfiillen. Da mehr offentliche Mittel fiir die Jugendgarantie mit Unterstiitzung aus
EU-Fonds bereitgestellt werden, ist es von entscheidender Bedeutung, mithilfe entsprechender Kriterien und
Bedingungen die Qualitit der Vermittlungsangebote (') fiir junge Menschen zu kontrollieren. Der EWSA begriiflt die
diesbeziigliche Arbeit des Europiischen Gewerkschaftsbunds (EGB) und des Europiischen Jugendforums.

1.8.  Der EWSA begriifdt den Vorschlag der Kommission, Riickmeldungen der vermittelten Jugendlichen zu erfassen
und die Jugendgarantie zu iiberwachen, um die Unterstiitzung wirksamer jugendpolitischer Manahmen besser
begleiten und bewerten zu konnen. Er fordert die Mitgliedstaaten auf, die nationalen Jugendgarantie-Programme auf der
Grundlage eines gemeinsam vereinbarten Indikatorrahmens sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht
zu bewerten. Dies sollte jihrlich erfolgen und durch eine qualitative Liste verbessert werden. Die Uberwachungs- und
Bewertungsverfahren sollten sich auch auf die Qualitit konzentrieren, Akteure der Zivilgesellschaft (darunter
Jugendorganisationen) einbeziehen und sich auf direkte Beitrige junger Menschen stiitzen.

1.9.  Der EWSA fordert eine Zusammenarbeit auf europiischer und nationaler Ebene beziiglich wirksamer
Sozial-, Beschiftigungs-, Bildungs- und Ausbildungsmalnahmen im Rahmen von Biindnissen zwischen Ministerien,
offentlichen Arbeitsverwaltungen, Sozialpartnern, Jugendorganisationen, nationalen Jugendriten und anderen relevanten
Interessentragern. Ziel ist es, die beste Losung fiir junge Menschen zu finden und Bediirftige wirksamer zu erreichen.
Dabei sollten die Inklusion soziodkonomisch benachteiligter Gruppen und die Gleichstellung von Frauen und
Minnern im Vordergrund stehen.

1.10.  Der EWSA empfiehlt der Kommission, eine EU-weite Studie iiber die Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die
Schulabbrecherquote und die steigende Zahl von NEET durchzufithren. Auferdem sollten die Eurostat-Daten zur
Jugendarbeitslosenquote dahingehend iiberarbeitet werden, dass auch junge Menschen nach Beendigung der nationalen
Schulpflicht bis zum Alter von 30 Jahren (also nicht nur im Alter zwischen 18 und 25 Jahren) erfasst werden. Auch sind
geeignete Unterstiitzungsmafinahmen sowie eine angemessene Hohe der EU-Finanzierung und ein angemessener
Zugang zu diesen Mitteln im Rahmen der Jugendgarantie sicherzustellen.

1.11.  Der EWSA fordert die EU-Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, fiir effektive Bildungs-, Ausbildungs- und
Arbeitsmarktmafnahmen zu sorgen, um junge Menschen wirksam zu unterstiitzen. Es ist wichtig, dass die Quote junger
Menschen und NEET mit geringen Kompetenzen und Qualifikationen durch a) eine angemessene Dauer der
Schulpflicht und b) nachhaltige offentliche Investitionen in eine hochwertige und inklusive allgemeine und berufliche
Bildung verringert wird.

1.12.  Der EWSA fordert eine wirksame Unterstiitzung der 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen (OAV), um die
Betroffenen in die Aus- und Weiterbildung einzugliedern und ihnen gute Arbeitsplitze zu vermitteln. Er weist darauf hin,
dass die Anhebung des Alters fiir den Zugang zur Jugendgarantie weder zu einer geringeren Qualitdt der Angebote seitens
der OAV noch zu einem héheren Druck auf die OAV bzw. die Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung, die mit
einer gestiegenen Nachfrage konfrontiert sind, fithren sollte. Der EWSA ist der Ansicht, dass die Kapazititen der OAV und
die Moglichkeiten zur eingehenderen Information der Betroffenen iiber die in Unternehmen verfiigbaren Ausbildung-
splitze, Praktika und guten Arbeitsplitze stirker gefordert werden sollten.

1.13.  Der EWSA empfiehlt die Verbesserung der Europass-Plattform, die verlissliche Informationen fiir junge
Arbeitssuchende (einschlieBlich Menschen mit Behinderungen) in verschiedenen Sprachen (u. a. den Hauptsprachen von
Migranten, Fliichtlingen und Asylbewerbern) bereitstellen sollte.

() Siehe dazu die Vorschlage des EGB fiir Qualitatskriterien in der EGB-Jugendentschliefung mit dem Titel ,Revisited fight against
youth unemployment“ [Uberarbeitete Manahmen zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit], 2020.


https://www.etuc.org/en/document/revisited-fight-against-youth-unemployment-etuc-youth-resolution
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1.14.  Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten auf, enger zusammenzuarbeiten, damit jede grofere Reform der
Jugendgarantie in den Rechtsinstrumenten zur Regelung der einschligigen Finanzierung Beriicksichtigung findet. Er
fordert die Kommission ihrerseits auf, die fiir die Jugendgarantie verfiigbaren EU-Mittel unter Beriicksichtigung sdmtlicher
EU-Investitionen in die Jugendgarantie, aller bestehenden EU-Programme und einer Bewertung der Verwendung der
EU-Mittel aufzustocken. Diejenigen, die jungen Menschen helfen, miissen iiber die fiir die Jugendgarantie verfiigbaren
EU-Mittel besser informiert werden. Auflerdem missen die Leitlinien in den betreffenden Amtssprachen fur die
Mitgliedstaaten zur Verfugung stehen. Der EWSA begriiflt, dass die gezielte Unterstiitzung fiir junge Menschen in das
Europdische Semester eingebunden wird.

1.15.  Der EWSA fordert die Beteiligung der Sozialpartner und anderer relevanter Interessentriger an der Umsetzung
des Europiischen Sozialfonds Plus (ESF +), die durch den Europiischen Verhaltenskodex fiir Partnerschaften im Rahmen
der europdischen Struktur- und Investitionsfonds ermoglicht wird. Diese Beteiligung sollte auf das EU-Finanzierungs-
instrument zur Stirkung der Jugendgarantie im nichsten mehrjihrigen Finanzrahmen 2021-2027 ausgeweitet werden.
Dadurch wiirden eine partizipative Programmplanung und eine wirksame Uberwachung der Umsetzung gewihrleistet,
sodass die Mittel tatsichlich bei denjenigen ankommen, die sie benotigen.

1.16.  Der EWSA begriifit die Absicht der Kommission, einen Monitoring-Rahmen fiir den Zugang zum Sozialschutz
zu schaffen und Losungen bereitzustellen, um angemessene Arbeitsbedingungen bei der Arbeit auf digitalen Plattformen zu
gewihrleisten. Andernfalls wiren niamlich Crowdwork und Plattformarbeit nicht die besten langfristigen Optionen fur die
Vermittlung guter Arbeitsplitze an junge Menschen im Rahmen der Jugendgarantie.

1.17.  Der EWSA schligt vor, die kiinftige Europdische Kindergarantie mit der Jugendgarantie zu verkniipfen, um
junge Menschen, die Kinder haben, effizienter zu unterstiitzen, egal ob sie arbeitslos sind oder nicht.

1.18.  Der EWSA fordert die Kommission auf, einen Aktionsplan fiir die Sozialwirtschaft auszuarbeiten. Ziel sollte
sein, Jungunternehmer und Start-up-Griinder wirksam zu unterstiitzen und griine Kompetenzen auf lokaler Ebene zu
verbessern. Dabei sollten benachteiligte Gruppen besonders beriicksichtigt und die relevanten Sozialpartner und
Organisationen der Zivilgesellschaft einbezogen werden.

1.19.  Nach Auffassung der Kommission sollten die Mitgliedstaaten Unternehmen dazu ermutigen, junge Arbeitslose
einzustellen und ihnen gute Arbeitsplitze anzubieten. Der EWSA ist der Ansicht, dass Beschiftigungsanreize,
Lohnzuschiisse und Einstellungsprimien sowie steuerliche Anreize fiir Unternehmen tatsichlich zielfithrend sein
konnten und mit der Gewdahrleistung angemessener Ausbildungsmoglichkeiten einhergehen sollten. Anreize fiir
Unternchmen sollten wirksame Losungen ermdglichen, die im Einklang mit ihren mittel- und langfristigen Geschiftsplanen
stehen.

1.20.  Der EWSA empfiehlt, eine Studie auf EU-Ebene durchzufithren, um die bestehenden Microcredentials zu
erfassen und die Bedirfnisse und Interessen der europdischen Unternehmen, Arbeitgeber, Arbeitnehmer und
Arbeitsuchenden in Bezug auf den Erwerb und die Beantragung von Microcredentials zu ermitteln. Junge Menschen sind
dabei besonders zu beriicksichtigen.

1.21.  Der EWSA begriifit den Vorschlag der Kommission, den sozialen Dialog iiber die Verbesserung der
Lehrlingsausbildung zu intensivieren, und fordert eine wirksame Uberwachung der Umsetzung der Empfehlung
des Rates zu einem Europidischen Rahmen fiir eine hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung (%) auf Ebene
der Mitgliedstaaten und der Unternehmen. Es ist wichtig, die Lehrlingsausbildung mithilfe der in diesem Rahmen definierten
Kriterien zu bewerten und zu verbessern.

1.22.  Nach Auffassung des EWSA sollte die Kommission dem Netzwerk Europiischer Auszubildender dabei unter
die Arme greifen, einen klaren Auftrag zur Unterstiitzung von Auszubildenden im Einklang mit dem vorgenannten Rahmen
zu formulieren.

2. Hintergrund und allgemeine Bemerkungen

2.1. Die Empfehlung des Rates zur Jugendgarantie wurde im April 2013 angenommen, als die Verwerfungen der
Wirtschafts- und Finanzkrise zu der bisher hochsten Arbeitslosenquote, insbesondere bei jungen Menschen, in Europa
fithrten.

()  ABL C 153 vom 2.5.2018, S. 1.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32018H0502(01)
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2.2.  Die COVID-19-Pandemie hat die europdische Wirtschaft in eine tiefe Rezession gestiirzt und die Arbeitslosenquote
nach oben getrieben. Im Juni 2020 waren in der EU 3 Mio. junge Menschen unter 25 Jahren arbeitslos (17,1 % aller
Erwerbstitigen in dieser Gruppe) (°). Bis Ende des Jahres wird die Zahl voraussichtlich auf 4,8 Mio. (26,2 %) steigen (.
Auferdem diirfte die Zahl der NEET von 4,9 auf 6,7 Mio. steigen. Es ist an der Zeit, die Umsetzung der Jugendgarantie zu
starken, um zu vermeiden, dass die Arbeitslosenquote in der EU ihren Hochststand im 21. Jahrhundert erreicht (°). Der
Vorschlag zur Starkung der Jugendgarantie sieht eine Reihe von Mafinahmen zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit in
den Mitgliedstaaten vor, einschlielich unterschiedlicher Instrumente wie Lehrlingsausbildung, Praktika, Weiterbildung und
Stellenangebote. Im Mittelpunkt des Vorschlags stehen der Ubergang von der Schule ins Berufsleben und die
Eingliederung junger Menschen (bis zum Alter von 30 Jahren) in den Arbeitsmarkt innerhalb von vier Monaten
nach ihrer Registrierung bei einer OAV oder einem Anbieter der Jugendgarantie.

2.3, Wie die letzte Wirtschaftskrise gezeigt hat, sind junge Menschen von Krisen besonders hart getroffen. Sie sind auf
dem Arbeitsmarkt stirker benachteiligt und haben keinen oder nur einen schwachen Sozialschutz. Viele von ihnen
miissen Studiendarlehen zuriickzahlen, verfiigen iiber keine ausreichenden Mittel zur Entwicklung ihrer
Kompetenzen und sind einem hohen Risiko fiir psychische Erkrankungen infolge von Nichterwerbstitigkeit
ausgesetzt. Jugendarbeitslosigkeit hat langfristige Folgen fur die Betroffenen und macht sie zu einer ,verlorenen
Generation“. Berechnungen von Eurofound (°) zufolge haben die europiischen Volkswirtschaften wahrend der grofien
Rezession aufgrund mangelnder Mafnahmen zur Eingliederung junger Menschen pro Jahr rund 162 Mrd. EUR verloren.
Jugendarbeitslosigkeit kann sich nicht nur negativ auf die Wirtschaft, sondern auch auf die gesamte Gesellschaft
auswirken, da sich junge Menschen maglicherweise gegen demokratisches und soziales Engagement entscheiden.

2.4, Junge Menschen, die als NEET klassifiziert werden, bilden eine heterogene Gruppe. Sie unterscheiden sich in Bezug
auf ihre Kompetenzniveaus, formalen Qualifikationen und personlichen Erfahrungen. Einige Bildungssysteme sind nicht
flexibel genug, um eine Durchlissigkeit zwischen verschiedenen Bildungsbereichen zu ermoglichen. Fiir die Betroffenen
sollten ihrem Qualifikations- und Kompetenzniveau entsprechende wirksame Losungen bereitgestellt werden. Insbesondere
schutzbediirftige Personen aus soziodkonomisch benachteiligten Verhiltnissen sollten mit gezielten Sozial-, Beschiftig-
ungs- und Bildungsmaflnahmen unterstiitzt werden. Fiir die Gleichberechtigung und Chancengleichheit von
Migranten und Fliichtlingen, Angehérigen von Minderheiten, Roma und jungen Menschen mit Behinderungen miissen die
notwendigen Mafnahmen ergriffen werden. Geringqualifizierte Schulabgidnger und junge Schulabbrecher sollten bei der
Verbesserung ihrer Fihigkeiten und Kompetenzen unterstiitzt werden, damit sie entsprechend den nationalen
Gegebenheiten ein mit dem EQR-Niveau 3 oder 4 vergleichbares Qualifikationsniveau erreichen. Auf diese Weise
konnten sie im Einklang mit der Empfehlung des Rates fiir Weiterbildungspfade (') in den Arbeitsmarkt eingegliedert
werden.

2.5.  Die Gruppe der jungen Erwachsenen, die eine Unterstiitzung erhalten, sollte so definiert werden, dass sie alle
Personen umfasst, deren Alter zwischen dem Alter der Beendigung der Schulpflicht (°) und 30 Jahren liegt. Der
Vorschlag zur Uberarbeitung der Jugendgarantie sieht die Unterstiitzung der Betroffenen bis zum Alter von 30 Jahren sowie
effektive Hilfen fur die Betroffenen beim Zugang zu guten Arbeitsplitzen und Weiterbildungs- und Umschul-
ungsmafnahmen vor. Frithzeitige Schulabginger und mangelnde offentliche Investitionen in inklusive Bildung fur alle
tragen zu einem hohen Anteil junger Menschen mit geringen Kompetenzen und Qualifikationen bei. Angesichts
dessen ist es noch wichtiger, dass diese Gruppe Weiterbildungsmaflnahmen erhalt und in den Arbeitsmarkt integriert wird.

2.6.  Die in verschiedenen Branchen entstandenen Arbeitsplitze konnten infolge der derzeitigen Krise verschwinden.
Gemifl dem vierten Grundsatz der europiischen Sdule sozialer Rechte haben junge Menschen ,das Recht auf eine
Weiterbildungsmafinahme, einen Ausbildungsplatz, einen Praktikumsplatz oder ein qualitativ hochwertiges
Beschiiftigungsangebot innerhalb von vier Monaten, nachdem sie arbeitslos geworden sind oder ihre Ausbildung
abgeschlossen haben®. Hinsichtlich der Forderung der Weiterbildung und Umschulung junger Menschen sowie der
Bekdmpfung des Schulabbruchs muss der erste Grundsatz der europaischen Siule sozialer Rechte ebenfalls Anwendung
finden, um das Recht der Betroffenen ,auf allgemeine und berufliche Bildung und lebenslanges Lernen von hoher
Qualitit und in inklusiver Form* sicherzustellen. Die Mitgliedstaaten sollten diese Rechte gewihrleisten, indem sie eine
bereichsiibergreifende Zusammenarbeit auf mehreren Ebenen fordern, um einen integrierten Ansatz zur Unterstiitzung
derjenigen jungen Menschen umzusetzen, die iiber die Beschiftigung hinaus mit mehreren Hiirden bei der sozialen
Inklusion konfrontiert sind (°).

@) Eurostat-Daten (Stand: August 2020).

( Intereconomics — Artikel ,COVID-19 Crisis: How to Avoid a ,Lost Generation” [COVID-19-Krise: Wie kann eine ,verlorene
Generation“ vermieden werden], 2020.

Diese lag laut Eurostat im September 2013 bei 23,5 %; damals waren 5,5 Mio. junge Menschen (unter 25 Jahren) arbeitslos gemeldet.
Eurofound (2015): ,Social inclusion of young people” [Soziale Inklusion junger Menschen].

ABIL. C 484 vom 24.12.2016, S. 1.

Eurydice: Compulsory Education [Pflichtschulbildung], 2018/19. Die Schulpflicht endet in sieben Mitgliedstaaten mit 15 Jahren, in
16 Mitgliedstaaten mit 16 Jahren, in einem Mitgliedstaat mit 17 Jahren, in drei Mitgliedstaaten mit 18 Jahren sowie in fiinf deutschen
Bundeslindern mit 16 Jahren und in 11 Bundeslindern mit 18 Jahren.

(°)  Europiisches Jugendforum: Updated position on the Implementation of the Youth Guarantee [Aktualisiertes Positionspapier zur
Umsetzung der Jugendgarantie], 2018.

=

S


https://www.intereconomics.eu/contents/year/2020/number/4/article/covid-19-crisis-how-to-avoid-a-lost-generation.html
https://www.eurofound.europa.eu/fr/publications/report/2015/labour-market-social-policies/social-inclusion-of-young-people
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2016.484.01.0001.01.DEU&toc=OJ:C:2016:484:TOC
https://eacea.ec.europa.eu/national-policies/eurydice/sites/eurydice/files/compulsory_education_2018_19.pdf
https://www.youthforum.org/sites/default/files/publication-pdfs/Updated-position-on-the-implementation-of-the-Youth-Guarantee.pdf

C 10/52 Amtsblatt der Europdischen Union 11.1.2021

3. Besondere Bemerkungen

3.1.  Wie die Arbeitsmarktbeobachtungsstelle des EWSA bereits in ihrer Studie zur Jugendbeschaftigung von 2014 (*°)
festgestellt hat, war die Umsetzung der Jugendgarantie in den EU-Mitgliedstaaten von zahlreichen Hindernissen
gekennzeichnet, z. B. der schlechten Qualitit der Angebote, Manahmen, die erst nach der zugesagten Frist von vier
Monaten begannen, sowie unzureichenden Strategien, um die jungen Menschen (z. B. NEET) anzusprechen und zu
unterstiitzen, die am weitesten vom Arbeitsmarkt entfernt sind. Um eine bessere Umsetzung der Jugendgarantie
sicherzustellen, sind deshalb wirksamere Steuerungsstrukturen notwendig. Die Finanzierung sollte zielgerichtet sein, und
es sollte eine hohere Quote der Registrierung junger Menschen angestrebt werden. Daher miissen die relevanten
Interessentriger wie Jugendorganisationen, nationale Jugendrite und andere einschligige nichtstaatliche
Organisationen sowie die Sozialpartner auf europiischer, sektoraler, nationaler und gegebenenfalls auf
Unternehmensebene besser in die Gestaltung, Umsetzung und Bewertung der Jugendgarantie einbezogen
werden, was zur Akzeptanz und reibungslosen Umsetzung der Reformen beitragen kann.

3.2.  Das Zuordnungssystem muss verbessert werden, um ein klareres Bild von der Vielfalt der NEET zu erhalten. Die
Uberwachung der Unterstiitzung junger Menschen sollte mit einer intensiveren Forschung einhergehen. Dabei ist der
Heterogenitidt der NEET — einer besonders benachteiligten Gruppe junger Menschen — im Hinblick auf eine
faktengestiitzte Politikgestaltung Rechnung zu tragen, wobei datenschutzrechtliche Vorschriften einzuhalten sind. NEET
sind schwer zu erreichen, weshalb ein integriertes Angebot 6ffentlicher und privater Sozial- und Arbeitsvermittlungsdienste
erforderlich ist, das auf zuverldssigen Nachweisen und Daten beruht.

3.3. Die Beteiligung der Sozialpartner und relevanten Interessentriger an der Umsetzung des Europiischen
Sozialfonds Plus (ESF+), die durch den Europdischen Verhaltenskodex fiir Partnerschaften im Rahmen der europdischen
Struktur- und Investitionsfonds ermoglicht wird, sollte auf das EU-Finanzierungsinstrument zur Stirkung der
Jugendgarantie im nachsten mehrjahrigen Finanzrahmen (2021-2027) ausgeweitet werden. Dadurch wiirden eine
partizipative Programmplanung und eine wirksame Uberwachung der Umsetzung gewihrleistet, damit die Mittel
tatsichlich bei denjenigen ankommen, die sie benétigen.

3.4.  In dieser Hinsicht muss die wirksame Unterstiitzung in den Bereichen Soziales, Beschiftigung sowie allgemeine und
berufliche Bildung mit der Zusammenarbeit zwischen den zustindigen Ministerien und Unterstiitzungsdiensten
beginnen. Es sollten Biindnisse zwischen Ministerien, OAV, Jugendorganisationen, nationalen Jugendriten und weiteren
relevanten nichtstaatlichen Organisationen, Sozialpartnern und anderen Interessentragern geschlossen werden, um die beste
Losung fiir junge Menschen zu finden. Die Tatsache, dass das Viermonatsziel im Rahmen der vorherigen Jugendgarantie
nicht erreicht wurde, muss in der iiberarbeiteten Fassung besondere Beriicksichtigung finden. Die OAV miissen besser in
die Lage versetzt und befihigt werden, junge Menschen in gute Arbeitsplitze zu vermitteln. Auch nichtstaatliche
Organisationen und Sozialunternehmen konnen junge Menschen unterstiitzen, indem sie befristete Arbeitsverhiltnisse und
Praktika anbieten. Es bedarf mehr Informationen iiber verfiigbare Stellen in Unternchmen, da die OAV keine
Unterstiitzung leisten konnen, wenn es keine Stellen bzw. keine diesbeziiglichen Informationen gibt. Sind private
Arbeitsvermittlungen beteiligt, so muss sichergestellt werden, dass die Forderung junger Menschen im Rahmen der
Jugendgarantie als kostenlose offentliche Unterstiitzung geleistet wird.

3.5.  Es ist wichtig, die Kontakte — und die Kontaktaufnahme — mit Gemeinschaften, Jugendorganisationen und
anderen sozialen Gruppen weiter zu verbessern. Dabei konnen die Beispiele in der Arbeitsunterlage der Kommissions-
dienststellen zum Vorschlag fiur eine Empfehlung des Rates ,Eine Briicke ins Arbeitsleben — Stirkung der
Jugendgarantie” (*!) als Orientierungshilfen dienen. Wichtig ist, dass in der Mitteilung ,Forderung der Jugendbeschiftigung:
eine Briicke ins Arbeitsleben fiir die ndchste Generation“('?) die Auffassung vertreten wird, dass die am stirksten
Benachteiligten nach wie vor unzureichend angesprochen werden, was die zentrale Bedeutung dieser und anderer Formen
der Offentlichkeitsarbeit verdeutlicht.

3.6.  Der EWSA weist auf Untersuchungen der IAO (**) zur Jugendgarantie hin, denen zufolge sich der Mangel an
(nationalen) Ressourcen nachteilig auf die Fahigkeit der Linder ausgewirkt hat, allen NEET innerhalb von vier Monaten
eine Arbeits- oder Ausbildungsmoglichkeit zu bieten. Er begriifst, dass die Mittel fiir die Jugendgarantie im Einklang mit
der Ausweitung der Altersgruppe der von der Initiative anvisierten Personen aufgestockt werden. Der Ausschuss bedauert
jedoch, dass im Rahmen des EU-Aufbauplans zwar 750 Mrd. EUR fir die wirtschaftliche Erholung in Europa, aber nur
22 Mrd. EUR fiir die Jugendgarantie bereitgestellt werden. Diese Mittel umfassen nach Angaben der Europdischen
Kommission () Investitionen aus dem Europdischen Sozialfonds und der Beschiftigungsinitiative fiir junge Menschen,

("% Study on youth employment [Studie der Arbeitsmarktbeobachtungsstelle des EWSA zur Jugendbeschiftigung] 2014.

(")  SWD|2020/124 final.

(7 COM(2020) 276 final.

(") 1AO: Arbeitspapier zum Thema ,The European Youth Guarantee: A systematic review of its implementation across countries” [Die
Europdische Jugendgarantie: Ein systematischer Uberblick iiber ihre Umsetzung auf nationaler Ebene], 2017.

(" COM(2020) 276 final.


https://www.eesc.europa.eu/de/our-work/publications-other-work/impact-study/study-youth-employment
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=SWD:2020:0124:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0276
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---inst/documents/publication/wcms_572465.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0276
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einschlieflich der nationalen Kofinanzierung. Die Kommission hat auch den Einsatz zusitzlicher Mittel vorgeschlagen,
darunter 55 Mrd. EUR aus REACT-EU fiir den Zeitraum 2020-2022 und 86 Mrd. EUR aus dem ESF+, die neben einer Reihe
anderer Fonds von den Lindern auch zur Forderung der Jugendbeschiftigung eingesetzt werden koénnen. Unter-
suchungen (*) deuten darauf hin, dass mit einer Ausstattung der iiberarbeiteten Jugendgarantie von mindestens
50 Mrd. EUR pro Jahr eine wirksame Unterstiitzung geleistet werden konnte. Der EWSA fordert die Kommission auf, den
Mitgliedstaaten klare Berechnungen und Leitlinien fiir den Gesamtbetrag der Investitionen auf EU-Ebene zur Unterstiitzung
der Jugendgarantie sowie eine Bewertung ihrer wirksamen Nutzung zur Verfiigung zu stellen. Da die Nachhaltigkeit des
Unterstiitzungsmechanismus  durch offentliche Investitionen verbessert werden muss, begriift der Ausschuss die
Berticksichtigung einer gezielten Unterstiitzung fiir junge Menschen im Europdischen Semester.

3.7.  Der EWSA begriifit, dass mit der Initiative ein auf benachteiligte Personen ausgerichteter Ansatz vorgeschlagen wird,
der auf umfassenderen Partnerschaften mit den Sozialpartnern und Jugendorganisationen beruht und die Geschlechter-
dimension in den Mittelpunkt stellt. Solche Partnerschaften miissen iiber die Hauptstidte hinaus auf lokaler Ebene
angesiedelt sein und sich unmittelbare Riickmeldungen der jungen Menschen beriicksichtigen. Es ist wichtig, junge
Menschen bei der Familiengriindung zu unterstiitzen. Die kiinftige Europdische Kindergarantie sollte Bestimmungen fiir
junge Erwerbstitige und Arbeitslose mit Kindern umfassen, um die einschligigen Mafnahmen mit der Jugendgarantie zu
verkniipfen.

3.8.  Der EWSA begriiflt die Vorschlige zur Forderung des Unternehmertums junger Menschen im Aktionsplan der
Kommission fiir die Sozialwirtschaft und die darin enthaltenen Bestimmungen {iber griine Kompetenzen auf lokaler
Ebene unter besonderer Beriicksichtigung benachteiligter Gruppen. Der EWSA fordert die Europiische Kommission auf, die
relevanten Sozialpartner und Organisationen der Zivilgesellschaft, insbesondere Jugendorganisationen, in die Ausarbeitung
eines solchen Aktionsplans einzubezichen, um die Erfahrungen von jungen Menschen — Auszubildenden, Praktikanten
und Arbeitnehmern — zu beriicksichtigen. Es ist notwendig, die Unternehmensgriindung durch junge Menschen und
die unternehmerische Bildung zu fordern. Unter Diskriminierung leidende und benachteiligte Gruppen benétigen
gezielte Informationen iiber Moglichkeiten der Selbststindigkeit in der digitalen und griinen Wirtschaft sowie konkrete
Unterstiitzungsangebote. In dieser Hinsicht spielen zwischengeschaltete Stellen wie OAV, Jugendorganisationen,
nationale Jugendrite, andere relevante nichtstaatliche Organisationen und Gewerkschaften eine wesentliche Rolle.

3.9. Um wirksame Strategien fiir alle Gruppen bediirftiger junger Menschen zu entwickeln, muss die Zielgruppe der
Jugendgarantie klar definiert werden. Die Senkung des Alters, mit dem die Schulpflicht endet, auf nationaler Ebene kann
sich negativ auswirken und die Zahl der NEET erhohen. Der EWSA begriifft die Anhebung der Altersgrenze fiir die
Jugendgarantie. Er empfahl bereits 2013 (%), die Altersgrenze fiir die Inanspruchnahme der Jugendgarantie auf 30 Jahre
anzuheben, und zwar insbesondere in den Landern mit der hochsten Jugendarbeitslosigkeit. Seiner Auffassung nach ist aber
in Bezug auf die Aspekte Qualitdt und Kapazitit ein behutsames Vorgehen geboten. Es konnte notwendig sein, den
Mitgliedstaaten einen Spielraum bei der Festlegung der Alterskohorte der Personen einzurdumen, die sie unterstiitzen
miissen. Von der erweiterten Alterskohorte sollten junge Menschen, die bereits tiber eine gewisse Berufserfahrung verfiigen
und Anspruch auf Arbeitslosenunterstiitzung haben, nicht ausgeschlossen werden. Es ist jedoch wichtig, die
Altersgrenzen klar festzulegen.

3.10.  Nach Auffassung der Kommission sollten die Mitgliedstaaten Unternehmen dazu ermutigen, junge Arbeitslose
einzustellen und ihnen gute Arbeitsplitze anzubieten. Es bedarf der bestméglichen Ubereinstimmung zwischen den
Arbeitsplitzen und den Qualifikationen und Interessen junger Arbeitsloser, die durch hochwertige und inklusive
Weiterbildungs- und Umschulungsangebote dazu motiviert werden sollten, einer entsprechenden Beschiftigung
nachzugehen. Der EWSA ist jedoch der Auffassung, dass den Mitgliedstaaten bei der Entscheidung dariiber, ob sie den
Anwendungsbereich der Jugendgarantie ausweiten wollen, ein Spielraum eingerdumt werden sollte, wobei Art und Ausmafd
der Jugendarbeitslosigkeit auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene zu beriicksichtigen sind.

3.11. Die blofe Stirkung der Jugendgarantie ist im Falle einer Krise kein ausreichendes Ziel. Vielmehr sind
Sofortmaflnahmen erforderlich, um jungen Menschen zu helfen. Durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik der
Mitgliedstaaten muss sichergestellt werden, dass die einschligigen Angebote langfristige Lésungen fiir junge Menschen
ermoglichen. Es miissen gute Arbeitsplitze und Arbeitsbedingungen gewihrleistet und Optionen geschaffen werden,
damit die Betroffenen unter fairen Bedingungen eingestellt werden und in ihrem Arbeitsplatz verbleiben. Arbeitsrechtliche
Vorschriften und Tarifvertrige sollten geachtet und gefordert werden, insbesondere was den Zusammenhang zwischen
Qualifikationsniveau und Entlohnung sowie Demokratie am Arbeitsplatz betrifft. Junge Menschen sollten auf dem
Arbeitsmarkt genauso behandelt werden wie Erwachsene. Vor allem sollten sie denselben Mindestlohn erhalten, dieselben
Rentenanspriiche erwerben sowie in gleicher Weise vor prekiren Arbeitsvertragen (Null-Stunden-Vertragen), unbezahlten
Praktika oder Scheinselbststdndigkeit geschiitzt sein. Kurzzeitvertrige und befristete Arbeitsvertrdge fir junge Menschen
konnen dringende Probleme losen. Allerdings sind langfristige prekire Beschiftigungsverhiltnisse fir junge Menschen,
Unternehmen und die Wirtschaft gleichermaflen schadlich.

(*)  Intereconomics, Artikel: ,COVID-19 Crisis: How to Avoid a ,Lost Generation [COVID-19-Krise: Wie kann eine ,verlorene
Generation* vermieden werden], 2020.
(") ABIL C 271 vom 19.9.2013, S. 101.


https://www.intereconomics.eu/contents/year/2020/number/4/article/covid-19-crisis-how-to-avoid-a-lost-generation.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:52013AE3206
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3.12.  In Bezug auf die in der Jugendgarantie vorgesehene Viermonatsfrist, die nach der Registrierung bei einem
Anbieter der Jugendgarantie (in der Regel einer OAV) gilt, ist Flexibilitit das A und O. Die Vermittlungsangebote fiir gute
Arbeits-, Weiterbildungs- oder Ausbildungsplitze sollten im Sinne hochwertiger Losungen umgehend (') erfolgen.
Dabei ist zu beriicksichtigen, dass die Verfahren zur Validierung von Formen des nichtformalen und informellen Lernens
bisweilen viel Zeit in Anspruch nehmen, die mit Schulungsangeboten iiberbriickt werden konnte. Um das Viermonatsziel
zu erreichen und eine individuelle Unterstiitzung zu leisten, sollten die Validierungs- und Ausbildungssysteme flexibler
und anpassungsfahiger sein.

3.13.  Die Jugendgarantie muss mit einer hochwertigen fachlichen Beratung und Orientierung bereits frithzeitig in
der Schulbildung beginnen. Die Anerkennung und Validierung von nichtformalem und informellem Lernen sollten
idealerweise zu Qualifikationen fithren, die eindeutig den EQR-/NQR-Niveaus sowie einem Berufsabschluss oder einem
Zertifikat entsprechen. Auf diesem Zertifikat ist klar anzugeben, welche Aufgaben oder Kompetenzen bescheinigt werden
und in welcher Beziehung das Zertifikat zu einer vollwertigen Qualifikation steht. Der neue Europass-Rahmen sollte es
ermoglichen, alle Arten von Zertifikaten und Qualifikationen in klarer und praktischer Form in den Europass-Lebenslauf
aufzunehmen.

3.14.  Microcredentials sind alternative Losungen zur Bescheinigung zusitzlicher Kompetenzen, die von Unternehmen
oder Berufsbildungs- und Hochschuleinrichtungen vermittelt werden. Da es keine einheitliche europdische Definition oder
Interpretation des Begriffs Microcredentials gibt, konnte eine weitere EU-Initiative mit dem Ziel erwogen werden, diese
,Mikroabschliisse“ den vollwertigen Qualifikationen hinzuzufiigen, was fiir junge Menschen von Nutzen wire. Diese
Initiative sollte auf der Grundlage einer mit Gewerkschaften und Arbeitgebern vereinbarten europaischen Definition und
Interpretation von Microcredentials beruhen.

3.15.  Die COVID-19-Krise hat auch Auswirkungen auf die Lehrlingsausbildung: In vielen vom Lockdown betroffenen
Branchen mussten junge Menschen ihre Lehre aussetzen oder wurden sogar entlassen, in anderen konnten sie ihre Lehre
mithilfe von Projektarbeiten oder Simulationen von Zuhause aus fortsetzen. Tatséchlich ist es nicht einfach, die in den
Unternehmen verfiigbaren Ausbildungsplitze und diejenigen, die eine berufliche Aus- oder Weiterbildung
absolvieren, zusammenzubringen. Insbesondere die OAV sollten mehr Informationen von privaten und 6ffentlichen
Unternehmen aller Groen erhalten, um Berufsschulen und ihren Lehrkriften zu helfen, die Pltze fiir die praktische
Ausbildung kiinftiger Lehrlinge suchen.

3.16.  Der EWSA betont, dass eine Lehrlingsausbildung nicht nur fiir junge Menschen in Frage kommt, sondern sowohl
fiir junge Menschen als auch fiir Erwachsenen, wie bereits im ersten Absatz des Europiischen Rahmens fiir eine
hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung betont wird. Die Beriicksichtigung der Lehrlingsausbildung im
Strategiedokument zur Unterstiitzung der Beschiftigung junger Menschen trdgt zu der irrigen Auffassung bei, dass eine
Lehrlingsausbildung nur fiir junge Menschen in Frage kommt. Der EWSA begriifft den Vorschlag der Kommission, dass die
Mitgliedstaaten die Lernangebote und die Verfahren fiir den Ubergang von der Schule ins Berufsleben durch die
Bereitstellung guter Ausbildungs- und Praktikumsplitze verstirken sollten. Dies kann auch einen wirksamen Beitrag zur
Senkung der Schulabbrecherquote leisten und eine bessere Eingliederung von Migranten und Fliichtlingen in den
Arbeitsmarkt bewirken. Dabei gilt es, die europiische Siule sozialer Rechte, den Europdischen Rahmen fiir eine hochwertige
und nachhaltige Lehrlingsausbildung sowie den Qualititsrahmen fiir Praktika zu achten.

3.17. Die Kommission schligt vor, die Europiische Ausbildungsallianz zu erneuern und ihr neue Impulse zu
verleihen. Die Europdische Ausbildungsallianz hat zwar im Bereich der Lehrlingsausbildung einen hohen Bekanntheitsgrad
erreicht, indem sie die Zahl der Zusagen von Unternehmen erhoht hat, doch dies allein geniigt nicht. Kleinst- und
Kleinunternehmen stehen beim Angebot von Ausbildungsplitzen nach wie vor vor erheblichen Herausforderungen. Daher
konnte eine von mehreren Unternehmen angebotene ,kollaborative Lehrlingsausbildung” gefordert werden. Die Qualitit
und Wirksamkeit aller Ausbildungsginge sollte unter Bezugnahme auf die Kriterien des Europdischen Rahmens fiir eine
hochwertige und nachhaltige Lehrlingsausbildung sichergestellt werden. Auerdem sollten Unternehmen im Einklang mit
diesem Rahmen anerkannt und ausgezeichnet werden.

3.18.  Der EWSA begriiflt, dass die Kommission der Bereitstellung von Ausbildungsplitzen in den digitalen und
griinen Branchen mehr Bedeutung beimisst. Er weist aber darauf hin, dass auch in allen anderen Branchen, in denen die
Digitalisierung und die Okowende stattfinden, eine hochwertige Lehrlingsausbildung angeboten werden sollte.

3.19.  Erfolgreiche Systeme der Berufsbildung und der Lehrlingsausbildung, die in guten Arbeitsplitzen miinden,
erfordern einen wirksamen sozialen Dialog mit Gewerkschaften und Arbeitgebervertretern. Der EWSA begriifSt
den Vorschlag der Kommission, den sozialen Dialog auf europdischer und nationaler Ebene zu intensivieren. Die
Moglichkeiten des Kapazititenaufbaus konnten durch die Dienste der Kommission zur Unterstiitzung in Fragen der
Lehrlingsausbildung verstirkt werden. Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass Sozialpartner mehrerer Branchen bereits ihre

() 0] C 161 vom 6.6.2013, S. 67.
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Unterstiitzung fur die Europdische Ausbildungsallianz zugesagt haben, unterstreicht jedoch die Autonomie der
europdischen Ausschiisse fiir den sektoralen sozialen Dialog, die ihr Arbeitsprogramm im Einklang mit den vereinbarten
gemeinsamen Priorititen selbst festlegen.

3.20. Fur junge Arbeitslose, die bereits eine Qualifikation erworben haben, sollte die Jugendgarantie auch als
Beschaftigungsgarantie (**) dienen, was bedeutet, dass junge Menschen ihre ersten Berufserfahrungen im offentlichen oder
gemeinniitzigen Sektor erwerben.

Briissel, den 29. Oktober 2020
Die Prdsidentin

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

("®)  Pavlina R. Tcherneva, Levy Economics Institute, Working Papers Series, Nr. 902: ,The Job Guarantee: Design, Jobs, and
Implementation” [Die Beschiftigungsgarantie: Konzept, Arbeitsplitze und Umsetzung], 2018.


https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3155289
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3155289
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Stellungnahme des Europidischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der ,Mitteilung der

Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts- und

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — EU-Strategie fiir die Rechte von Opfern
(2020-2025)"

(COM(2020) 258 final)
(2021/C 10/09)

Berichterstatter: lonut SIBIAN

Befassung Europiische Kommission, 12.8.2020

Rechtsgrundlage Artikel 304 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union

Zustindige Fachgruppe Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft

Annahme in der Fachgruppe 9.9.2020

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 226/1/4

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) begriifSt nachdriicklich die EU-Strategie der
Europdischen Kommission fiir die Rechte von Opfern fir den Zeitraum 2020-2025, die eine langfristige Planung und
die ordnungsgemife und koordinierte Umsetzung von Mafnahmen in einem breiten Spektrum von Bereichen fordert und
gleichzeitig sicherstellt, dass kein Opfer vergessen wird.

1.2.  Nach Auffassung des EWSA ist fiir die Umsetzung der Strategie ein klarer Aktionsplan erforderlich, der
Einzelheiten zu ihrer Umsetzung, deren Zeitpunkt und den erwarteten Ergebnissen enthilt.

1.3.  Die vorgeschlagene Strategie sollte in den Kanon weiterer EU-Strategien — der Strategie fiir die Gleichstellung der
Geschlechter, der EU-Strategie fir eine wirksamere Bekdmpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern, der
LGBTI-Gleichstellungsstrategie, dem EU-Rahmen fir nationale Strategien zur Integration der Roma und dem
Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UNCRPD) — aufgenommen
und im Einklang mit ihnen umgesetzt werden.

1.4, Sie sollte zudem mehr Orientierungshilfe und einen detaillierten Uberblick dariiber bieten, wie die Staaten hohe
Qualitdtsstandards umsetzen und zugingliche, faire und wirksame Instrumente zur Unterstiitzung der Opfer beim Zugang
zu Wiedergutmachungsdiensten einfithren konnten.

1.5.  Die Europiische Kommission sollte die Mitgliedstaaten iiber die Strategie dazu anhalten, die Datenerhebung sowie
die Konsultation von Bevolkerungsgruppen, Opfern und potenziellen Opfern zu unterstiitzen und Bedarfsanalysen
durchzufthren, um die Politikgestaltung und die institutionellen Reaktionen gezielt auszurichten. Eine einheitliche
Erhebung von Daten iiber Opfer von Straftaten, die mittels dieser Strategie sichergestellt werden konnte, wiirde bessere und
gezieltere Reaktionen ermoglichen.

1.6.  Der EWSA empfichlt, die Zustindigkeiten des in der Strategie vorgeschlagenen EU-Netzes zur Verhiitung von
geschlechtsspezifischer und hauslicher Gewalt um die Ziele und Ergebnisse hinsichtlich der Ermittlung und Einddimmung
dieser Art von Straftaten zu erweitern, was bei linderiibergreifenden Straftaten besonders wichtig wire.

1.7.  In Bezug auf die in der Strategie vorgeschlagenen zentralen Mafnahmen der Europidischen Kommission ist der
EWSA der Ansicht, dass einigen Aspekten der Strategie weitere Klarstellungen zugutekommen konnten, u. a. betrifft dies
folgende Punkte:
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a. Die Forderung von Schulungsmafinahmen sollte sich nicht auf Justiz- und Strafverfolgungsbehorden beschrinken; auch
Sozialarbeiter und medizinisches Personal miissen in Bezug auf den Umgang mit Opfern von Straftaten, insbesondere
mit Opfern von Hassdelikten, im Rahmen der beruflichen Weiterbildung geschult werden. Solche Schulungsmafnahmen
sollten sich explizit auch mit Vorurteilen und Stereotypen befassen und in Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen
Organisationen durchgefiihrt werden, die verschiedene schutzbediirftige Gruppen unterstiitzen.

b. Die Bereitstellung von EU-Finanzmitteln fiir nationale Opferschutzorganisationen und einschligige kommunale
Organisationen sollte durch eine verstirkte Zusammenarbeit zwischen zivilgesellschaftlichen Organisationen und
lokalen oder nationalen Behorden erginzt werden (). Insgesamt sollte die Strategie klare Leitlinien fur staatliche
Behorden fiir die Kooperation und Kommunikation mit zivilgesellschaftlichen Organisationen und Fachleuten enthalten,
um die Bediirfnisse der verschiedenen Bevolkerungsgruppen zu erfassen, gezielte Kampagnen zu konzipieren sowie
uneingeschrinkt zugingliche, faire und wirksame Melde- und Unterstiitzungssysteme zu entwickeln.

c. Nationale Kampagnen zur Sensibilisierung fiir die Rechte der Opfer sollten den Bediirfnissen und Besonderheiten
besonders schutzbediirftiger Bevolkerungsgruppen (darunter Drittstaatsangehorige, Fliichtlinge und Asylsuchende),
angepasst werden und auf einer lokalen Einschitzung der Bediirfnisse, Trends, bewihrten Verfahren und
Herausforderungen beruhen.

1.8.  In einigen Mitgliedstaaten hat die Erfahrung mit der COVID-19-Pandemie leider wieder einmal gezeigt, dass die
Behorden schlecht ausgestattet sind, um Notunterkiinfte oder kurzfristige Unterkiinfte, insbesondere auflerhalb der
Hauptstidte, bereitzustellen. Der Ausbau von Notunterkiinften, sicheren Unterkiinften und Unterstiitzungszentren sowie
die Bereitstellung integrierter Unterstiitzungsdienste sind eine Notwendigkeit und erfordern die Zusammenarbeit nationaler
Behorden mit zivilgesellschaftlichen Akteuren sowie EU-Fordermittel.

1.9.  Die Europdische Kommission sollte die Opferagenda bei allen EU-Finanzierungsprogrammen beriicksichtigen, auch
in EU-Fonds, die auf nationaler und internationaler Ebene verwaltet werden.

2. Hintergrund der Stellungnahme

2.1.  In den vergangenen 30 Jahren konnten bei den Rechten von Opfern und den Mafnahmen zu ihrem Schutz auf
internationaler und europdischer Ebene Fortschritte erzielt werden. Meilensteine dieser Entwicklungen waren unter anderem
einige EU-Rechtsvorschriften, die Opfer besser schiitzen sollen, nimlich die Opferschutzrichtlinie von 2012, die
Entschddigungsrichtlinie von 2004 und jetzt die neue Strategie fiir die Rechte von Opfern 2020-2025.

2.2. Mit der Annahme ihrer ersten EU-Strategie fiir die Rechte von Opfern will die Kommission gewahrleisten, dass alle
Opfer von Straftaten sicher sein konnen, dass ihre Rechte, unabhingig davon, wo in der EU die Straftat begangen wurde,
uneingeschriankt geachtet werden.

2.3, In der Strategie sind fur die ndchsten finf Jahre einige Mafnahmen vorgesehen, die sich auf zwei Ziele
konzentrieren: Erstens die Opfer von Straftaten dahingehend zu stirken, dass sie Straftaten anzeigen, Entschidigung
erwirken und sich schlieBlich von den Folgen der Straftat erholen konnen, und zweitens gewahrleisten, dass alle relevanten
Beteiligten zur Stirkung der Rechte von Opfern zusammenarbeiten.

2.4, Ferner enthdlt die Strategie eine Reihe von Handlungsauftriagen fiir die Kommission, die Mitgliedstaaten und die
Zivilgesellschaft fiir die nichsten fiinf Jahre.

2.5.  Die Strategie konzentriert sich auf fiinf Schwerpunkte: 1) Wirksame Kommunikation mit den Opfern und ein
sicheres Umfeld, in dem die Opfer Straftaten anzeigen konnen, 2) Verbesserung der Unterstiitzung und des Schutzes der
schutzbediirftigsten Opfer, 3) Erleichterung des Zugangs der Opfer zu Entschddigungsleistungen, 4) Stirkung der
Zusammenarbeit und Koordination zwischen allen zustindigen Beteiligten, und 5) Stirkung der internationalen Dimension
der Rechte der Opfer.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1. Insgesamt dirften die fiinf Schwerpunkte der Strategie positive Auswirkungen haben und wirksam zur
Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des einschligigen EU-Rahmens beitragen. Jedoch sollte auch auf
einige wichtige Punkte sowie bereichsiibergreifende Probleme hingewiesen werden.

(') Unter anderem in Bezug auf Mechanismen fiir die Datenerhebung, Dokumentation und Meldung von Straftaten sowie den Zugang
zu Finanzmitteln, aber auch die Einrichtung nachhaltiger lokaler Systeme fiir Unterstiitzungsdienste.
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3.2, Aus der Strategie geht nur begrenzt hervor, wie wichtig die Einrichtung offizieller oder informeller Mechanismen fiir
die Meldung von Straftaten oder — je nach Fall — die Verbesserung ihrer Reichweite und Wirksamkeit ist. Solche
Mechanismen sollten iiberall vorhanden und allen Opfergruppen unabhingig von ihrem Status in dem jeweiligen
EU-Mitgliedstaat zuganglich sein, und sie sollten angepasst und flexibel sein, um den Bediirfnissen der schutzbediirftigsten
Personen gerecht zu werden. Hierfiir miissten die Bedarfsermittlung, Dokumentation, Datenerfassung und Konsultation
intensiviert werden, wie in den nachstehenden Anmerkungen dargelegt.

3.3.  In der Strategie wird zwar auf die Schwierigkeiten Bezug genommen, vor denen schutzbediirftige Gruppen stehen,
sie sollte aber auch Flichtlinge und Asylsuchende beriicksichtigen und deren starke Gefihrdung, als Gruppe Opfer
islamfeindlicher, rassistischer, fremdenfeindlicher und anderer Arten von Hassdelikten zu werden.

3.4. In der Strategie wird generell darauf hingewiesen, dass ,die Hindernisse, die den Opfern den Zugang zur Justiz
erschweren, hauptsichlich auf fehlende Informationen, unzureichende Unterstiitzung und mangelnden Schutz zuriick-
zufithren” sind. In der Strategie miisste stirker ins Detail gegangen werden. So sollte betont werden, dass die bestehenden
Bestimmungen und Mechanismen nicht nur bekannter, sondern generell besser zuginglich gemacht werden miissen
(Meldung bzw. Anzeige, Selbstidentifizierung als Opfer, Zugang zu Unterstiitzungsmechanismen und Rechtsschutz-
verfahren). In diesem Zusammenhang miissen hiufig Unterstiitzungsdienste hinzugezogen werden, z. B. Gemeinwesenar-
beiter, Kinderschutzpersonal bei unbegleiteten minderjihrigen Migranten oder Asylsuchenden oder bei Kindern in
Kinderschutzsystemen, medizinisches Personal, Psychologen, Dolmetscher fur diejenigen, die die Landessprache nicht
beherrschen usw. Fiir diese Unterstiitzungsdienste sollte es ebenfalls Schulungen geben. In der aktuellen Fassung werden
jedoch in Bezug auf Schulungen zu den Rechten der Opfer meist nur die Strafverfolgung und Justiz genannt.

3.5.  Wihrend der oberste Schwerpunkt der Strategie eindeutig darauf liegt, eine wirksame Kommunikation mit den
Opfern aufzubauen und ein sicheres Umfeld zu schaffen, in dem die Opfer Straftaten anzeigen konnen, herrscht nach wie
vor grofle Unsicherheit hinsichtlich des Vorhandenseins, des wirksamen Funktionierens und der Zuginglichkeit von
Melde- und Erfassungssystemen, insbesondere informeller Systeme. In der Strategie wird sogar darauf hingewiesen, dass
viele der schutzbediirftigsten Bevolkerungsgruppen und Opfer hiufig zogern, Kontakt zu den Behorden aufzunehmen, bzw.
dazu nicht in der Lage sind, oder die Anzeige von Straftaten bei den Behorden durch andere Hindernisse erschwert wird.
Auch wenn solche Systeme keine strafrechtlichen Ermittlungen nach sich ziehen, konnen sie dennoch den Zugang zu
bestimmten Arten von Unterstiitzung gewdahrleisten und fur die Bereitstellung von Daten im lokalen oder nationalen
Zusammenhang (die fir die Politikgestaltung von zentraler Bedeutung sein sollten) sowie fur die Haushaltsplanung und
Planung von Diensten relevant sein.

3.6.  Dariiber hinaus enthilt die Strategie wenige bzw. gar keine Verweise auf Dokumentation oder Datenerhebung. Um
den Bediirfnissen der Opfer gerecht zu werden und einen Rahmen fiir die Gewihrleistung ihrer Rechte zu schaffen,
insbesondere fur Opfer bestimmter Arten von Straftaten — Hassdelikten, sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt
usw. — sind ein umfassendes Verstindnis des lokalen Umfelds, Zugang zu bestimmten Bevolkerungsgruppen,
Bedarfsanalysen und die Entwicklung gezielter politischer und praktischer Losungen erforderlich. Daher sollten die
Staaten — eventuell mittels eines bereichsiibergreifenden Ansatzes — in der Strategie generell dazu angehalten werden,
Daten zu erheben und Bevolkerungsgruppen sowie Opfer und potenzielle Opfer zu konsultieren, Bedarfsanalysen
durchzufithren und in Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Organisationen eine Ubersicht iiber bewihrte Verfahren
zu erstellen, um die Politikgestaltung und die institutionellen Reaktionen gezielt auszurichten.

3.7.  Als letzter Punkt im Zusammenhang mit der Datenerhebung ist hervorzuheben, dass die wichtigsten Behorden
(Polizei, Justiz und Staatsanwaltschaft) wirksame Systeme einrichten miissten, die es ermdglichen, Informationen iiber
Opfer von Straftaten konsequent zu erfassen, systematisch zu analysieren und bei der Konzipierung gezielter
Reaktionsmaffnahmen zu verwenden. Derzeit erheben beispielsweise nur wenige EU-Mitgliedstaaten aufgeschliisselte
Informationen iiber die Profile der Opfer von Straftaten. Diese Informationen wiren fur die Analyse von Trends und
Mustern hilfreich und konnten in die Konzipierung von Praventionsmaflnahmen, Informationskampagnen, Mechanismen
fir die Meldung von Straftaten, die Identifizierung und Reaktionsmechanismen oder Unterstiitzungsdiensten einfliefSen.

3.8.  Dariiber hinaus ist das Ausmafl von Phdnomenen wie Hassdelikten in vielen EU-Mitgliedstaaten schwer
abzuschitzen, da Mechanismen fiir die Meldung solcher Delikte fehlen, die Systeme zur Erfassung von Vorfillen und/oder
Beschwerden iibermifSig biirokratisch sind und moglicherweise nur der Polizei undfoder der Staatsanwaltschaft zur
Verfilgung stehen und es keine klaren Kriterien und Leitlinien fiir die Datenerhebung bei Opfern gibt. Eine einheitliche
Erhebung von Daten iiber Opfer von Straftaten, die mittels dieser Strategie sichergestellt werden konnte, wiirde bessere und
gezieltere Reaktionen ermdglichen. Dies betrifft auch andere Initiativen der Kommission und deren Umsetzung (z. B.
Initiativen im Zusammenhang mit Rassismus und Fremdenfeindlichkeit), die wahrscheinlich auch unter dem Mangel an
Daten oder deren angemessener Analyse leiden.
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3.9. In Bezug auf die Meldung von Straftaten muss deutlich gemacht werden, dass die Strategie alle drei Sdulen
beriicksichtigt, die fiir die Gewahrleistung der Rechte von Opfern relevant sind: a) Identifizierung (von Opfern von
Straftaten), die — wie oben erwahnt — iiber offizielle und informelle Mechanismen fiir die Meldung von Straftaten erfolgen
kann, b) Pravention und c) Reaktion.

3.10.  Esist zu begriiffen, dass in der Strategie mehrfach darauf hingewiesen wird, wie wichtig es ist, ,dass die zustidndigen
Fachkrifte mit den Opfern auf eine Weise kommunizieren, die den besonderen Bediirfnissen der Opfer Rechnung tragt*. Fiir
eine erfolgreiche Kommunikation sollten jedoch ein Mechanismus und Programme fiir den Aufbau von Kapazititen fir die
zustindigen Fachleute eingerichtet werden, damit diese besonderen Bediirfnisse zutreffend ermittelt und beriicksichtigt
werden. Ohne eine solche Ermittlung ist das Ziel einer Reaktion, die den besonderen Bediirfnissen Rechnung tragt, nicht zu
erreichen. Fiir einen solchen Mechanismus miissten sich die Behorden sowie die Organisationen der Zivilgesellschaft, die
Basisorganisationen und die Organisationen der Gemeinwesenarbeit untereinander abstimmen. Auf diese Weise wiirde
nicht nur die Meldung von Straftaten durch Angehorige bestimmter schutzbediirftiger Bevolkerungsgruppen und deren
Erfassung steigen sowie Beweismaterial zusammengetragen, auch die Kapazititen der nationalen Systeme wiirden mit Blick
auf die Ermittlung der Bediirfnisse der Opfer insgesamt verbessert. In der Strategie sollten daher die Mittel fur eine bessere
Ermittlung der besonderen Bediirfnisse der Opfer von Straftaten herausgestellt bzw. verdeutlicht werden.

3.11.  Indiesem Zusammenhang wird in der Strategie mehrfach auf Opfer mit ,besonderen Bediirfnissen” verwiesen, die
,Zugang zu fachlicher Unterstiitzung haben sollten”. Diesbeziiglich sollten die Interessentriger auf nationaler Ebene durch
die Strategie dazu angeregt werden, Mechanismen zur Ermittlung und Bewertung besonderer Bediirfnisse einzurichten, die
auch einen regelmifligen Austausch mit anderen bestehenden Ermittlungsmechanismen wie dem Mechanismus zur
Bekdmpfung des Menschenhandels umfassen sollten. Dies wiirde den Austausch von Fachwissen zwischen verschiedenen
Stellen sowie eine bessere, umfassendere und ganzheitlichere Reaktion ermdglichen, die den ermittelten besonderen
Bediirfnissen angemessen Rechnung trigt.

3.12.  Alle Dienste sowie alle Sensibilisierungskampagnen fiir die Rechte der Opfer miissen sich gleichermaflen auf
Bedarfsanalysen und Konsultationen der entsprechenden Bevolkerungsgruppen stiitzen. Bei der Gestaltung solcher
Informationskampagnen sollte nicht nur Opfern im Kindesalter, dlteren Menschen oder Opfern mit Behinderungen
besondere Aufmerksambkeit geschenkt werden, sondern auch den Bediirfnissen von z. B. Flicchtlingen, Asylsuchenden und
Migranten, die Opfer einer Straftat geworden sind und auch beim Zugang zu Informationen, zur Meldung von Straftaten
oder zu Unterstiitzungsdiensten, einschlieBlich intersektioneller Diskriminierung, mit erheblichen Hindernissen kon-
frontiert sein konnen.

3.13.  Der Schwerpunkt auf Schulungen zieht sich durch die gesamte Strategie. Dieser ist in der Tat geboten, damit die
Systeme reibungslos funktionieren und die Rechte der Opfer gewihrleistet werden. Unter Beriicksichtigung der
Auswirkungen bestimmter Straftaten, insbesondere von Hassdelikten, Cyberkriminalitit, geschlechtsspezifischer Gewalt
oder von Gewalt gegen Kindern, sollten Schulungsmafinahmen jedoch nicht nur den Strafverfolgungsbehérden und der
Polizei zur Verfugung stehen. Der Schwerpunkt sollte auch auf die Verbesserung der Kompetenzen der Ersthelfer gelegt
werden, bei denen es sich um Gemeinwesenarbeiter, Lehrkrifte, Kinderschutzpersonal, Personal fiir die Aufnahme oder
Ingewahrsamnahme von Migranten und die Grenzpolizei handeln kann. Insbesondere bei gemischter Migration,
einschlieflich irreguldrer gemischter Migration zwischen EU-Mitgliedstaaten, besteht die Gefahr, Opfer von Ausbeutung zu
werden, was die zunehmenden Berichte iber Gewalt an den Grenzen und in Asylaufnahmeeinrichtungen belegen.

3.14.  Zwar ist der Schwerpunkt der Opferschutzrichtlinie von 2012 auf opferorientierter Justiz und der sich daraus
ergebende Schluss, dass solche Wiedergutmachungsdienste in erster Linie die Interessen und Bediirfnisse der Opfer
beriicksichtigen sollten, zu begriifen, doch sollte die Strategie mehr Orientierungshilfe und einen detaillierten Uberblick
dartiber bieten, wie die Staaten hohe Qualitdtsstandards umsetzen und zugingliche, faire und wirksame Instrumente zur
Unterstiitzung der Opfer beim Zugang zu einer solchen opferorientierten Justiz einfithren koénnten.

3.15.  Zu Opfern von geschlechtsspezifischer Gewalt: In der Strategie werden zwar einige Beispiele fiir geschlechts-
spezifische Gewalt genannt, es sollten aber auch andere Arten von sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt anerkannt
und explizit genannt werden, z. B. schidliche traditionelle Praktiken, wie etwa die Genitalverstimmelung bei Frauen,
Kinderehen usw. Durch eine Erweiterung dieser Liste wiirden Strafverfolgungsbeamte und andere zustindige Fachkrifte
starker fir solche Praktiken sensibilisiert.

3.16.  Auch die Zustindigkeiten des in der Strategie vorgeschlagenen EU-Netzes zur Verhiitung von geschlechts-
spezifischer und hduslicher Gewalt sollten um die Ziele und Ergebnisse bei der Ermittlung und Eindimmung dieser Art von
Straftaten erweitert werden (was bei landeriibergreifenden Straftaten besonders wichtig wire).

3.17.  Geschlechtsspezifische Gewalt und Beldstigung in der Arbeitswelt gelten als Menschenrechtsverletzungen oder
-verstole und gefihrden die menschliche Wiirde, die Forderung menschenwiirdiger Arbeit sowie den Zugang zum
Arbeitsmarkt und den beruflichen Aufstieg. Die europdischen Sozialpartner unterzeichneten 2007 diesbeziiglich eine
autonome Vereinbarung, die auf nationaler Ebene in den Mitgliedstaaten vollumfinglich umgesetzt werden muss. 2019
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wurde anlisslich des hundertjihrigen Bestehens der IAO das Ubereinkommen Nr. 190 gegen Gewalt und Beléstigung
angenommen, in dem Mafinahmen zur Verhiitung von Gewalttaten und zum Schutz der Opfer festgelegt und Instrumente
fiir eine wirksame Durchsetzung und Rechtsbehelfe sowie Orientierungshilfen, Schulungs- und Sensibilisierungsinitiativen
genannt werden. Der EWSA fordert die europiischen Institutionen auf, sich firr die rasche Ratifizierung dieses
Ubereinkommens durch die Mitgliedstaaten stark zu machen und mégliche Folgemafnahmen auf europdischer Ebene zu
koordinieren.

3.18.  In Bezug auf das Thema Menschenhandel miissten in der Strategie auch die Auswirkungen von Menschenhandel
und Ausbeutung auf Drittstaatsangehorige und Fliichtlinge beriicksichtigt werden. Dies gilt ferner fir die in der Strategie
vorgesehenen zentralen Mafinahmen, bei denen auch schwerpunktmiflig gepriift werden sollte, inwieweit die
Mechanismen, die Opfern von Menschenhandel offenstehen, auch fur Drittstaatsangehorige (wie Migranten, Asylsuchende
und Flichtlinge) zuginglich sind. Dariiber hinaus sollte die Strategie Unterstiitzungsmafinahmen fir eine bessere
Zuganglichkeit, Wirksamkeit und Anpassungsfahigkeit von Mechanismen fiir die Ermittlung von und die Reaktion auf Falle
von Menschenhandel fiir Fliichtlinge, Migranten und Asylsuchende umfassen, die im Zusammenhang mit Menschenhandel
Opfer von Straftaten werden.

3.19. In Bezug auf den Zugang von Opfern von Straftaten zu Entschidigung sollte der Gedanke, dass dieser Zugang
unabhingig vom Status des Opfers in einem EU-Mitgliedstaat sein sollte, in der Strategie stirker zum Tragen kommen.
Leider schrecken Asylsuchende, Fliichtlinge und Migranten hiufig davor zuriick, Schadenersatz zu fordern, wenn sie Opfer
einer Straftat geworden sind, weil sie nicht iiber ausreichende Informationen verfiigen, keine sachkundigen und
zuginglichen Unterstiitzungsdienste zur Verfiigung stehen oder weil sie Angst vor Vergeltungsmafinahmen oder negativen
Auswirkungen auf ihren Status haben. Da die Strategie das Ziel verfolgt, Opfer von Straftaten zu stirken, sollten diese
Sorgen beriicksichtigt und gezielte Malnahmen vorgesehen werden, um diese Schwachstellen fiir bestimmte Opfergruppen
auszugleichen.

4. Besondere Bemerkungen zu den fiinf Schwerpunkten der Strategie

4.1. Wirksame Kommunikation mit den Opfern und ein sicheres Umfeld, in dem die Opfer Straftaten anzeigen konnen

4.1.1. Eine zentrale Mafnahme der Europiischen Kommission betrifft Schulungsmafnahmen fur Justiz- und
Strafverfolgungsbehorden. Jedoch miissen auch Sozialarbeiter und medizinisches Personal in Bezug auf den Umgang mit
Opfern von Straftaten, insbesondere mit Opfern von Hassdelikten, im Rahmen der beruflichen Weiterbildung geschult
werden. Solche Schulungsmafinahmen sollten sich explizit auch mit Vorurteilen und Stereotypen befassen und in
Zusammenarbeit mit NGO durchgefithrt werden, die verschiedene schutzbediirftige Gruppen unterstiitzen.

4.1.2.  Zuder zentralen Mafinahme der Europdischen Kommission betreffend die Bereitstellung von EU-Finanzmitteln fiir
nationale Opferschutzorganisationen und einschlidgige kommunale Organisationen: Diese Mittel sollten insbesondere dafiir
genutzt werden, um Unterstiitzungsdienste als umfassende Pakete zu entwickeln — rechtliche und psychologische
Unterstiitzung bei der Arbeitssuche bei Bedarf, Notunterkiinfte und Unterstiitzung fiir die Kosten fiir drztliche Behandlung.

4.1.3.  Die fir die Ebene der Mitgliedstaaten vorgeschlagenen zentralen Mafnahmen sind nach wie vor sehr allgemein
und eher rhetorisch. Eine wirksame Umsetzung der Richtlinie ist gewihrleistet, wenn die nationalen Behorden
Verfahrensnormen entwickeln, annehmen und umsetzen, die es den Justiz- und Strafverfolgungsbehdrden sowie den
Sozialdiensten ermoglichen, Opfer von Straftaten (insbesondere Opfer von Hassdelikten) zu erkennen und angemessene
Unterstiitzung zu leisten.

4.1.4.  Wo nationale Behorden noch keine aufgeschliisselten Daten zu Opfern von Straftaten erheben, sollte dies Vorrang
erhalten, eventuell mit finanzieller Unterstiitzung durch die EU.
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4.1.5.  Die Mitgliedstaaten sollten in die vorgeschlagenen zentralen Mafinahmen zur Sensibilisierung fiir die Rechte und
die Optionen zur Meldung von Straftaten aufgenommen werden, denn dies fangt in der Schule im Rahmen der politischen
Bildung an. Die nationalen Behorden sollten sicherstellen, dass die nationalen Pflichtlehrpldne der jeweiligen Altersstufe der
Schiilerinnen und Schiiler angepasste Informationen iiber die Rechte, die nationalen Menschenrechtsinstitutionen und die
verfugbaren Schutzmechanismen enthalten.

4.1.6.  Damit NGO an Schulungsmafinahmen mit Behorden teilnehmen und gleichzeitig die wertvolle Erfahrung der
Hilfsempfanger und Fachleute, die die Opfer von Straftaten unterstiitzen, einbringen konnen, ist es wichtig, dass dieser
Beitrag im Rahmen institutioneller Partnerschaften anerkannt und vergiitet wird (?).

4.2. Verbesserung des Schutzes und der Unterstiitzung der schutzbediirftigsten Opfer

4.2.1.  Zu der vorgeschlagenen zentralen Manahme der Europiischen Kommission zur Unterstiitzung von Opfern mit
besonderen Bediirfnissen, wie z. B. minderjahrigen Opfern, Opfern von geschlechtsspezifischer oder hiuslicher Gewalt,
Opfern rassistischer und fremdenfeindlicher Hassdelikte, Opfern von Hassdelikten aus der LGBTI+-Gemeinschaft, dlteren
Opfern sowie Opfern mit Behinderungen: Die Unterstiitzung besonders schutzbediirftiger Gruppen sollte bei der
Anerkennung dieser Gruppen und der besonderen Merkmale ihres Status ansetzen, die hiufig zu ihrer Viktimisierung
fithren. Dies wiirde bedeuten, dass Vorschriften des Sekundirrechts erlassen und Schulungspakete entwickelt werden, in
denen die Besonderheiten der einzelnen schutzbediirftigsten Gruppen erldutert werden, Verfahren fiir ihre Befragung
aufgestellt werden, die eine erneute Traumatisierung vermeiden, und Leitlinien fiir die Kontaktaufnahme mit den
Gemeinschaften, in denen dies der Fall ist, entwickelt werden.

4.2.2.  Zu der vorgeschlagenen zentralen Maffnahme der Europiischen Kommission zur Umsetzung der Leitprinzipien
fir die Gewihrleistung von Schutz und Unterstiitzung fiir Opfer von Hassdelikten und Hetze: Dies sollte durch die
Einrichtung eines EU-Mechanismus zur Uberwachung wirksamer Reaktionen auf Hassdelikte und Hetze durch die Agentur
der Europdischen Union fiir Grundrechte erginzt werden, die ihr aktuelles Datenerfassungssystem um nationale Melde- und
Frithwarnfunktionen erweitern konnte.

4.2.3.  Zu der vorgeschlagenen zentralen Mafinahme der Mitgliedstaaten, die auf den aus der COVID-19-Pandemie
gezogenen Lehren aufbaut, insbesondere Mafinahmen, die gewihrleisten sollen, dass Opfer von geschlechtsspezifischer und
hiuslicher Gewalt Zugang zu Unterstiitzung und Schutz haben; Einrichtung integrierter und zielgerichteter spezialisierter
Unterstiitzungsdienste fur die schutzbediirftigsten Opfer, einschlieflich Kinderhduser, Familienhduser, sichere Unterkiinfte
fur Opfer von Gewalt gegen Frauen und fur LGBTI+-Personen. In einigen Mitgliedstaaten hat die Erfahrung mit der
COVID-19-Pandemie jedoch wieder einmal gezeigt, dass die Behorden schlecht ausgestattet sind, um Notunterkiinfte oder
kurzfristige Unterkiinfte, insbesondere aufierhalb der Hauptstidte, bereitzustellen. Der Ausbau von Notunterkiinften,
sicheren Unterkiinften und Unterstiitzungszentren sowie die Bereitstellung integrierter Unterstiitzungsdienste sind eine
Notwendigkeit und erfordern die Zusammenarbeit nationaler Behorden und privater Akteure sowie EU-Fordermittel.

4.3. Erleichterung des Zugangs der Opfer zu Entschidigungsleistungen

4.3.1.  Ein relevanter Interessentriger ist die Agentur der Europidischen Union fiir Grundrechte, die tiber ihr Netz
unabhingiger Sachverstindiger der Mitgliedstaaten (FRANET) jedes Jahr die Rechtsvorschriften und Strategien analysiert, die
zum Schutz der Opferrechte erlassen wurden, und die auch thematische Berichte erstellen kann. Aufgrund ihres Mandats
kann die Grundrechteagentur vielversprechende Vorgehensweisen fordern und Veranstaltungen organisieren, bei denen die
Entschadigungsbehorden Ideen austauschen und die Zusammenarbeit verbessern konnen.

4.4. Ausbau der Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen allen Beteiligten

(®  Im Anschluss an das Urteil des EGMR aus dem Jahr 2016 in der Rechtssache MC und AC gegen Ruminien (ein Fall eines
homophoben Hassdelikts) bietet die NGO ACCEPT Romania, die die Kldger in dieser Rechtssache unterstiitzt hat, in Ruménien, das
derzeit unter der strengen Aufsicht des Ministerrats des Europarates steht, dem Institutul de Studii pentru Ordine Publicd (ISOP)
regelmifSig unentgeltliche Schulungen an. Diese Schulungen umfassen eine Prisentation der Antidiskriminierungsgesetze, der
Bestimmungen zu Hassdelikten, zur Bedeutung der sexuellen Ausrichtung und der Geschlechtsidentitit sowie praktische Ubungen,
Simulationen und Living Libraries, bei denen drei oder vier Mitglieder der LGBTI-Gemeinschaft eine Stunde lang iiber ihre
Erfahrungen mit den Strafverfolgungsbehorden berichten. Dies erfordert einen enormen personellen und logistischen Aufwand, den
die Freiwilligen und Fachleute der NGO unentgeltlich leisten. Die eigentliche Herausforderung besteht jedoch in der mangelnden
Nachhaltigkeit und der begrenzten Wirkung der Veranstaltungen. Von den Hunderten Neueinstellungen oder den Tausenden von
Mitarbeitern des Innenministeriums nimmt nur eine kleine Gruppe von ca. 20 bis 30 Teilnehmern an diesen Schulungen teil. Die
Losung wire, vorrangig interne Kapazititen innerhalb der nationalen Justiz- oder Strafverfolgungsbehorden fiir die Durchfithrung
solcher Schulungen zu entwickeln, die dann in die berufliche Weiterbildung aufgenommen wiirden.
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44.1. In Bezug auf die vorgeschlagene zentrale Mafnahme der Mitgliedstaaten zum Aufbau widerstandsfahigerer
Gesellschaften durch Forderung einer stirkeren Einbeziehung der Zivilgesellschaft in nationale Mafnahmen ist das Konzept
der ,Einbeziehung der Zivilgesellschaft viel zu weit gefasst, denn zur Zivilgesellschaft gehoren auch Verbinde von
Polizisten, Justizvollzugsbeamte, Verbinde ehrenamtlicher Helfer im Katastrophen- und Bevélkerungsschutz oder Kirchen.
Von entscheidender Bedeutung ist das aktive Engagement jener Teile der Zivilgesellschaft, die direkt mit Opfern von
Straftaten zusammenarbeiten.

4.4.2.  Die EU hat das Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und Bekidmpfung von Gewalt gegen Frauen und
hiuslicher Gewalt (Ubereinkommen von Istanbul) zwar unterzeichnet, jedoch gerit es auf nationaler Ebene in einigen
Mitgliedstaaten unter Beschuss, wobei Vorbehalte und Auslegungen als Reaktion auf eine sich abzeichnende Rhetorik
ytraditioneller Werte* vorgebracht werden, bei der Gender, geschlechtsbezogene Gewalt und Geschlechtsidentitdt als
Konstrukte bezeichnet werden, die nationale Identititen untergraben, und hdusliche Gewalt als ein privates Problem
dargestellt wird. Die EU muss sich nachdriicklich fiir die Wahrung des Ubereinkommens von Istanbul einsetzen. Zwar ist es
Sache der Mitgliedstaaten, nationale Rechtsvorschriften zu entwickeln und zu verbessern, doch kann die EU das Bewusstsein
fur die Bedeutung des Schutzes vor geschlechtsbezogener Gewalt schirfen. Erreicht werden kann dies auch durch die
Bereitstellung von Mitteln fiir die Entwicklung von Modulen fiir die Ausbildung von Angehérigen der Rechtsberufe, fiir die
Erleichterung des Austauschs und fiir die Unterstiitzung von NGO, die Lobbyarbeit leisten und gleichzeitig die Opfer
geschlechtsbezogener Gewalt unterstiitzen.

4.5. Starkung der internationalen Dimension der Opferrechte

4.5.1.  Die Koordinierung zwischen allen Organen und Einrichtungen der EU bei der Umsetzung der Strategie ist
grundlegend wichtig, damit die EU bei den Mafinahmen des Europarats und der Vereinten Nationen fiir Opfer eine
Fithrungsrolle iibernehmen kann.

4.5.2.  Die EU sollte internationale Programme zur Finanzierung von Aktivititen auferhalb der EU nutzen, um die
Entwicklung von Rechtsvorschriften, Strategien und Diensten zu unterstiitzen, unter anderem durch die Finanzierung von
Mafinahmen zum Kapazititsaufbau fir alle Opfer von Straftaten.

5. EU-Finanzierung

5.1.  Nur ein verschwindend geringer Teil des EU-Haushalts ist fiir Opfer von Straftaten vorgesehen, was im krassen
Widerspruch zu den Kosten steht, die Opfern und der Gesellschaft durch Straftaten entstehen. Da die Wahrung der Rechte
von Opfern so wichtig ist und als Thema in viele Bereiche hineinspielt, sollte die Europdische Kommission einen
strategischen Ansatz fiir die finanzielle Unterstiitzung von Opfern entwickeln, um jene Bereiche zu ermitteln, die von einer
EU-Forderung voraussichtlich am meisten profitieren wiirden, und die Einbeziehung der Opferpriorititen in die
verschiedenen EU-Finanzierungsprogramme (einschliefSlich der auf nationaler und internationaler Ebene umgesetzten) zu
koordinieren (3).

5.2.  Die Finanzierung ist von entscheidender Bedeutung und sollte nicht an Projekte gebunden, sondern eher langfristig
ausgelegt sein und sowohl EU-Mittel als auch nationale Mitteln umfassen.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Prisidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

() Victim Support Europe, Fahrplan fiir die Strategie fiir die Rechte von Opfern 2020-2024.
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum ,Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber eine voriibergehende Ausnahme von

bestimmten Vorschriften der Richtlinie 2002/58/EG des Europdischen Parlaments und des Rates

hinsichtlich der Verwendung von Technik durch Anbieter nummernunabhingiger interpersoneller

Kommunikationsdienste zur Verarbeitung personenbezogener und anderer Daten zwecks Be-
kimpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern im Internet”

(COM(2020) 568 final — 2020/0259 (COD))
(2021/C 10/10)

Hauptberichterstatter: Ionug SIBIAN

Befassung Europiisches Parlament, 17.9.2020
Rat der Europiischen Union, 18.9.2020

Rechtsgrundlage Artikel 114 Absatz 1 und Artikel 304 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europiischen Union

Zustandige Fachgruppe Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsge-
sellschaft

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 246/1/3

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) vertritt den Standpunkt, dass jede Abweichung von der
Richtlinie 2002/58/EG einer sorgfiltigen Priifung bedarf, um die Privatsphire der Biirger zu schiitzen. In diesem Fall ist
jedoch aufgrund des Ausmafles und der Schwere der Straftat eine Ausnahme gerechtfertigt.

1.2.  Der EWSA ist grundsitzlich mit der vorgeschlagenen Verordnung fiir eine voriibergehende und streng begrenzte
Ausnahme von Artikel 5 Absatz 1 und Artikel 6 der Richtlinie 2002/58/EG, in denen der Schutz der Vertraulichkeit der
Kommunikation und der Verkehrsdaten geregelt ist, einverstanden.

1.3.  Seiner Ansicht nach ist die Befristung (bis zum 31. Dezember 2025) nicht gerechtfertigt, und die Kommission
sollte dafiir Sorge tragen, dass angemessene Bestimmungen zum Schutz der Privatsphire von Kindern entwickelt und
bereits vor Ablauf von funf Jahren umgesetzt werden.

1.4.  InBezug auf die in Artikel 3 Buchstabe e des Verordnungsvorschlags fiir die Branche vorgesehenen Anforderungen
an Berichterstattung und Transparenz hilt es der EWSA fiir sinnvoll, dass regelmifSige Priifungen/Audits durch einen
Dritten durchgefiihrt werden, und zwar unter Verwendung einer abgestimmten Vergleichsstichprobe ohne kinder-
pornografisches Material, dhnlich den EICAR-Testdateien fiir Antivirenprogramme.

1.5.  Nach Ansicht des EWSA sollte die Kommission einen offenen Wettbewerb mit einem ansehnlichen Preis (')
veranstalten, um auf diese Weise die Entwicklung nicht nur von quelloffenen Tools und Industrienormen zu fordern,
sondern auch von maéglichen neuen Losungen zur Aufdeckung und Meldung von sexuellem Kindesmissbrauch in der von
Endstelle zu Entstelle verschliisselten elektronischen Kommunikation.

1.6.  Aus Sicht des EWSA ist es an der Zeit, dass die Europdische Union iiber ein eigenes Europdisches Zentrum zur
Privention und Bekimpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern verfiigt, und er fordert die Kommission auf, sich
fir die Einrichtung und Entwicklung eines solchen Zentrums starkzumachen. Seiner Ansicht nach sollte das Zentrum auf
der Arbeit von Europol aufbauen und mit Unternehmen und Strafverfolgungsbehorden dabei zusammenarbeiten, Opfer zu
identifizieren und Straftiter vor Gericht zu bringen.

() Analog zu den EU-finanzierten Projekten NESSIE und ECRYPT (eSTREAM), oder ein Wettbewerb wie der des US-amerikanischen
National Institute of Standards and Technology (NIST) zur Kryptografie.
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2. Allgemeine Bemerkungen

2.1.  Neuere Daten von Europol (}) zeigen, dass sich die COVID-19-Pandemie ganz erheblich im Bereich der
Internet-Straftaten niedergeschlagen hat. Die Menge der Darstellungen von sexuellem Missbrauch von Kindern im Internet
(Child Sexual Abuse Material, CSAM) hat wihrend des Lockdowns stark zugenommen.

2.2, Von den insgesamt 16,9 Mio. Berichten tiber Material tiber sexuellen Kindesmissbrauch, die 2019 beim
US-amerikanischen National Centre for Missing and Exploited Children (NCMEC) eingingen und die 45 Mio. identifizierte
Missbrauchsdarstellungen umfassten, stammten 16,8 Mio. von Anbietern elektronischer Kommunikationsdienste. Davon
waren knapp 3 Mio. Bilder und Videos mit Material tiber sexuellen Kindesmissbrauch in der Europaischen Union gehostet
worden.

2.3.  Die vorgeschlagene Verordnung ist notwendig, da bestimmte Online-Kommunikationsdienste () mit der
uneingeschrankten Geltung des europiischen Kodex fiir elektronische Kommunikation ab dem 21. Dezember 2020 in
den Anwendungsbereich der e-Datenschutz-Richtlinie (Richtlinie 2002/58/EG) fallen werden. Die e-Datenschutz-Richtlinie
bietet keine explizite Rechtsgrundlage fiir die freiwillige Verarbeitung von Inhalts- oder Verkehrsdaten zum Zwecke der
Aufdeckung sexuellen Missbrauchs von Kindern im Internet. Die Anbieter miissten also ihre Titigkeit einstellen, falls die
Mitgliedstaaten keine speziellen nationalen Mafnahmen erlassen.

2.4, Als Reaktion darauf und angesichts der Dringlichkeit beschloss die Kommission, eine eng gefasste Verordnung
vorzulegen, damit im ordnungsrechtlichen Rahmen fiir den Telekommunikationssektor keine Rechtsliicke entsteht.

2.5.  Die vorgeschlagene Verordnung sicht Garantien zum Schutz der Privatsphire und der personenbezogenen Daten
vor.

— Die Verarbeitung muss verhdltnismiflig sein und auf bewihrte Technik beschrinkt bleiben, die von Anbietern
nummernunabhingiger interpersoneller Kommunikationsdienste zu diesem Zweck bereits vor dem Inkrafttreten der
Verordnung regelmifSig verwendet worden ist.

— Die verwendete Technik muss dem Stand der Technik in der Branche entsprechen und soll moglichst wenig in die
Privatsphdre eingreifen.

— Die verwendete Technik muss an sich hinreichend zuverlissig sein und Fehlerquoten weitestmoglich begrenzen. Bei
gelegentlich auftretenden Fehlern muss sie deren Folgen unverziiglich berichtigen.

— Die zur Aufdeckung von ,Kontaktaufnahmen zu Kindern“ verwendete Technik soll nur ,geeignete Indikatoren®
verwenden.

— Die Verarbeitung muss auf das fiir diese Zwecke unbedingt erforderliche Maf beschrinkt sein.

— Die erfassten Daten miissen unverziiglich geloscht werden, es sei denn, ein sexueller Missbrauch von Kindern im
Internet wurde festgestellt.

— Der Anbieter hat jahrlich einen Bericht iiber seine Datenverarbeitung zu verdffentlichen.

2.6.  Diese Ausnahme schreibt eigentlich nur die derzeitige Praxis fest.
Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Présidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

() Exploiting isolation: sexual predators increasingly targeting children during COVID pandemic, Europol, Juni 2020.
()  Etwa Webmail- und Messengerdienste.
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Stellungnahme des Europ"éiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum ,Vorschlag fiir eine
Richtlinie des Rates zur Anderung der Richtlinie 2006/112/EG iiber das gemeinsame Mehrwert-
steuersystem in Bezug auf die Identifizierung von Steuerpflichtigen in Nordirland“

(COM(2020) 360 final — 2020/0165 (CNS))
(2021/C 10/11)

Befassung durch den Rat 28.8.2020

Rechtsgrundlage Artikel 113 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union

Zustindige Fachgruppe Fachgruppe Wirtschafts- und Wihrungsunion, wirtschaftlicher
und sozialer Zusammenhalt

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 209/0/9

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

Da der Ausschuss dem Vorschlag uneingeschrinkt zustimmt und sich bereits in fritheren Stellungnahmen, d. h. in seiner am
14. Mérz 2018 verabschiedeten Stellungnahme zum ,Mehrwertsteuer-Reformpaket () (*) und in seiner am 23. Mai 2018
verabschiedeten Stellungnahme zum ,Mehrwertsteuer-Reformpaket (I)“ (), zu dem gemeinsamen Mehrwertsteuersystem
gedufSert hat, beschloss er auf seiner 555. Plenartagung am 27./28./29. Oktober 2020 (Sitzung vom 29. Oktober 2020) mit
209 Stimmen ohne Gegenstimmen bei 9 Enthaltungen, eine befirwortende Stellungnahme abzugeben und auf den
Standpunkt zu verweisen, den er in den oben genannten Dokumenten vertreten hat.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Présidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

() ABL C 237 vom 6.7.2018, S. 40.
() ABL C 283 vom 10.8.2018, S. 35.


https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2018:237:SOM:dE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2018:283:SOM:dE:HTML
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Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum ,Vorschlag fiir einen
Beschluss des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung des Beschlusses
Nr. 1313/2013/EU iiber ein Katastrophenschutzverfahren der Union“

(COM(2020) 220-2020/0097 (COD))
(2021/C 10/12)

Befassung Rat, 24.6.2020

Rechtsgrundlage Artikel 196 und Artikel 322 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags
tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union

Zustindige Fachgruppe Fachgruppe Landwirtschaft, lindliche Entwicklung, Umwelt

Verabschiedung im Plenum 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 209/0/9

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

Da der Ausschuss dem Vorschlag zustimmt und sich bereits in fritheren Stellungnahmen, d. h. in seiner am 18. Oktober
2018 verabschiedeten Stellungnahme Stirkung der EU-Katastrophenschutzmafnahmen rescEU (') und in seiner am 19. Juni
2019 verabschiedeten Stellungnahme zum Katastrophenschutzverfahren der Union — Anderung (), zu dieser Thematik
gedufSert hat, beschloss er auf seiner 555. Plenartagung vom 27. bis 29. Oktober 2020 (Sitzung vom 29. Oktober 2020)
mit 209 Stimmen bei 9 Enthaltungen, eine befirwortende Stellungnahme abzugeben und auf den Standpunkt zu
verweisen, den er in den oben genannten Dokumenten vertreten hat.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Prasidentin
des Europdgischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

() ABL C 62 vom 15.2.2019, S. 231.
() ABL C 282 vom 20.8.2019, S. 49.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.C_.2019.062.01.0231.01.DEU&toc=OJ%3AC%3A2019%3A062%3ATOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.C_.2019.282.01.0049.01.DEU&toc=OJ%3AC%3A2019%3A282%3ATOC
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum ,Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU)

2018/848 iiber die Okologische/biologische Produktion hinsichtlich ihres Geltungsbeginns und
bestimmter anderer in der genannten Verordnung angegebener Daten”

(COM(2020) 483 final — 2020/0231 (COD))
(2021/C 10/13)

Befassung Europdisches Parlament, 14.9.2020
Rat, 14.9.2020

Rechtsgrundlage Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 304 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europiischen Union

Zustindige Fachgruppe Fachgruppe Landwirtschaft, lindliche Entwicklung, Umwelt

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 209/0/9

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

Da der Ausschuss dem Vorschlag vorbehaltlos zustimmt und keine Bemerkungen zu dieser Thematik vorzubringen hat,
beschloss er auf seiner 555. Plenartagung vom 27. bis 29. Oktober 2020 (Sitzung vom 29. Oktober) mit 209 Stimmen bei
9 Enthaltungen, eine befiirwortende Stellungnahme zu diesem Vorschlag abzugeben.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Présidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum ,Vorschlag fiir eine
Verordnung des Rates zur Eréffnung und Verwaltung autonomer Unionszollkontingente fiir die
Einfuhr bestimmter Fischereierzeugnisse auf die Kanarischen Inseln im Zeitraum 2021 bis 2027

(COM(2020) 437 final — 2020/0209 (CNS))
(2021/C 10/14)

Befassung Rat, 16.9.2020

Rechtsgrundlage Artikel 349 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union

Zustindige Fachgruppe Fachgruppe Landwirtschaft, lindliche Entwicklung, Umwelt

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 209/0/9

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

Da der Ausschuss dem Vorschlag vorbehaltlos zustimmt und keine Bemerkungen zu dieser Thematik vorzubringen hat,
beschloss er auf seiner 555. Plenartagung vom 27. bis 29. Oktober 2020 (Sitzung vom 29. Oktober) mit 209 Stimmen bei
9 Enthaltungen, eine befiirwortende Stellungnahme zu diesem Vorschlag abzugeben.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Prisidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu ,,Geinderter Vorschlag fiir

eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Rahmens fiir die

Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1999
(Europiisches Klimagesetz)“

(COM(2020) 563 final — 2020/0036 (COD))
(2021/C 10/15)

Befassung Europdisches Parlament, 6.10.2020
Rat, 5.10.2020

Rechtsgrundlage Artikel 192 Absatz 1 und Artikel 304 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europiischen Union

Zustindige Fachgruppe Fachgruppe Landwirtschaft, lindliche Entwicklung, Umwelt

Verabschiedung auf der Plenartagung 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 209/0/9

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

Am 17. September 2020 beschloss die Europdische Kommission, dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss
einen gednderten Vorschlag fiir eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Rahmens
fir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1999 zur Stellungnahme zu
iibermitteln.

Da der Ausschuss sich bereits in seiner am 15. Juli 2020 verabschiedeten Stellungnahme zum Thema ,Europdisches
Klimagesetz“ (') zum urspriinglichen Vorschlag gedufert hat, beschloss er auf seiner 555. Plenartagung am 27., 28. und
29. Oktober 2020 (Sitzung vom 29. Oktober) mit 209 Stimmen bei 9 Enthaltungen, von der Erarbeitung einer neuen

Stellungnahme abzusehen und auf den Standpunkt zu verweisen, den er in der oben genannten Stellungnahme vertreten
hat.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Prisidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

(") ABIL. C 364 vom 28.10.2020, S. 143.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:C:2020:364:TOC
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Stellungnahme des Europidischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der ,Mitteilung der

Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, die Europiische Zentralbank, den Europiischen

Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss der Regionen und die Europiische Investitions-
bank — Jihrliche Strategie fiir nachhaltiges Wachstum 2020“

(erginzende Stellungnahme)
(COM(2019) 650 final)
(2021/C 10/16)

Berichterstatter: Philip VON BROCKDORFF

Prasidiumsbeschluss 28.5.2020

Rechtsgrundlage Art. 32 Abs. 1 der Geschiftsordnung und Art. 29 Buchst. a der
Durchfithrungsbestimmungen zur Geschiftsordnung

Zustandige Fachgruppe Fachgruppe Wirtschafts- und Wihrungsunion, wirtschaftlicher
und sozialer Zusammenhalt

Annahme in der Fachgruppe 8.9.2020

Verabschiedung im Plenum 29.10.2020

Plenartagung Nr. 555

Ergebnis der Abstimmung 250/0/6

(Ja-Stimmen/Nein-Stimmen/Enthaltungen)

Vorbemerkung

Diese Stellungnahme ist Teil eines Pakets von zwei Folgestellungnahmen zur Jahrlichen Strategie fiir nachhaltiges Wachstum [COM
(2019) 650 final] und zur Empfehlung zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wahrungsgebiets [COM(2019) 652 final]. Die fritheren
Vorschlige (') des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (EWSA) sollen hierin unter Beriicksichtigung der jiingsten
Entwicklungen, der Auswirkungen und der Erholung von COVID-19 sowie der verschiedenen Berichte und Empfehlungen im Rahmen
des laufenden Europdischen Semesters aktualisiert und weiterentwickelt werden. Dieses Paket bildet den Gesamtbeitrag der
Zivilgesellschaft der EU zur Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik fiir den ndchsten Zyklus des Europdischen Semesters, der
voraussichtlich im November 2020 beginnt. Der EWSA fordert die Europdische Kommission und den Rat auf, diesem Beitrag im
Rahmen des ndchsten ,Herbstpakets“ des Europdischen Semesters und des damit verbundenen interinstitutionellen Entscheidungs-
prozesses Rechnung zu tragen.

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) erachtet die Jahrliche Strategie fiir nachhaltiges
Wachstum als wichtigen Schritt hin zur Ubernahme eines sozialeren, inklusiveren und nachhaltigeren Wirtschaftsmodells,
das die Nachhaltigkeitsziele und insbesondere die Verpflichtung, das aktuelle Wachstumsmodell auf griines Wachstum
umzustellen, beinhaltet. Diese Verpflichtung ist angesichts der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen von COVID-19
von besonderer Bedeutung, und die Kommission muss diesbeziiglich im bevorstehenden Herbstpaket des Europdischen
Semesters bei der Festlegung der wirtschaftlichen und sozialen Prioritdten fiir die EU ein klares Zeichen setzen.

1.2.  Um wirksam auf die Auswirkungen von COVID-19 reagieren zu konnen, miissen nach Auffassung des EWSA
sowohl die wirtschaftlichen als auch die sozialen Folgen abgeschitzt werden. Diese Folgenabschitzungen werden die
Mitgliedstaaten in die Lage versetzen, das ganze Ausmaf$ der Auswirkungen von COVID-19 auf ihre Volkswirtschaften und
auf die Freiziigigkeit sowie den freien Waren-und Dienstleistungsverkehr in der EU zu erfassen. Uberdies miissen die
Regierungen jetzt rasch und entschieden handeln, um COVID-19 und seine Folgen zu bewiltigen, aber dies kann nur
gelingen, wenn sie diese Auswirkungen voll verstehen.

1.3.  Als Antwort auf die Krise missen die Regierungen makrookonomische Hilfsmafinahmen ergreifen, um das
Vertrauen wieder herzustellen und die Erholung der Nachfrage zu unterstiitzen. Im Hinblick auf dieses Ziel empfichlt der
EWSA jedoch eine Uberarbeitung des Stabilitdts- und Wachstumspakts, um die wirtschaftliche Erholung zu unterstiitzen
und den Regierungen ausreichenden Handlungsspielraum zu geben und sie in die Lage zu versetzen, dringend benotigte
Infrastrukturinvestitionen — insbesondere im Bereich Klimaschutz — zu titigen. Auch bedarf es einer flexiblen Auslegung

(") ABI. C 120 vom 14.4.2020, S. 1 und ABL. C 120 vom 14.4.2020, S. 7.
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der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen, um alle Unternehmen unabhiingig von ihrer Groe beim Ubergang zu einer
digitalen und griinen Wirtschaft zu unterstiitzen. Der Zugang von KMU zu Finanzierung und die Uberarbeitung der
KMU-Strategie sind ebenfalls wichtige Faktoren.

1.4.  Das Gleiche gilt fiir den sozialen Bereich, in dem die Regierungen fiir wirksame Gesundheitsschutzmaffnahmen mit
entsprechender Mittelausstattung sorgen miissen, um eine weitere Ansteckung zu verhindern. Ebenso wichtig sind gezielte
Mafinahmen zur Unterstiitzung der Systeme der sozialen Sicherheit und zur Einkommenssicherung fiir sozial benachteiligte
Gruppen, die am stirksten unter den Einkommenseinbuflen infolge des Wirtschaftseinbruchs leiden. Arbeitnehmer sollten
ermutigt werden, sich gewerkschaftlich zu organisieren, um so die Verwirklichung der Ziele der europiischen Saule sozialer
Rechte voranzutreiben, die in Krisenzeiten besonders notwendig geworden ist.

1.5.  Angesichts von COVID-19 hat eine gerechte Besteuerung noch grofere Bedeutung erlangt, da die Regierungen
riesige Lasten fir die Finanzierung der Sofortmafinahmen stemmen miissen. Der EWSA ist jedoch auch der Ansicht, dass
der durch COVID-19 verursachte wirtschaftliche Einbruch die inhdrenten Schwichen einer nicht vollendeten
EU-Wihrungsunion aufgedeckt hat. Die EU fiihrt seit langem eine Debatte iiber eine Fiskalunion, und das 750 Mrd. EUR
schwere Aufbau- und Resilienzpaket ist trotz seiner Mingel ein Beleg dafiir, dass die EU hier wichtige Schritte in Richtung
Integration unternimmt. Es bleibt abzuwarten, ob dies die Mitgliedstaaten tatsichlich einer Fiskalunion niherbringt, doch es
besteht kein Zweifel daran, dass die Steuerpolitik innerhalb der EU tiberdacht werden muss, nicht zuletzt im Hinblick auf
den Mittelbedarf fur offentliche Investitionen in Infrastruktur, Bildung, Gesundheitsversorgung und Sozialschutz.

1.6.  Der EWSA betont die wichtige Rolle der politischen Fithrung in dieser Krise. Bei den Verhandlungen tiber das
Aufbau-und Resilienzpaket traten Briiche innerhalb der EU zu Tage, die nichts Gutes fiir die institutionellen und
konstitutionellen Reformen der Union verheiflen. Diese Reformen sind aber notwendig, um die EU robuster aufzustellen,
damit sie auch in Zukunft eine relevante und kohérente Rolle in Europa und weltweit spielen kann.

1.7. Nach Ansicht des EWSA ist der Aufbauplan ,Next Generation EU" begriienswert und kommt zur rechten Zeit. Es
wird jedoch den Mitgliedstaaten und der Kommission enorme Anstrengungen abverlangen, diesen zur gleichen Zeit
umzusetzen wie den ordentlichen Gesamthaushaltsplan der EU fiir die Jahre 2021-2027. Ein offenes Problem sind die
unterschiedlichen Kapazititen innerhalb der EU, weshalb die Kommission moglicherweise den Kapazititsaufbau und das
Verfahren zur Ermittlung von Projekten weiter férdern muss. In Bezug auf den MFR 2021-2027 bedauert der Ausschuss,
dass der urspriingliche Vorschlag der Kommission vom Rat gekiirzt wurde. Der Vorschlag der Kommission wurde vom
Europdischen Parlament und auch vom EWSA in seiner Stellungnahme zum Mehrjahrigen Finanzrahmen 2021-2027 (3
bereits fiir unbefriedigend befunden.

1.8.  Und die Zeit dringt, jede unnotige Verzogerung bei der Annahme und Umsetzung des vereinbarten Plans konnte die
wirtschaftliche Erholung der EU und die Verwirklichung der Zielsetzungen der Jihrlichen Strategie fiir nachhaltiges
Wachstum konterkarieren und gleichzeitig die Erwerbsgrundlage und das Wohlergehen tausender Arbeitnehmer und
Kleinunternehmer in Europa gefihrden.

1.9.  Der EWSA betrachtet die Jahrliche Strategie fiir nachhaltiges Wachstum als Chance fiir die Umstellung auf ein
Wirtschaftsmodell, das wirtschaftliche und soziale/inklusive Ziele gleich gewichtet. Die Ziele der Jihrlichen Strategie fiir
nachhaltiges Wachstum diirfen durch die wirtschaftlichen Herausforderungen im Zusammenhang mit COVID-19 nicht
gefihrdet werden. Eine wichtige Erkenntnis aus der COVID-19-Krise lautet, dass die soziale Dimension genauso wichtig ist
wie die wirtschaftlichen Dimension unseres Lebens.

1.10.  Der EWSA unterstiitzt die Anstrengungen fur Produktivititssteigerungen in der gesamten EU, betont jedoch, dass
diese nicht auf Kosten der wirtschaftlichen Nachhaltigkeit oder der Arbeitsbedingungen gehen diirfen. Wirtschaftlicher
Wohlstand ist sehr wichtig und kann erreicht werden durch ein Wachstum, das einen Mehrwert fiir Wirtschaft und
Gesellschaft erbringt, das Leben der Menschen tatsichlich verbessert und zugleich die Widerstandsfahigkeit gegentiber
kiinftigen exogenen Schocks starkt und zur Konvergenz zwischen den Lindern und Regionen beitragt.

2. Jahrliche Strategie fiir nachhaltiges Wachstum 2020 und COVID-19

2.1.  Die Europdische Kommission hat am 17. Dezember 2019 das Herbstpaket bestehend aus der Jahrlichen Strategie fiir
nachhaltiges Wachstum 2020 und dem Gemeinsamen Beschiftigungsbericht vorgelegt. Die Schliisselbotschaft der
Jahrlichen Strategie lautet, dass Wirtschaftswachstum kein Selbstzweck ist und die Wirtschaft im Dienste der Menschen und
unseres Planeten stehen muss. Der Ubergang hin zu einem neuen Wachstumsmodell steht im Einklang mit dem
europdischen Griinen Deal und somit mit einer Wirtschaft, die die Begrenztheit unserer natiirlichen Ressourcen respektiert.
Dariiber hinaus steht das neue Modell fir das Wirtschaftswachstum mit den im Gemeinsamen Beschiftigungsbericht
angegebenen Beschiftigungszielen im Einklang, wonach die Schaffung von Arbeitsplitzen in erster Linie zu dauerhaftem
Wohlstand in der EU fithren soll.

() ABL C 440 vom 6.12.2018, S. 106.
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2.2.  Der europidische Griine Deal kann als ,neues nachhaltiges Wachstumsmodell“ der EU definiert werden, das zur
Umsetzung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung beitragen wird. Deutlich wird dieser Ubergang an den vier
Schwerpunkten der Jihrlichen Wachstumsstrategie: 1) Okologische Nachhaltigkeit, 2) Produktivitdtswachstum, 3)
Gerechtigkeit und 4) Makrookonomische Stabilitit. Diese Priorititen sind nun an die Stelle des ,Tugend-Dreiecks* aus
Investitionen, finanzieller Nachhaltigkeit und Strukturreformen der bisherigen jahrlichen Wachstumsberichte getreten.

2.3.  Die Jhrliche Strategie ist grundstzlich ein wichtiger Schritt hin zur Ubernahme eines sozialeren, inklusiveren und
nachhaltigeren Wirtschaftsmodells, das die Nachhaltigkeitsziele und insbesondere die Verpflichtung, das aktuelle
Wachstumsmodell auf griines Wachstum umzustellen, beinhaltet. Der EWSA erachtet das als positiv. Dariiber wird in
der Jahrlichen Strategie Nachhaltigkeit im weitesten Sinne interpretiert und nicht nur auf die Umwelt bezogen. Umwelt,
Produktivitdt, Gerechtigkeit und Stabilitit werden von der Europdischen Kommission niamlich gleich gewichtet.

2.4.  Die Kommission ist ferner der Auffassung, dass die neue Wirtschaftsagenda einen Ubergangszeitraum erfordert,
damit der ,der Ubergang fair und inklusiv vonstattengeht und die Biirgerinnen und Biirger dabei an erster Stelle stehen®, und
dass ,die Kosten nicht auf den Schwichsten lasten diirfen“. ,Sowohl der Klimawandel selbst als auch flankierende Strategien
[...] haben erhebliche verteilungspolitische Konsequenzen®, so die Kommission weiter. Dieser Ubergangszeitraum wird
zwangsldufig zu wesentlichen Kompromissen (Trade-offs) wie steigenden Transportkosten und moglichen Arbeits-
platzverlusten fithren. Der EWSA ist der Ansicht, dass die sozialen Folgen dieser Kompromisse bewertet und addquate
Antworten durch die Sozial- und Steuerpolitik in der gesamten EU gegeben werden miissen. Angesichts der
wirtschaftlichen, sozialen und in geringerem Mafle auch klimarelevanten Auswirkungen von COVID-19 haben diese
Bewertungen nun eine ganz neue Bedeutung erlangt.

2.5. Die wirtschaftlichen Auswirkungen von COVID-19 ergeben sich im Wesentlichen in dreierlei Hinsicht: die
Produktion ist direkt betroffen, die Lieferketten und die Mirkte sind gestort und Unternehmen und Finanzmirkte leiden
unter den finanziellen Auswirkungen. Die Folgen fiir die europdischen Volkswirtschaften konnen zum gegenwirtigen
Zeitpunkt noch nicht in ihrer Ginze abgeschitzt werden und hidngen weitgehend davon ab, ob es im Laufe des Jahres in
Europa noch eine zweite Infektionswelle geben wird. Fest steht jedenfalls, dass COVID-19 die Volkswirtschaften hart
getroffen hat. Und es ist immer noch nicht sicher, wann sich die wirtschaftliche Erholung einstellen wird. Die Instabilitét
und die Folgen von COVID-19 fiir die Mirkte haben in der gesamten EU zu einem wirtschaftlichen Einbruch gefiihrt.
Urspriinglich ging man von einem Wachstum des Gesamt-BIP der EU-27 im Jahr 2020 von 1,2 % aus, mittlerweile wird
prognostiziert, dass die Wirtschaft dieses Jahr aufgrund von COVID-19 um 7,4 % schrumpfen wird. Vergleichsweise betrug
der wirtschaftliche Riickgang infolge der Finanzkrise von 2009 nur -4,5 % fiir die EU-28. Die jetzige Krise hat die EU in die
tiefste Rezession ihrer Geschichte getrieben; die Arbeitslosenquote diirfte deshalb von 6,7 % im Jahr 2019 auf 9 % steigen.

2.6. COVID-19 hat sich auch auf die Systeme der sozialen Sicherheit ausgewirkt, unter anderem auf die
Gesundheitsversorgung, die Arbeitslosenversicherung und die Renten. Diese Bereiche sind durch die Folgen der Pandemie
und die Finanzlasten insbesondere fiir die Soforthilfe und aufgrund des Aufschubs von Steuerzahlungen stark unter Druck
geraten. Einzelstehende und Familien haben nun geringere Einkommen und Einkommenseinbufen, und die Zahl der in
relativer Armut lebender Menschen diirfte in der EU steigen. Daher ist die Bewertung der sozialen Auswirkungen von
COVID-19 ebenso wie die der volkswirtschaftlichen Folgen.

2.7.  Aufgrund der sozialen Auswirkungen ist ein Umdenken dahingehend notwendig, dass der Schwerpunkt in der
Jahrlichen Wachstumsstrategie auf die soziale Dimension der EU gelegt werden sollte. Auf die sozialen Rechte wird
insbesondere unter dem Gerechtigkeitsziel der Jihrlichen Strategie fiir nachhaltiges Wachstum eingegangen: ,Um ihre
wirtschaftliche und soziale Leistungsfihigkeit zu verbessern, muss die EU die Grundsitze der europdischen Siule sozialer
Rechte uneingeschrinkt umsetzen®. Die Erfahrung mit COVID-19 hat aufgezeigt, welch wichtige Rolle das in der Jahrlichen
Strategie fiir nachhaltiges Wachstum dargelegte Europiische Arbeitslosengeldriickversicherungssystem (SURE) spielen
konnte und welche Unterstiitzung Arbeitnehmer in Zeiten exogener wirtschaftlicher Erschiitterungen erhalten konnten.
Durch COVID-19 diirften die bestehenden Ungleichheiten auf dem EU-Arbeitsmarkt weiter zunehmen, wobei
geringqualifizierte Arbeitnehmer in Niedriglohnbeschiftigungen und jiingere Arbeitnehmer sowie Frauen offenbar
besonders hart getroffen werden (). Die Jahrliche Wachstumsstrategie in der derzeitigen Form reicht nicht aus, um das
Verhaltnis zwischen sozialer und wirtschaftlicher Dimension in der EU ausgewogen zu gestalten. Daher ist es insbesondere
aufgrund der COVID-19-Effekte erforderlich, das Augenmerk stirker auf geringqualifizierte Erwachsene, die Defizite bei den
digitalen Kompetenzen und die Weiter- und Umschulung zu legen.

2.8.  Bei der wirtschaftlichen Erholung muss der europdische Griine Deal nach Ansicht des EWSA auch ein
wirtschaftlicher und sozialer Deal sein, der Unternehmern und Verbrauchern Anreize fiir die Umstellung auf nachhaltige
Produkte gibt und die Lebensqualitit der EU-Biirgerinnen und -Biirger dadurch verbessert, dass Schiden aufgrund des
Klimawandels und der Okowende verhindert werden. Dies wird im Ubrigen im Mechanismus fiir einen gerechten Ubergang
des Griinen Deals vorgeschlagen. In diesem Zusammenhang miissen die Vorschriften tiber staatliche Beihilfen dufSerst

C) Fana M., Tolan S., Torrejon S., Urzi Brancati C. & Ferndndez-Macias E, ,The COVID-19 confinement measures and EU labour
markets®, No. JRC120578, Gemeinsame Forschungsstelle, 2020.



11.1.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C 10/73

flexibel ausgelegt werden, um Anreize fiir Investitionen und direkte offentliche Beteiligungen an Unternehmen zur
Wiederbelebung der Wirtschaftstitigkeit und die Schaffung von guten Arbeitsplitzen in den vom Ubergang betroffenen
Regionen zu ermdglichen. Gleichzeitig sollte der Ubergang im Rahmen einer integrierten Strategie fiir soziales und
nachhaltiges Wirtschaftswachstum aktiv darauf ausgerichtet sein, Ungleichheiten abzubauen und Armut zu bekdmpfen.

2.9.  Produktivitit und Wirtschaftswachstum, die nachhaltig sind und sozialen Nutzen bringen, in Verbindung mit einem
adaptiven Strukturwandel sind auch notwendig, um einen angemessenen Sozialschutz finanzieren zu konnen, nicht zuletzt
angemessene Renten und Einkommen, gute Arbeitsplatze und hochwertige 6ffentliche Dienstleistungen wie insbesondere
Gesundheitsversorgung und Wohnungswesen.

2.10.  In der jahrlichen Strategie fiir nachhaltiges Wachstum ist auch von einer gerechten Besteuerung die Rede, denn es
besteht kein Zweifel daran, dass Steuerhinterzichung und -umgehung, Geldwische und ein bisweilen unerbittlicher
Niedrigsteuerwettbewerb es den Steuerbehorden sehr schwer gemacht haben, das Steueraufkommen zu erreichen, das
erforderlich ist, um die Bediirfnisse der Wirtschaft und der Menschen zu befriedigen. In der jihrlichen Strategie wird auch
die Rolle der Steuern fiir die Finanzierung des Wohlfahrtstaates bekraftigt: ,Die nationalen Steuer- und Sozialsysteme sollten
optimiert werden, sodass die Anreize fur eine Beteiligung am Arbeitsmarkt gestirkt, Gerechtigkeit und Transparenz erhoht
und die finanzielle Tragfihigkeit und Angemessenheit der Sozialsysteme [...] gewdahrleistet werden“. Auch hier ist
angesichts von COVID-19 eine gerechte Besteuerung nicht nur fiir die Unterstiitzung von Sofortmafnahmen, sondern auch
fir die Finanzierung mittel- und langfristiger nationaler und EU-Aufbaupline erforderlich, insbesondere fiir offentliche
Investitionen in Infrastruktur, Bildung, Gesundheitswesen und Sozialschutz.

2.11.  Eine makrookonomische Wirtschaftspolitik ist fiir ein nachhaltiges wirtschaftliches Wachstum nach wie vor
unverzichtbar. Aber in der ersten Jahrlichen Strategie fur nachhaltiges Wachstum im letzten Jahr wurden bedenkliche
Wachstumsaussichten dargelegt. Aufgrund von COVID-19 hat sich die Lage weiter verschlechtert, was einmal mehr die
Bedeutung der Einnahmen und Ausgaben der Staaten im Rahmen ihrer Fiskalpolitik deutlich macht, die ebenso wichtig ist
wie die Geldpolitik. Eine Riickkehr zur Sparpolitik ist angesichts der langwierigen Nachwirkungen der Finanzkrise keine
Option. Ein ausgeglichener Haushalt scheint nun fur die meisten, wenn nicht fiir alle Mitgliedstaaten zumindest kurz- und
mittelfristig kaum maglich zu sein. Das Ziel makrookonomischer Stabilitdt ist nichtsdestotrotz fiir einen wirtschaftlichen
Aufschwung von grofler Bedeutung. Es kann jedoch nur erreicht werden, wenn der Stabilitits- und Wachstumspakt
angesichts COVID-19 iiber die derzeitige, zeitlich beschrinkte Aktivierung der allgemeinen Ausweichklausel hinaus
tiberarbeitet wird. Zudem wird auch die Uberarbeitung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen fiir notwendig erachtet, um
unter anderem griine Investitionen zu foérdern.

2.12.  Der Semesterprozess mit dem Schwerpunkt wettbewerbsorientierte Nachhaltigkeit wird als genaues Beobach-
tungsinstrument und sensibler Indikator fur die notwendigen politischen Mafnahmen und Reformschritte weiter an
Bedeutung gewinnen. Wegen COVID-19 und des zentralen Schwerpunkts auf einem wirtschaftlichen Aufschwung kann das
angestrebte makrookonomische Wachstum jedoch nicht ohne sozialen Zusammenhalt und Nachhaltigkeit erreicht werden.
Es ist daher wichtig, eine starkere rechtliche Grundlage fur die Mitwirkung der Zivilgesellschaft als gleichberechtigte Partner
im Semester zu schaffen. Dariiber hinaus betont der EWSA, wie wichtig die Zeit nach COVID-19 fiir die EU sein wird. Thre
gesamte Relevanz fur die Menschen beruht auf der Effektivitat ihres Aufbauplans und ihrer Strategie fir nachhaltiges
Wachstum, was faktisch in ihrer Fihigkeit zu spiirbaren Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevolkerung zum
Ausdruck kommt.

3. Die EU-Reaktion auf COVID-19 und ihre Relevanz fiir die Wachstumsstrategie

3.1.  Die COVID-19-Krise hat die Wirtschaft in der EU und weltweit hart getroffen. Fiir einige Mitgliedstaaten droht nun
eine Rezession, potenziell mit schweren Folgen und historisch hoher Arbeitslosigkeit. Die erforderlichen Mafnahmen zur
Einddmmung der Ausbreitung der Krankheit haben zu einer erheblichen Verringerung von Angebot und Nachfrage gefiihrt.
Wirtschaftliche Tatigkeiten in den Bereichen Verkehr, Einzelhandel, verarbeitendes Gewerbe, Freizeit, Gastgewerbe,
Erholung, Handwerk und Kultur wurden stark in Mitleidenschaft gezogen. Und es ist offensichtlich, dass das Vertrauen der
Offentlichkeit in die Gesundheitsschutzmafnahmen gegen COVID-19 direkte und unmittelbare wirtschaftliche
Auswirkungen hat.

3.2.  Die Unterbrechungen der Lieferketten, die sich auf die verarbeitende Industrie auswirken, und die fallenden
Rohstoffpreise sowie stark ansteigende Preise fiir die Gesundheitsfursorge und IKT-Produkte haben die wirtschaftlichen
Auswirkungen von COVID-19 weiter verstirkt. Das beispiellose Ausmafl an Kreditfinanzierung durch die Mitgliedstaaten
zur Finanzierung ihrer Sofortmafinahmen gegen die Pandemie hat es eher schwierig gemacht, steuerliche Anreize in dem
Ausmaf$ zu gewihren, das zur Stabilisierung der Wirtschaft und zur Bewiltigung der Gesundheits- und menschlichen Krise
sowie letztlich fiir einen schnellen wirtschaftlichen Aufschwung nach der Krise erforderlich wire.
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3.3.  Kleine und mittelstindische Unternehmen (*), Selbststindige und Lohnarbeiter mit Null-Stunden-Vertragen hat die
Krise am hirtesten getroffen. Die Krise hat das Unternehmensumfeld fiir KMU dramatisch verdndert, was enorme negative
Auswirkungen auf Hunderttausende Mittelstandler in der gesamten EU zeitigt. Dieser Wandel gefihrdet auch die zentrale
Rolle, die die KMU im Alltag der Menschen spielen. Die KMU sind Trager der sozialen Stabilitit auf lokaler und regionaler
Ebene und bilden das Riickgrat der Wirtschaftstitigkeit in der Gesellschaft. Sie stehen im Mittelpunkt des europaischen
Sozialschutzmodells, bei dem die Betriebsinhaber stirker an einer mittel- und langfristigen Entwicklung ihres
Unternehmens und der lokalen Wirtschaft als an kurzfristigen Gewinnen und Umsitzen interessiert sind (°). Dariiber
hinaus tragen Handwerk und KMU seit jeher mafgeblich zu kulturellen Entwicklungen in ganz Europa bei und spielen eine
wichtige Rolle bei der Forderung eines nachhaltigen Wandels und der Erhaltung des Erbes, der Werte und des Knowhows.
Heute sind KMU mehr denn je entscheidende Faktoren fiir dynamische Stadtzentren und die Sicherung der Attraktivitit
landlicher Gebiete, da sie fiir den taglichen Bedarf der Bevolkerung Sorge tragen und soziale Stabilitit und Zusammenhalt
gewihrleisten.

3.4. Die aktuelle Krise droht, die Errungenschaften der Gleichstellung der Geschlechter zuriickzudringen und die
Feminisierung von Armut, die Ausgesetztheit gegeniiber Gewalt und die gleichberechtigte Teilnahme von Frauen am
Erwerbsleben zu verschirfen (°). Die Auswirkungen von COVID-19 lassen sich zwar in ihrer Ginze kaum abschitzen, sie
konnten aber durchaus die in Jahrzehnten erreichten Fortschritte bei der Armutsbekdmpfung zunichte machen und die
Ungleichheit in der EU und zwischen ihren einzelnen Gebieten verschirfen. Zur gleichen Zeit miissen die Mitgliedstaaten
moglicherweise mehr finanzielle und personelle Mittel als geplant bereitstellen, wenn sie die Nachhaltigkeitsziele fristgemafs
verwirklichen wollen.

3.5.  Die Schliefung von Schulen und Hochschuleinrichtungen hatte viele nachteilige Auswirkungen auf die Kinder und
Jugendlichen, u. a. Lernunterbrechungen. All das konnte Folgen auf die Entwicklung von Kompetenzen, auf berufliche
Aussichten und das jetzige und kiinftige Einkommen haben. Daher sollten mit den Aufbaumaflnahmen auch der
Breitbandzugang fiir einkommensschwache Haushalte und die Bereitstellung von Computern fiir Schulkinder zu
Bildungszwecken gefordert werden.

3.6.  Positiv ist, dass die digitalen Technologien in der Krise zu einem Faktor geworden sind, der die Geschiftskontinuitit,
das Online-Lernen und die zwischenmenschlichen Kontakte mehr denn je férdert, mit positiven Auswirkungen auf die
Psyche. Ungleichheit beim Zugang zur Breitbandkonnektivitit und zu IKT behindern jedoch eine effektive Fernteilnahme
und den Zugang zu Fernunterricht.

3.7. Von groferer Relevanz fir die Jahrliche Strategie fiir nachhaltiges Wachstum 2020 ist, dass die COVID-19-Krise
einen profunden negativen Einfluss auf die Bemithungen um ein nachhaltiges Wachstum haben kénnte. Ein lingerer
Konjunkturriickgang konnte die Umsetzung der Jahrlichen Strategie fiir nachhaltiges Wachstum und die fristgemafse
Verwirklichung der Verpflichtungen aus dem Pariser Abkommen iiber den Klimawandel und den Nachhaltigkeitszielen
beeintrichtigen. Die bittere Wahrheit ist, dass wir hétten besser fiir diese Krise gewappnet sein konnen, wenn die
Mitgliedstaaten vor der Krise nachhaltigere und wirtschaftlich resilientere Strategien eingefiihrt hétten. COVID-19 hat die
inhdrenten Schwichen der EU-Volkswirtschaften aufgedeckt, insbesondere ihr blindes Vertrauen in zumeist prozyklisch
wirkende wirtschaftspolitische Maffnahmen und in wirtschaftliche Bereiche, die sehr anfillig fiir exogene wirtschaftliche
Erschiitterungen sind.

3.8.  Auf politischer Ebene schreit diese Krise nach Politikern, die Entscheidungen treffen und von den Grundsitzen
Solidaritdt, Transparenz, Vertrauen und Zusammenarbeit {iberzeugt sind. Es ist nicht die Zeit fur Eigennutz,
Schuldzuweisungen oder Politisierung. Vor allem darf das Rechtsstaatsprinzip in Zeiten einer Krise nicht gelockert
werden. Es wird weithin angenommen, dass das Rechtsstaatsprinzip fur wirtschaftliches Wachstum essenziell ist (7). Aber
Rechtsstaatlichkeit ist klar ein mehrdimensionales Konzept, das eine Vielzahl einzelner Komponenten von der Sicherheit
von Personen und Eigentumsrechten bis hin zur Kontrolle der Regierung und Korruptionsiiberpriifungen umfasst. Das steht
nach Ansicht des EWSA mit wirtschaftlicher Nachhaltigkeit und somit mit der Jahrlichen Strategie fir nachhaltiges
Wachstum im Einklang.

3.9.  Die Reaktion der EU auf COVID-19 war sehr umfassend. Sie zielte darauf ab, die niederschmetternde Wirkung der
COVID-19-Krise abzumildern. Die nachstehende Abbildung 1 zeigt eine Zusammenfassung der in diesem Rahmen
ergriffenen Initiativen.

=

ECCP, ,European SMEs and the Impact of COVID-19% Forum der Europdischen Plattform fiir Cluster-Zusammenarbeit, 2020.
SMEunited, ,Exit & Recovery Strategy — COVID-19 crisis: Proposals from SMEunited*, Strategiepapier, 2020.

5. Pouliakas K. & Branka J., ,EU Jobs at Highest Risk of COVID-19 Social Distancing: Will the Pandemic Exacerbate Labour Market
Divide?, IZA—DiskussionSpapier Nr. 13281, 2020.

() Dam K. W, ,The law-growth nexus: The rule of law and economic development®, Brookings Institution Press, 2007.

—— —
273


https://smeunited.eu/admin/storage/smeunited/200421-am-commission-council-annex.pdf

11.1.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C 10/75

Abbildung 1
EU-Mafnahmen zur Bewiltigung der COVID-19-Pandemie

Next Generation EU COVID-19-Krisenhilfe

(750 Mrd. EUR) (540 Mrd. EUR) Europdische Zentralbank

Instrument des Europaischen
Stabilitdtsmechanismus fiir die Pandemiekrisenhilfe
zur Unterstiitzung von Landern des Euro-
Wahrungsgebiets (240 Mrd. EUR) 1350 Mrd. EUR fur das Befristete Programm zum
Ankauf von Unternehmens- und Staatspapieren

390 Mrd. EUR Zuschiisse; 360 Mrd. EUR Darlehen

672,5 Mrd. EUR fir die Aufbau- und Resilienzfazilitat
zur Unterstlitzung von Investitionen in die griine
Wirtschaft, die Digitalisierung und den Aufbau von
Resilienz

200 Mrd. EUR EIB-Liquiditétshilfen fiir Unternehmen

47,5 Mrd. EUR fiir ReactEU zur Unterstiitzung
wichtiger Sektoren bei der wirtschaftlichen
Erholung, zzgl. 30 Mrd. EUR zur Aufstockung der
existierenden kohasionspolitischen Instrumente
Zusatzliche 120 Mrd. EUR zur Ausweitung des
bestehenden Programms zum Ankauf von
100 Mrd. EUR fiir Ubergangsdarlehen zur Vermogenswerten (APP)
Finanzierung von nationalen Kurzarbeitsregelungen
(SURE-Instrument)

Finanziert durch eine voriibergehende Erhéhung der
Eigenmittel der Kommission um 0,6 Prozentpunkte

3.10.  All das wird dem Aufschwung der Wirtschaft der EU einen enormen Schub verleihen. Die Aufbau- und
Resilienzfazilitit (im Folgenden die ,Fazilitdt) wird umfassende finanzielle Unterstiitzung fiir 6ffentliche Investitionen und
dringend notwendige Reformen bieten, die die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten widerstands- und zukunftsfahiger
machen. Die Fazilitit wird den Mitgliedstaaten dabei helfen, wirtschaftliche und soziale Herausforderungen zu bewiltigen,
vor denen sie nach der Krise in wichtigen Bereichen wie Soziales, Beschiftigung, Kompetenzen, Bildung, Forschung und
Innovation sowie Gesundheit stehen, ebenso wie in Bereichen, die mit dem Unternehmenssektor, einschlieflich der
offentlichen Verwaltung und des Finanzsektors, zusammenhingen. Eine Frage, die angegangen werden muss, ist jedoch die
Fahigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten, Reformen umzusetzen und Infrastrukturinvestitionen zu férdern. Diese Fahigkeit ist
bei den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ausgeprigt, weshalb eine koordinierte Antwort auf EU-Ebene erforderlich sein
konnte um die Effizienz und Wirksamkeit der Investitionen sicherzustellen.

3.11.  Die Fazilitét soll auch in entscheidender Weise sicherstellen, dass Investitionen auf die Herausforderungen und den
Investitionsbedarf in Bezug auf den griinen und digitalen Ubergang ausgerichtet sind und dass dabei ein nachhaltiger
Aufschwung im Einklang mit der Jahrlichen Strategie fiir nachhaltiges Wachstum gewihrleistet wird. Investitionen in griine
und digitale Technologien werden dazu beitragen, die Energieeffizienz in verschiedenen Schliisselsektoren der Wirtschaft zu
steigern und Arbeitspldtze und nachhaltiges Wachstum zu schaffen. Das konnte der EU moglicherweise einen Vorteil als
Vorreiter im globalen Wettlauf um den Aufschwung verschaffen und auch dazu beitragen, dass die Union resilienter wird
und durch Diversifizierung der Hauptlieferketten weniger abhingig ist.

3.12.  Der Erfolg dieser Fazilitit hangt zum groffen Teil von der Ermittlung, Vorbereitung und Umsetzung relevanter
Projekte gemaf$ den im Europiischen Semester vorgelegen Priorititen ab. Auch eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die sich
eng an den politischen Vorgaben des Semesterprozesses orientiert, ist von entscheidender Bedeutung. Der EWSA
unterstiitzt die Ansicht, dass von der Fazilitdt unterstiitzte Aufbau- und Resilienzpléane fester Bestandteil des Prozesses sind,
mit dem die linderspezifischen Empfehlungen aus dem Européischen Semester umgesetzt werden sollen. Diese Instrumente
werden daher die Wirksamkeit des Prozesses erhéhen und die Umsetzung der Jihrlichen Strategie fiir nachhaltiges
Wachstum 2020 fordern.

3.13.  Dariiber hinaus ist der EWSA der Ansicht, dass die Instrumente das Wachstumspotenzial sowie die wirtschaftliche
und soziale Resilienz der betreffenden Mitgliedstaaten stirken und somit zur sozialen Kohision beitragen koénnten.
Auflerdem werden damit die Okowende und die Digitalisierung vorangetrieben, die fiir wirtschaftliche Nachhaltigkeit und
Resilienz erforderlich sind. Der EWSA bekriftigt abermals die wichtige Rolle der Regierungen bei der Entwicklung von
Projekten, die dem Gemeinwohl und der Wirtschaft insgesamt zugute kommen. Dariiber hinaus begriifit der EWSA die
Absicht der Kommission, den gesamten Prozess, also die Ermittlung, Entwicklung und Durchfihrung geeigneter Projekte,
zu iiberwachen, damit gewihrleistet ist, dass diese transparent durchgefiihrt werden. Nach Ansicht des EWSA muss die
Kommission jedoch gewihrleisten, dass diese Transparenz auch die Einbindung aller relevanten Interessentriger in den
Prozess umfasst.
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3.14.  Dementsprechend wird es entscheidend darauf ankommen, dass die im Rahmen des Aufbauplans ,Next
Generation EU” bereitgestellten Finanzmittel gemaf$ den Zielsetzungen der Jahrlichen Strategie fiir nachhaltiges Wachstum
denjenigen in gerechterweise zuginglich und verfiigbar gemacht werden, die am stirksten auf diese Finanzierung
angewiesen sind, insbesondere KMU. Es muss also gewiahrleistet werden, dass die fiir diese Zwecke vorgesehenen Mittel und
Forderungen iiber geeignete Kanidle wie nationale Entwicklungsagenturen ausgezahlt werden, da sich KMU iiblicherweise
iiber den Bankensektor finanzieren (¥). Der Zugang zu Finanzmitteln ist fiir KMU von grofiter Bedeutung, da sie sowohl in
der Notfallphase der Krise als auch in der Exit- und Erholungsphase Liquiditdt fur Investitionen in die Entwicklung des
Unternehmens hin zu einer digitalen und griinen Wirtschaft benétigen. Solche Investitionen helfen KMU, das Problem des
Zahlungsverzugs wirksam zu bewiltigen, und sichern ihnen damit auch ausreichende Liquiditat.

3.15.  Angesichts der beispielslosen Herausforderungen, vor denen KMU stehen, fordert der EWSA die Kommission auf,
ihre KMU-Strategie zu aktualisieren, um den neuen Gegebenheiten Rechnung zu tragen, die sich seit COVID-19 entwickelt
haben. Der EWSA fordert zudem, die Unternehmensférderung fiir KMU auf mehreren Ebenen und durch mehrere
Interessentrdger zu verwalten und zu steuern. Dabei kommt es darauf an, dass die Mafnahmen und Haushaltsmittel
zwischen den verschiedenen Verwaltungsebenen — EU-, nationale, regionale und lokale Ebenen — abgestimmt werden und
die Organisationen fiir Wirtschaftsférderung in den Beschlussfassungsprozess einbezogen werden.

3.16.  Die KMU bendtigen zudem Unterstiitzung von den nationalen Arbeitsschutzbehdrden und externen Stellen im
Bereich Arbeitsschutz, um die neuen Risiken im Zusammenhang mit COVID-19 zu bewerten und die erforderlichen
Mafinahmen ordnungsgemifl umzusetzen und die damit verbundenen Belastungen und Kosten zu reduzieren. Aulerdem
brauchen die KMU Unterstiitzung bei der Bereitstellung der erforderlichen personlichen Schutzausriistung fiir ihre
Arbeitnehmer im Betrieb. Transparenz und eine gute Kommunikation sind von grofer Bedeutung fiir Zulieferer, unter
Auftragnehmer und Kunden.

4. Wiederaufbau der EU und Jihrliche Strategie fiir nachhaltiges Wachstum

4.1.  Nach Ansicht des EWSA ist der Aufbauplan ,Next Generation EU begriifenswert und kommt zur rechten Zeit. Es
ist aber auch klar, dass es den Mitgliedstaaten und der Kommission enorme Anstrengungen abverlangen wird, diesen Plan
zusammen mit dem ordentlichen Gesamthaushaltsplan der EU fiir die Jahre 2021-2027 umzusetzen. Doch die Zeit dringt,
und jede unnétige Verzogerung bei der Annahme und Umsetzung der vereinbarten Mafnahmen konnte die wirtschaftliche
Erholung der EU und die Verwirklichung der Zielsetzungen der Jahrlichen Strategie fiir nachhaltiges Wachstum
konterkarieren und gleichzeitig die Erwerbsgrundlage und das Wohlergehen tausender Arbeitnehmer und Kleinunterneh-
mer in Europa gefahrden. Ebenso wichtig ist es, dass das Hauptziel — die Erfullung der Vorgaben der Jahrlichen Strategie fiir
nachhaltiges Wachstum — nicht wegen der wirtschaftlichen Herausforderungen oder aus politischen Opportunismus
gefahrdet wird. In Bezug auf den MFR 2021-2027 bedauert der Ausschuss, dass der urspriingliche Vorschlag der
Kommission vom Rat gekiirzt wurde. Der Vorschlag der Kommission wurde vom Europdischen Parlament und auch vom
EWSA in seiner Stellungnahme zum Mehrjdhrigen Finanzrahmen 2021-2027 (°) bereits fiir unbefriedigend befunden.

4.2, Daher gilt es, kontinuierlich die Umstellung auf ein Wachstumsmodell voranzutreiben, bei dem nichtwirtschaft-
lichen und inklusiven Zielen die gleiche Bedeutung beigemessen wird wie wirtschaftlichen Zielen. Es ist an der Zeit, dass die
EU mehr Ehrgeiz an den Tag legt und ein weiter gestecktes Ziel anstrebt, ndmlich die Befriedigung der Bediirfnisse moglichst
vieler Biirgerinnen und Biirger in der EU, vom Wohnraum bis zur Gesundheitsversorgung, und zugleich den Schutz unserer
Okosysteme, von einem stabilen Klima iiber fruchtbare Boden bis hin zu gesunden Ozeanen und einer schiitzenden
Ozonschicht. Mit anderen Worten, es gilt, den wirtschaftlichen Fortschritt als Mittel der Umstellung von einem nicht
nachhaltigen und nicht inklusiven Wachstum zu einem Wachstumsmodell mit mehr Nachhaltigkeit und Inklusivitdt zu
messer.

4.3.  Dariiber hinaus ist der EWSA der Ansicht, dass die durch die Krise verursachte Unterbrechung ein Umdenken
beziiglich der Ressourcennutzung und der Fragilitit der Lieferketten bewirkt. Gleichzeitig muss die EU zur Verbesserung
von Resilienz und Effizienz Ansitze wie die Kreislaufwirtschaft und den Klimaschutz stirken und nach Moglichkeit
ambitioniertere national festgelegte Beitrdge (angestrebte Verringerung der Treibhausgasemissionen) fordern.

4.4, In einer Wahrungsunion wie dem Euro-Wihrungsgebiet sind Koordination und effektive Risikoteilungsmecha-
nismen eine Notwendigkeit und sollten einen grofen fiskalpolitischen Schub ermdéglichen, der glaubwiirdig ist und
zeitgleich die Divergenzen innerhalb der Wihrungsunion verringert. Das ist nach Ansicht des EWSA fiir den
wirtschaftlichen Wiederaufbau und fir die Konjunktur genauso wichtig, wie die Schwichsten in der Gesellschaft zu
unterstiitzen. Wiederaufbau und Konjunkturbelebung sind erforderlich, um Arbeitsplitze und Wohlstand in der EU zu
schaffen, aber ebenso bedarf es umfassender und gezielter fiskalpolitischer Mafsnahmen zur Unterstiitzung der von
COVID-19 am stirksten betroffenen Personen. Die Manahmen umfassen eine Vielzahl an Mitteln, um den Zugang zur
Gesundheitsversorgung und die grundlegenden Lebensbedingungen sicherzustellen.

®) Bénassy-Quéré A., Marimon R., Pisani-Ferry J., Reichlin L., Schoenmaker D., & di Mauro B. W, ,COVID-19: Europe needs a
catastrophe relief plan. Europe in the Time of Covid-19% 2020, S. 103.
() ABIL. C 440 vom 6.12.2018, S. 106.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:C:2018:440:TOC
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4.5. Die oben erwihnten fiskalpolitischen Mafnahmen wiirden durch einem iiberarbeiteten Stabilitats- und
Wachstumspakt (SGP) unterstiitzt. Ein solcher iiberarbeiteter SGP sollte weniger Gewicht auf die Bemessung der
konjunkturbereinigten Haushaltsdefizite der Mitgliedstaaten legen. Stattdessen sollte der Fokus auf der Uberwachung des
Anstiegs der offentlichen Ausgaben liegen. Konkret wiirde sich jede Regierung zu Ausgaben verpflichten, die mit den
wirtschaftlichen Wachstumsaussichten und den erwarteten Steuereinnahmen sowie mit dem mittelfristigen Schuldenziel im
Einklang stehen. Das wiirde den Mitgliedstaaten mehr Spielraum fiir ihre Fiskalpolitik und fir nationale Entscheidungen (in
Partnerschaft mit den Interessentrigern) geben, um Konjunkturprogramme nach COVID-19 mit einer stirkeren Rolle der
Regierungen bei der Ankurbelung des wirtschaftlichen Aufschwungs aufzulegen. Selbstverstindlich ist die Gewéhrleistung
der makrookonomischen Stabilitit eine Voraussetzung fiir ein nachhaltiges und integratives Wirtschaftswachstum. Der
EWSA ist auflerdem der Ansicht, dass das Ziel der makrookonomischen Politik die Nachhaltigkeit des Wirtschaftswachs-
tums, der Umweltschutz und das soziale Wohlergehen in einer gerechten und nachhaltigen Art und Weise ist. Da
Arbeitslosigkeit und Unterbeschiftigung die Hauptursachen fur Armut sind, besteht eine wichtige Aufgabe darin, in der
Wirtschaft so weit wie moglich Vollbeschiftigung sicherzustellen.

4.6.  In der Wiederaufbau- und Aufschwungphase sollte der soziale Aspekt der wirtschaftlichen Dimension gleichgestellt
werden. Beim nachhaltigen Wirtschaften geht es um die enge Verbindung zwischen diesen beiden Dimensionen.
Wirtschaftliche Nachhaltigkeit (einschlielich Investitionen in das Anlagevermogen) hingt unmittelbar mit der
okologischen Dimension zusammen, z. B. sparsamer Umgang mit Ressourcen und Energie, hat aber auch eine soziale
Dimension, bei der die Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplatzen mit fairer Entlohnung und guten Arbeitsbedingungen
als ebenso wichtig betrachtet werden. Der EWSA ist zudem der Ansicht, dass die Beschiftigungsrichtlinien der EU
angesichts COVID-19 {iberarbeitet werden miissen, wobei zunichst eine Bewertung der Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt als Ausgangspunkt erstellt werden sollte.

4.7.  Ein nachhaltiges Wirtschaften unterstiitzt, wie in Punkt 4.6 genannt, die okologische Dimension. Und der
europdische Griine Deal kann als eine Moglichkeit betrachtet werden, sowohl wirtschaftlichen (als privaten und
gesellschaftlichen) Nutzen zu erbringen als auch Arbeitsplitze zu schaffen. Der EWSA unterstiitzt die Ansicht der
Kommission, dass der europdische Griine Deal eine Schliisselkomponente fiir den Wiederaufbau und Aufschwung sein
sollte, wobei nachteilige soziale Auswirkungen der Umstellung der Wirtschaft auf Nachhaltigkeit angegangen werden
miissen.

4.8.  Dieses Argument gilt insbesondere auch fur die Digitalisierung, wobei der Schwerpunkt auf Effizienz gelegt wird,
wobei nachteilige Effekte der Digitalisierung von Dienstleistungen auf ein Mindestmaf§ zu reduzieren sind. COVID-19 hat
die Bedeutung des digitalen Wandels fiir die Aufrechterhaltung der Geschaftstatigkeit deutlich gemacht. Die Digitalisierung
muss bei KMU in allen Sektoren schneller und umfassender vorangetrieben werden, wobei die Schwerpunkte auf die
praxisorientierte Forderung und Ausweitung digitaler Geschiftsprozesse in KMU, IT-Sicherheit und die Entwicklung
digitaler Kompetenzen gelegt werden miissen. Digitale Innovationszentren (DIH) miissen zudem technologieoffen sein und
die Digitalisierung lokaler KMU anstreben. Auch elektronische Behordendienste spielen eine wichtige Rolle, da mit ihnen
Verwaltungsformalititen online erledigt werden und so Hindernisse beseitigt und Prozesse beschleunigt werden konnen.
Durch die Digitalisierung, Initiativen fiir elektronische Behordendienste und den Abbau von Biirokratie und Verwaltungs-
aufwand fir die die KMU koénnen die Behorden ein besser zugingliches digitales Umfeld fiir Unternehmen schaffen.

4.9. Die Rechtsstaatlichkeit und insbesondere die wirtschaftspolitische Steuerung spielen bei der Erzielung eines
nachhaltigen Wirtschaftswachstums eine Schliisselrolle. Wirtschaftspolitische Steuerung ist ein wesentliches Mittel, um
soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit zu gewiahrleisten. Aber beziiglich der Nachhaltigkeit erfordert sie ein Verstindnis
und den Respekt fiir die Meinungen und Positionen der unterschiedlichen Interessengruppen in der Gesellschaft sowie den
Versuch, diese Unterschiede in Einklang zu bringen. In diesem Zusammenhang sind dringende Schritte notwendig, um die
gewerkschaftliche Organisation und Beteiligung von mehr Arbeitnehmern zu fordern, die derzeit nicht reprasentiert sind.

4.10.  Eine hohere Produktivitit ist ein entscheidender Faktor, um demografische Trends auszugleichen und die
Aufwirtskonvergenz zwischen Lindern und Regionen zu unterstiitzen, insbesondere zwischen jenen Lindern und
Regionen in der EU, die tiberdurchschnittliche Entwicklungs- und Produktivititsraten benétigen, um ein nachhaltiges
Wirtschaftswachstum zu erreichen. Damit eine Wirtschaft kiinftig weiterhin nachhaltig wiéchst, muss sie ihre
Wachstumsfihigkeit steigern, aber nur so weit, wie dieses Wachstum Wertschopfung fur die Wirtschaft, die Gesellschaft
und die Menschen bedeutet. Hohere Produktivitat ist dabei ein Mittel zum Zweck, nimlich zu dem Zweck besserer Lebens-
und Arbeitsbedingungen, die den arbeitsplatzspezifischen Fahigkeiten und Qualifikationen entsprechen. Vor diesem
Hintergrund miissen Strategien zur Stirkung der Wettbewerbsfihigkeit der Unternehmen auf den heimischen und globalen
Mirkten verfolgt werden, unter aktiver Beteiligung der Arbeitnehmer, um so ein giinstiges Klima fiir den sozialen Dialog zu
fordern.
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4.11.  COVID-19 ist ein Scheidepunkt fir die EU. Die Geschichte wird die Wirksamkeit unserer Reaktion nicht anhand
der Sofortmafinahmen zur Unterstiitzung Einzelner und privater Haushalte, die von den wirtschaftlichen und sozialen
Auswirkungen des Lockdowns betroffen sind, sondern daran beurteilen, inwieweit die mittel- und langfristige Reaktion zu
einem Wiederaufbau und einem Aufschwung fithrt, die fir Millionen von EU-Biirgern tatsichlich einen Unterschied
machen.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Présidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCWHENG
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Vorbemerkung

Diese Stellungnahme ist Teil eines Pakets von zwei Folgestellungnahmen: zur Empfehlung fiir eine Empfehlung zur Wirtschaftspolitik des
Euro-Wahrungsgebiets (COM(2019) 652 final), die Gegenstand dieser Stellungnahme ist, und zur Jahrlichen Strategie fiir nachhaltiges
Wachstum 2020 (COM(2019) 650 final). Die fritheren Vorschlige des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (EWSA) (3)
sollen hierin unter Beriicksichtigung der jiingsten Entwicklungen, der Auswirkungen und der Erholung von COVID-19 sowie der
verschiedenen Berichte und Empfehlungen im Rahmen des laufenden Europdischen Semesters aktualisiert und weiterentwickelt werden.
Dieses Stellungnahmepaket bildet den Gesamtbeitrag der Zivilgesellschaft der EU zur Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik fiir den
nichsten Zyklus des Europdgischen Semesters, der im November 2020 beginnen soll. Der EWSA fordert die Europdische Kommission
und den Rat auf, diesem Beitrag im Rahmen des ndchsten ,Herbstpakets* des Europdischen Semesters und des damit verbundenen
interinstitutionellen Entscheidungsprozesses Rechnung zu tragen.

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Der durch COVID-19 verursachte exogene symmetrische Schock hat tiefgreifende Folgen fiir die Wirtschaft des
Euro-Raums. In der Wirtschaftsprognose der Europaischen Kommission vom Frithjahr 2020 hief$ es, dass die EU in die
tiefste wirtschaftliche Rezession ihrer Geschichte eingetreten ist (*). In der Sommer-Wirtschaftsprognose 2020 (*) wird ,eine
noch tiefere und uneinheitlichere Rezession* prognostiziert.

1.2.  Die Vollendung des Binnenmarkts sowie die Gewihrleistung seiner raschen Erholung und vollen Funktionsfahigkeit
sollten weiterhin oberste Prioritit haben. Dazu gehort auch die Durchsetzung der 20 Grundsitze der europdischen Saule
sozialer Rechte.

()  Diese Stellungnahme wurde in der Mandatsperiode 2015-2020 des EWSA von Mihai Ivascu als Berichterstatter und Judith Vorbach
als Mitberichterstatterin erarbeitet. Die Stellungnahme wurde auf der ersten Plenartagung des EWSA in der Mandatsperio-
de 2020-2025 im Oktober 2020 von Judith Vorbach als Hauptberichterstatterin erldutert.

()  Siche Stellungnahmen des EWSA ,Jihrliche Strategie fiir nachhaltiges Wachstum 2020“ (ABL. C 120 vom 14.4.2020, S. 1) und
,Wirtschaftspolitik des Euro-Wahrungsgebiets (2020)“ (ABL. C 120 vom 14.4.2020, S. 7).

() Frithjahrsprognose 2020: https:|[ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_799.

() Sommerprognose 2020: https:|/ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1269.


https://www.eesc.europa.eu/de/our-work/opinions-information-reports/opinions/annual-sustainable-growth-strategy-2020
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2020:120:SOM:DE:HTML
https://www.eesc.europa.eu/de/our-work/opinions-information-reports/opinions/euro-area-economic-policy-2020
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2020:120:SOM:DE:HTML
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_799
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_1269
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1.3.  Prognosen zufolge werden Arbeitslosigkeit, Armut und soziale und wirtschaftliche Ungleichheit dramatisch
zunehmen und sehr viele Unternehmen werden in Konkurs gehen. Die Pandemie hat alle Mitgliedstaaten im Euro-Raum
getroffen, allerdings mit unterschiedlichen wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen. Aus Angst vor einer tiefen
Rezession reagieren die europiischen Biirger und Investoren verhalten und warten zuverldssigere Prognosen ab. Der EWSA
warnt auflerdem vor weiteren systemischen Risiken, die mit einem schweren wirtschaftlichen Einbruch einhergehen, wie
Instabilitit im Finanzsektor oder deflationdre Tendenzen.

1.4, Der EWSA fordert Solidaritit zwischen den Mitgliedstaaten des Euro-Raums und zwischen den Biirgern, um die
Ungleichheit in Bezug auf Einkommen und Wohlstand in der Gesellschaft zu verringern. Es wird erwartet, dass die
Pandemie schwerwiegende Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und die sozialen Bedingungen im Euro-Raum haben wird,
da sie zu mehr Arbeitslosigkeit, Einkommensungleichheit, Armut und sozialer Ausgrenzung fithrt. Es wird davon
ausgegangen, dass die Arbeitslosenquote im Euro-Raum im Jahr 2020 auf 9,6 % steigt und 2021 nur leicht auf rund 8,6 %
zuriickgeht. Dabei diirften erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten, Regionen und sogar
Bevolkerungsgruppen zutage treten. Es wird auch ein starker Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit erwartet, der durch eine
wirksame Jugendgarantie aufgefangen werden konnte. Weiterhin zichen Einkommens- und Wohlstandsungleichheit auch
eine Ungleichheit in Bezug auf Lebenserwartung, Zugang zu hochwertiger Bildung und Gesundheitsversorgung nach sich.
Bei kiinftigen politischen Maflnahmen der EU miissen auch die Auswirkungen der Krise auf benachteiligte Gruppen und
Menschen mit Behinderungen gebithrend beriicksichtigt werden.

1.5. Der EWSA geht davon aus, dass die Pandemie die Struktur unserer Wirtschaft verdndern und neue
Geschiftsmodelle hervorbringen wird. Europa ist bereits der Vorreiter bei der Kreislaufwirtschaft, der Okowende und
dem Klimaschutz. Eine rasche und effiziente Digitalisierung wiirde den Ubergang zu einem intelligenten griinen Wachstum
beschleunigen. Die EU muss diese Dynamik nutzen, um ihre Wettbewerbsvorteile zu konsolidieren und sicherzustellen, dass
Europa in wichtigen Schliisselbereichen — Digitalisierung, kiinstliche Intelligenz, Technologie, Dekarbonisierung sowie
nachhaltiges Wachstum durch Kreislaufwirtschaft — nach einer Spitzenposition strebt. Der EWSA betont, dass jetzt
gehandelt werden muss, und nicht erst, wenn die COVID-19-Pandemie vorbei ist.

1.6.  Der EWSA begriilt den Beschluss des Rates iiber den Aufbauplan der EU. Diesem Instrument wurde eine
Schliisselrolle bei der wirtschaftlichen Erholung Europas zugedacht, und es soll den Mitgliedstaaten helfen, die Pandemie zu
bekidmpfen und eine rasche und nachhaltige wirtschaftliche Erholung zu gewihrleisten. Die Aufbaupldne sollten mit der
Umsetzung der europdischen Siule sozialer Rechte und den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung verkniipft werden und
iberdies auf nachhaltiges und inklusives Wachstum abzielen.

1.7. Der Ausschuss ist der Auffassung, dass der ndchste mehrjahrige Finanzrahmen (MFR) die notwendigen Mittel
vorsehen sollte, um nachhaltiges und inklusives Wachstum zu gewihrleisten und die strategischen Ziele der EU zu
erreichen. Der EWSA muss feststellen, dass der Europdische Rat in Bezug auf den Umfang des MFR hinter den Forderungen
des Europiischen Parlaments und des EWSA zuriickgebliecben ist. Dariiber hinaus wurden die Betrige, die im
Aufbauinstrument der Europiischen Union als Ausgleich fiir die Kiirzungen im MFR vorgesehen waren, gestrichen oder
drastisch gekiirzt. AuRerst bedenklich findet der EWSA die Kiirzungen bei den Investitionen in Innovation, Forschung,
Digitalisierung und den Fonds fiir einen gerechten Ubergang. Er kritisiert auferdem, dass das Kriterium der
Rechtsstaatlichkeit fallen gelassen wurde.

1.8.  Der Druck auf die offentlichen Haushalte und die Schuldenstinde sind pandemiebedingt im gesamten Euro-Raum
gestiegen. Gleichzeitig wurden Verpflichtungen zur Bekdmpfung des Klimawandels und zur Forderung der Digitalisierung
eingegangen. Hochwertige Investitionen, die Mehrwert und gute Arbeitsplatze entstehen lassen, sind fiir die wirtschaftliche
und soziale Erholung von entscheidender Bedeutung. Der EWSA meint, dass erhohte Anstrengungen zur Bewiltigung der
Klimakrise, die Forderung gut bezahlter Arbeitsplitze und die Armutsbekdmpfung nicht nur Ziele an sich sind, sondern
auch der wirtschaftlichen Erholung dienen.

1.9.  Der EWSA hilt die Aktivierung der Ausweichklausel des Stabilitits- und Wachstumspakts fiir notwendig und warnt
vor einer Riickkehr zu den Regeln vor der Pandemie, weil dies zu Sparmaffnahmen in den am stirksten betroffenen Lindern
fuhren und den Nutzen des Aufbauinstruments schmilern wiirde. Der EWSA ist auflerdem der Auffassung, dass die
modernisierten Fiskalregeln erst nach einem deutlichen Riickgang der Arbeitslosigkeit wieder in Kraft gesetzt werden
sollten. Dariiber hinaus fordert der EWSA eine Neuausrichtung auf eine wirtschaftspolitische Steuerung, die sich an
Wohlergehen und Solidaritit orientiert, beispielsweise durch die Einfithrung einer ,goldenen Regel*.

1.10.  Die rasch eingefiihrte Flexibilitit bei der Verwendung von EU-Fonds, die den Mitgliedstaaten die Moglichkeit
einrdumt, Mitteliibertragungen zwischen Fonds, Regionen und politischen Zielen vorzunehmen, ist notwendig und
niitzlich. Allerdings meint der EWSA, dass die Mitgliedstaaten ihre Programmplanungskapazitit erheblich verbessern und
sicherstellen miissen, dass die bereitgestellten Mittel auch vollstindig ausgeschopft und effizient eingesetzt werden. Dies gilt
insbesondere fiir Investitionen mit unmittelbarer positiver Wirkung gegen die Rezession und/oder fiir Investitionen, die
dem Ubergang zu einer nachhaltigen, inklusiven, digitalisierten und CO,-armen Wirtschaft dienen.
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1.11.  Das Europdische Semester wurde nun in den Mittelpunkt der Aufbau- und Resilienzfazilitdt gestellt. Der EWSA
stellt fest, dass politische Gremien wie das Europiische Parlament und einige nationale Parlamente kaum oder gar nicht an
dem Prozess beteiligt sind, weshalb die demokratische Kontrolle unzureichend ist. Die Sozialpartner und die
Organisationen der Zivilgesellschaft sollten ebenfalls stirker einbezogen werden.

1.12.  Der EWSA geht davon aus, dass die Banken im Euro-Raum in der Krise als Stoldampfer fungieren werden, indem
sie Einzelpersonen und Unternehmen mit der notwendigen Liquiditit bzw. mit Krediten versorgen. Die Bankenunion
einschlieBlich Umsetzung des europiischen Einlagenversicherungssystems sollte unverziiglich vollendet werden. Die
Vollendung der Kapitalmarktunion sollte auf der Tagesordnung der EU einen ebenso hohen Stellenwert einnehmen.
Diesbeziiglich unterstreicht der EWSA, wie wichtig eine effiziente Finanzmarktregulierung ist, um Stabilitit im Finanzsektor
zu schaffen.

1.13.  Sozialpolitische Mafinahmen auf europiischer Ebene und im Rahmen des Europiischen Semesters sind
entscheidend, um Marktversagen zu korrigieren oder Marktentwicklungen auf nationaler Ebene zu unterstiitzen. Der EWSA
betont, dass die Beseitigung der massiven Ungleichheit zwischen und innerhalb der Mitgliedstaaten eine Voraussetzung fiir
die wirtschaftliche und soziale Resilienz ist.

1.14.  Der EWSA meint, dass bedeutende und rasche offentliche und private Investitionen in FUuE und Kompetenzen
unmittelbare Prioritdt haben miissen, damit die EU das Problem des Bevolkerungsriickgangs und der Bevolkerungsalterung
bewiltigen und die Digitalisierung vorantreiben kann. Die Regierungen sollten bereit sein, neue innovative Ideen zu férdern
und ihre Erprobung in Branchen mit hohem Wachstumspotenzial zu finanzieren.

1.15.  Die nationalen Sozialschutzsysteme miissen unterstiitzt werden. Um widerstandsfahige und solidarische
Strukturen zu schaffen, die den Euro-Raum in Krisenzeiten stabilisieren, sollte ein EU-Arbeitslosenriickversicherungssystem
eingefithrt werden. Dadurch wiirden auch die nationalen Systeme gestirkt, indem die Gewahrung von Finanzhilfen an die
solide Finanzierung der nationalen Systeme gekoppelt wird.

1.16.  Fur den EWSA stellt sich die Frage, wie die Mitgliedstaaten des Euro-Raums auf einen weiteren asymmetrischen
Schock nach der derzeitigen Situation reagieren wiirden, wenn nur ein oder zwei Mitgliedstaaten von einer anderen Krise
betroffen wiren. Der EWSA ist der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten des Euro-Raums verstirkt zusammenarbeiten
miissen und speziell konzipierte Instrumente bendtigen, um ihre Widerstandsfahigkeit und ihre Fahigkeit, symmetrischen
und asymmetrischen Schocks zu begegnen, zu stirken.

1.17.  Steuerhinterzichung, Aushohlung der Steuerbemessungsgrundlage, Gewinnverlagerung, Geldwische und Korrup-
tionsbekdmpfung sind fur viele Mitgliedstaaten nach wie vor heikle und politisch schwierige Themen. Der EWSA fordert
einen entschlossenen und gestrafften Zeitplan fiir Reformen der Steuerpolitik, um Schlupflocher zu schliefen und die
Steuerhinterziechung in der gesamten Union zu bekdmpfen, was nun noch wichtiger ist. Es gilt, eine moderne
EU-Steueragenda mit einem stdrkeren demokratischen Ansatz zu konzipieren, um die wirtschaftlichen, sozialen und
okologischen Herausforderungen der Zukunft zu bewiltigen. So befiirwortete der EWSA bereits letztes Jahr den Start einer
Debatte iiber die schrittweise Umstellung auf die Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit und das ordentliche
Gesetzgebungsverfahren in Steuerangelegenheiten. Gleichzeitig wurde anerkannt, dass alle Mitgliedstaaten und auch die
EU-Organe und -Einrichtungen jederzeit iiber angemessene Moglichkeiten verfiigen miissen, um am Entscheidungsprozess
teilzunehmen. Der EWSA fordert, die Vorschlige der Kommission so rasch wie moglich und im Einklang mit den in
fritheren EWSA-Stellungnahmen (°) formulierten Empfehlungen umzusetzen.

2. Einleitung und allgemeine Bemerkungen

2.1.  Im Februar 2020 hat der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) mit grofler Mehrheit eine
Stellungnahme zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wihrungsgebiets 2020 verabschiedet. Obwohl es im Euro-Raum noch
Wachstum gab, war seine Wirtschaft bereits durch eine besorgniserregende Konjunkturabschwichung sowie externe und
interne Ungleichgewichte gekennzeichnet. Seitdem haben sich mit der COVID-19-Pandemie, die sich schnell ausgebreitet
und alle Mitgliedstaaten getroffen hat, die wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen sowohl in Europa als auch weltweit
dramatisch verdndert. Dieser extreme exogene symmetrische Schock trifft die Wirtschaft des Euro-Raums und fithrt zu
einem Anstieg von Armut und Einkommensungleichheit. Laut Frithjahrsprognose 2020 der Europdischen Kommission
befindet sich die EU in der tiefsten Wirtschaftskrise ihrer Geschichte. In der Wirtschaftsprognose vom Sommer 2020
werden diese diisteren Aussichten bestitigt und eine ,noch tiefere und uneinheitlichere Rezession” vorausgesagt.

() Siche die Stellungnahmen des EWSA zu den Themen Steuerpolitik — ,Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit“ (ABL. C 353
vom 18.10.2019, S. 90) und ,Stirkung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums in der EU“ (ABL. C 364, 28.10.2020, S. 29).


https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2019:353:SOM:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2019:353:SOM:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:C:2020:364:TOC
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2.2.  Die EU hat den weltweit groften Binnenmarkt und die am zweithdufigsten genutzte Wahrung. Die gemeinsame
Wihrung kann ihr Potenzial jedoch erst dann voll entfalten, wenn alle Mitgliedstaaten sie eingefihrt haben und die
Wirtschafts- und Wihrungsunion (WWU) vollendet ist. Es besteht bei der Kommission zwar ein wachsendes Interesse an
einer Starkung der Rolle des Euro in der Welt, dies lasst sich jedoch nur erreichen, wenn die Rezession so weit wie moglich
abgemildert und im Anschluss direkt fiir ein dynamisches, inklusives und nachhaltiges Wachstum gesorgt wird. Daher ist es
ebenfalls erforderlich, die Mitgliedstaaten durch eine kohdrente und gezielte gemeinsame EU-Strategie zu unterstiitzen. Der
Prasident der Euro-Gruppe stellte in seiner Rede vom 11. Juni fest, dass die Koordinierung, insbesondere innerhalb des
Euro-Wihrungsgebiets, von entscheidender Bedeutung sei, um Gefille und die Verscharfung unserer Ungleichgewichte zu
vermeiden. Der Schutz der gemeinsamen Wahrung sei ebenso wichtig wie der Schutz des Binnenmarkts. Beide hingen
zusammen (°).

2.3, Der Binnenmarkt ist eine der bemerkenswertesten Errungenschaften des europiischen Projekts. Er hat den freien
und reibungslosen Handel zwischen den Mitgliedstaaten ermaoglicht und damit zur Wirtschaftskraft, zu Wohlstand und zu
einem der hochsten Lebensstandards weltweit beigetragen. Die Vollendung des Binnenmarkts, seine rasche Erholung und
seine volle Funktionsfdhigkeit sollten weiterhin oberste Prioritit haben, wobei die Brexit-Verhandlungen und die moglichen
Brexit-Auswirkungen zu beriicksichtigen sind. Dies schliefSt eine Sozialagenda mit Manahmen zur sozialen Aufwirts-
konvergenz mit ein, um faire und bessere Arbeitsbedingungen und eine gerechtere Verteilung von Einkommen und
Wohlstand zu gewéhrleisten. Die 20 Grundsitze der européischen Saule sozialer Rechte, wie der Grundsatz ,gleicher Lohn
fur gleiche Arbeit am gleichen Arbeitsplatz®, miissen ordnungsgemaf$ durchgesetzt werden, damit Maffnahmen zur sozialen
Konvergenz umgesetzt und bessere Arbeitsbedingungen erreicht werden konnen. Die negativen Auswirkungen der
Pandemie auf den Fortschritt bei den Nachhaltigkeitszielen sollten ebenfalls gemessen werden, und die EU sollte bestrebt
sein, die urspriinglichen Fristen einzuhalten.

2.4, In der Frithjahrsprognose betonte die Kommission, dass ,die [...] Pandemie [...] Verbraucherausgaben,
Industrieproduktion, Investitionen, Handel, Kapitalstrome und Lieferketten stark in Mitleidenschaft gezogen [hat]“ und
auch der Arbeitsmarkt stark betroffen sein wird. ,Zudem besteht die Gefahr, dass die Pandemie zu einem drastischeren und
linger andauernden Wandel der Einstellung gegeniiber globalen Wertschopfungsketten und der internationalen
Zusammenarbeit fithren konnte“, so die Kommission. Dariiber hinaus bestehen weitere Gefahren, wie die Schwere der
Pandemie, Konkurse, eine Bankenkrise, Liquiditatsprobleme und schwierige Verhandlungen. Die negativen Auswirkungen
auf den Arbeitsmarkt konnten von Dauer sein. In der Sommer-Wirtschaftsprognose wird davon ausgegangen, dass die
Wirtschaft des Euro-Wihrungsgebiets 2020 um 8,75 % und die Wirtschaft der EU insgesamt 8,3 % schrumpfen wird.

2.5. Infolge des durch die COVID-19-Pandemie ausgel6sten beispiellosen exogenen symmetrischen Schocks deuten die
Prognosen auf eine dramatische Zunahme von Arbeitslosigkeit, Armut und sozialer und wirtschaftlicher Ungleichheit sowie
der Zahl der Unternehmensinsolvenzen hin. Die Pandemie hat alle Mitgliedstaaten im Euroraum getroffen, allerdings mit
unterschiedlichen wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen. In einigen EU-Lindern werden diese Auswirkungen die
bereits bestehenden sozialen Probleme weiter verschirfen. Die BIP-Prognosen fir das Jahr 2020 reichen von einem
Riickgang von 4,6 % in Polen bis zu einem Riickgang von 11,2 % in Italien, und der Konjunkturriickgang 2021 wird sich
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat und von Region zu Region betrichtlich unterscheiden. Unterschiede beim Zugang bzw.
den Kosten der Kreditaufnahme zwischen den Mitgliedstaaten und das Fehlen einer europdischen Koordinierung der
Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik konnten sich auf die Fihigkeit der Mitgliedstaaten auswirken, die Krise zu
bewiltigen. Auflerdem konnten die Unterschiede bei der Fahigkeit zur Finanzierung der fur die Wiederbelebung der
Wirtschaft notwendigen Investitionen die gleichen Wettbewerbsbedingungen im Euro-Wihrungsgebiet verzerren. Dariiber
hinaus konnte die anhaltend hohe Ungleichheit zwischen den Mitgliedstaaten und zwischen den Regionen zu einer
Migration aus den drmeren in die reicheren Linder und somit zu einer problematischen Abwanderung von Fachkriften und
anderen sozialen Problemen fiithren.

3. Auswirkungen der COVID-19-Krise

3.1.  Auch heute, mehrere Monate nach Ausbruch der Pandemie, ist die Lage immer noch instabil. Die Prognosen dndern
sich monatlich und die Risiken nehmen zu. Es ist noch nicht absehbar, ob wir eine wellenférmig verlaufende Rezession in
W-Form bekommen werden, an die sich eine Erholung anschlieft, oder ein langes Tal der Rezession gefolgt von einer spiten
und langsamen Erholung, was komplizierter wire. Aus Angst vor einer tiefen Rezession reagieren die europdischen Biirger
und Investoren verhalten und warten zuverldssigere Prognosen ab. Der EWSA unterstreicht die wichtige Rolle, die
Aussichten fiir die makrookonomische Nachfrage spielen. Der Europiische Fiskalausschuss hat bereits erkldrt, dass auch im
Jahr 2021 eine umfangreichere und dauerhaftere fiskalische Unterstiitzung erforderlich sein wird, da die Lockerung des

(®  Anmerkungen von Mdrio Centeno im Anschluss an die Videokonferenz der Euro-Gruppe vom 11. Juni 2020
https:/[www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/06/11 [remarks-by-mario-centeno-following-the-eurogroup-video-
conference-of-11-june-2020/.


https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/06/11/remarks-by-mario-centeno-following-the-eurogroup-videoconference-of-11-june-2020/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/06/11/remarks-by-mario-centeno-following-the-eurogroup-videoconference-of-11-june-2020/
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Lockdowns langsamer verlaufen wird als urspriinglich erwartet und die Verbraucher voraussichtlich zum Sparen aus
Vorsicht neigen werden. Wenn Privathaushalte und Unternehmen im In- und Ausland weniger ausgeben, sind die
Staatsausgaben zusammen mit einer akkommodierenden Geldpolitik der einzige Weg, die Nachfrage zu stiitzen (). Der
EWSA unterstiitzt ausdriicklich diese Sicht und warnt aufierdem vor weiteren systemischen Risiken, die mit einem schweren
wirtschaftlichen Einbruch einhergehen, wie Instabilitit der Finanzmaérkte oder deflationdre Tendenzen.

3.2.  Der Druck auf die offentlichen Haushalte und die Schuldenstidnde sind pandemiebedingt im gesamten Euro-Raum
gestiegen, wenngleich von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat sehr unterschiedlich. Einige Linder hatten bereits vor der Pandemie
einen hohen Schuldenstand. Gleichzeitig wurden Verpflichtungen zur Bekdmpfung des Klimawandels und zur Forderung
der Digitalisierung eingegangen und sollen hochwertige Investitionen, die einen Mehrwert fordern und gute Arbeitsplatze
schaffen, entscheidend zur wirtschaftlichen und sozialen Erholung beitragen. Die EU sollte bestrebt sein, positive
Synergiceffekte zwischen offentlichen und privaten Investitionen zu nutzen und die kiinftige Umsetzung der
Strukturprogramme zu koordinieren.

3.3.  Infolge der Gesundheitskrise ist ein betrdchtlicher Riickgang von Angebot und Nachfrage in der gesamten EU zu
verzeichnen. Die Pandemie hat zunichst einen Versorgungsschock ausgelost, die Zweitrundeneffekte haben jedoch
inzwischen zu einem massiven Gesamtnachfrageschock gefithrt. Die Gesamtauswirkungen werden davon abhidngen,
welcher dieser beiden Schocks schwerer wiegen wird (¥). Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) wurden von der
Pandemie am hirtesten getroffen. Ohne spezifische und realistische KMU-Rettungspldne werden viele von ihnen in Konkurs
gehen. Die EU hat auf zentraler Ebene bereits Mafinahmen ergriffen, aber es liegt an den Mitgliedstaaten, die verfiigbaren
Mittel umgehend und koordiniert dort einzusetzen und umzuschichten, wo sie am dringendsten bendtigt werden. Die
Europiische Kommission sollte daher den entsprechenden Abruf der bereitgestellten Mittel sorgfiltig iberwachen.

3.4.  Die in den meisten Mitgliedstaaten verhdngten Lockdowns haben die Anfilligkeit langer Versorgungsketten und die
negativen Auswirkungen der Abhidngigkeit systemrelevanter Branchen von externen Lieferanten offengelegt. Daher ist ein
klarer und sorgfaltig konzipierter Strategieplan auf EU-Ebene erforderlich, der iiber offentliche Investitionen Anreize fiir
private Investitionen schafft. Die Privatwirtschaft kann ihre Abhdngigkeiten durch Wahl der Bezugsquellen fiir Rohstoffe,
Humanressourcen, Logistik usw. in erheblichem MafSe steuern. Die neue Industriestrategie sollte zur Minimierung dieser
Abhingigkeiten beitragen. Dariiber hinaus sollte in der EU und in den Mitgliedstaaten iiber eine nationale Produktion in
bestimmten Schliisselsektoren — v. a. medizinische Gliter — nachgedacht werden.

3.5.  Der EWSA hat bereits betont, dass es notwendig ist, ,fiir den (Wieder-) Aufbau integrierter industrieller
Wertschopfungsketten innerhalb der EU zu sorgen, um die strategische Autonomie und wirtschaftliche Widerstands-
fahigkeit Europas zu stirken” (). Am 13. Juni erkldrte die Prisidentin der Europiischen Zentralbank, dass sich der Antrieb
zur Schaffung widerstandsfahigerer Lieferketten als der fur die endgiiltige Vollendung des Binnenmarkts erforderliche
Beschleuniger erweisen konnte (1%). Dies wiirde auch helfen, gute und effiziente Arbeitsplitze zu erhalten, und es wiirde
Unternchmen helfen, Mehrwert zu schaffen, Wettbewerbsfihigkeit zu verbessern, Abhingigkeit zu verringern, negative
demografische Entwicklungen aufzufangen und eine Aufwirtskonvergenz zu erzielen.

3.6. Die Pandemie wird auch gravierende Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und die sozialen Bedingungen im
Euro-Raum haben. Die COVID-19-Krise diirfte die Arbeitslosigkeit, die Einkommensungleichheit, die Armut und die soziale
Ausgrenzung erheblich erhohen. In der Frithjahrsprognose 2020 wird davon ausgegangen, dass die Arbeitslosenquote im
Euro-Raum im Jahr 2020 auf 9,6 % steigt und 2021 nur leicht auf 8,6 % zuriickgeht, wobei auch hier erhebliche
Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten, Regionen und sogar Bevolkerungsgruppen zu erwarten sind. Einige
Branchen wie Tourismus, Gastronomie, Luftfahrt und Kultur konnten langfristig betroffen sein. Trotz umfassender
Stabilisierungsmafinahmen werden sich wahrscheinlich viele Menschen in einer prekiren Einkommenssituation befinden.
Am hirtesten wird es jene treffen, die bereits vor der Krise schutzbediirftig waren. Viele der Berufe, die sich wahrend der
Krise als systemrelevant erwiesen haben, sind grofenteils unterbezahlt und auf dem Arbeitsmarkt unterbewertet. Die
Auswirkungen der Krise auf benachteiligte Gruppen und Menschen mit Behinderungen miissen bei kiinftigen politischen
Mafinahmen der EU gebithrend beriicksichtigt werden. Auferdem wird ein starker Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit
erwartet, was die Notwendigkeit einer wirksamen und verstirkten Jugendgarantie und von Beschiftigungsférderungs-
programmen unterstreicht.

() Bewertung des angemessenen haushaltspolitischen Kurses fiir das Euro-Wahrungsgebiet 2021 (liegt nur in englischer Sprache vor):
https://ec.europa.eufinfosites/info/files/2020_06_25_efb_assessment_of_euro_area_fiscal_stance_en.pdf.
The European Central Bank in the COVID-19 crisis: whatever it takes, within its mandate.
Siche Stellungnahme des EWSA zur ,Industriestrategie (ABL. C 364 vom 28.10.2020, S. 108).

) The path out of uncertainty.
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https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/2020_06_25_efb_assessment_of_euro_area_fiscal_stance_en.pdf
https://www.bruegel.org/2020/05/the-european-central-bank-in-the-covid-19-crisis-whatever-it-takes-within-its-mandate/
https://www.eesc.europa.eu/de/our-work/opinions-information-reports/opinions/industrial-strategy
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:C:2020:364:TOC
https://www.ecb.europa.eu/press/key/date/2020/html/ecb.sp200613~890270bad1.en.html
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3.7. Der EWSA geht davon aus, dass die Pandemie die Struktur unserer Wirtschaft verdndern und neue
Geschiftsmodelle hervorbringen wird. Eine sektorspezifische Analyse hat ergeben, dass die Unterschiede bereits mehr
oder weniger erkennbar sind. Man sagt, dass jede Krise gleichzeitig auch eine Chance ist. Demnach miissen wir diese Krise
nutzen, um unsere Wettbewerbsvorteile auszubauen und sicherzustellen, dass Europa in wichtigen Schliisselbereichen —
Digitalisierung, kiinstliche Intelligenz, Technologie, Dekarbonisierung, nachhaltiges Wachstum dank Kreislaufwirtschaft
und inklusive Wirtschaft — nach einer Spitzenposition strebt. Dies erfordert eine starke Ausrichtung auf Investitionen in
Forschung und Innovation sowie in die Entwicklung von Kompetenzen und Fahigkeiten. Ein sicherer, berechenbarer und
wettbewerbsorientierter politischer Rahmen ist ein wichtiger Bestandteil eines giinstigen Umfelds fiir private Investitionen.
Ubergeordnet geht es darum, dass die EU den Unternehmen die richtigen Bedingungen bietet, damit sie den digitalen und
okologischen Wandel so gestalten konnen, dass neue Geschiftsmoglichkeiten und Arbeitsplitze und damit gleichzeitig ein
Nutzen auf vielen Ebenen entstehen.

3.8.  Die wachsende Zahl der Todesopfer und die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie sind ein
Hirtetest fiir das europdische Projekt. Mehr denn je muss der Euro-Raum jetzt Solidaritit und Stirke zeigen. Der EWSA
fordert entschlossenes Handeln, um die Einkommens- und Vermdgensunterschiede in den Gesellschaften auf nationaler
Ebene abzubauen, da diese auch mit Ungleichheit bei der Lebenserwartung und beim Zugang zu hochwertiger Bildung und
Gesundheitsversorgung einhergehen.

3.9.  Eine gut koordinierte europdische Gesundheitspolitik, die die Zusammenarbeit und die gegenseitige Unterstiitzung
der Mitgliedstaaten ermoglicht, wére ein wichtiger Trumpf bei der Uberwindung der Pandemie. Die gleichmiRige Verteilung
von Arzneimitteln, die die Ausbreitung von COVID-19 eindimmen koénnen, sollte eine Prioritit einer europiischen
Gesundheitspolitik sein und wiirde ein Zeichen der Solidaritit zwischen den Mitgliedstaaten setzen. Wenn es nicht gelingt,
die Pandemie zu iiberwinden, dann wird es keine starke und anhaltende wirtschaftliche Erholung geben.

4. Erholung von Wirtschaft und Gesellschaft

4.1.  Der EWSA betont, dass jetzt gehandelt werden muss, und nicht erst, wenn die COVID-19-Pandemie vorbei ist.
Politische Maflnahmen und Reformen miissen in Zeiten massiver Unsicherheit fortgesetzt werden. Dies bedeutet, dass
tiberfillige Debatten rasch weitergefithrt werden miissen, darunter bspw. die Uberpriifung der wirtschaftspolitischen
Steuerung, die Neufassung des Europdischen Semesters, der Beginn der Konferenz iiber die Zukunft Europas und die
Aktivierung wichtiger politische Mafinahmen wie die Verankerung der Nachhaltigkeitsziele im Regelungsrahmen. Die
COVID-19-Krise kann auch als eine Chance gesehen werden — die EU sollte sie mutig ergreifen.

4.2.  Der EWSA begrifit den Beschluss des Rates iiber den Aufbauplan der EU. Obwohl sich die Betrige aus
makrookonomischer Sicht bescheiden ausnehmen, handelt es sich um einen sehr bedeutungsvollen Schritt, da durch ihn die
EZB-Strategie, alles Erforderliche zu unternehmen (,whatever it takes“), nun von der gesamten EU getragen wird. Das
Aufbauinstrument, das innerhalb des MFR umgesetzt wird, hat eine Schliisselrolle fiir die wirtschaftliche Erholung Europas.
Es soll den Mitgliedstaaten helfen, die Pandemie zu bekdmpfen, und es soll eine rasche und anhaltende wirtschaftliche
Erholung gewihrleisten. Allerdings miissen noch einige Mangel behoben werden. Es muss sichergestellt werden, dass von
den landerspezifischen Empfehlungen und dem Europaischen Semester kein Risiko einer negativen Konditionalitit ausgeht.
Durch ihre Beriicksichtigung in der Fazilitdt fiir Wiederaufbau und Resilienz werden diese Empfehlungen in der Praxis sogar
noch verpflichtender. Konjunkturprogramme sollten auf nachhaltiges und inklusives Wachstum abzielen, indem der
Schwerpunkt verstirkt auf die Nachhaltigkeitsziele und die europidische Siule sozialer Rechte gelegt wird. Auch die
soziookonomische Lage der einzelnen Mitgliedstaaten sollte beriicksichtigt werden.

4.3, Der EWSA wiirdigt die sofortige Reaktion der EU und der Mitgliedstaaten auf die COVID-19-Pandemie. Der
Ausschuss ist der Auffassung, dass der nichste mehrjihrige Finanzrahmen (MFR) die EU mit den notwendigen Mittel
ausstatten sollte, damit nachhaltiges und inklusives Wachstum gewihrleistet werden und die EU reibungslos funktionieren
sowie ihre strategischen Ziele erreichen kann. Dies setzt ausreichende Mittel fiir FuE, Digitalisierung und Klimaschutz
voraus. Im MFR miissen die richtigen Prioritdten gesetzt werden, um den Zusammenhalt der Mitgliedstaaten im Euro-Raum
und in der EU insgesamt zu stirken. Der EWSA stellt fest, dass der Umfang des MFR auf dem Gipfel des Rates auf 1,05 % des
BNE der EU-27 festgelegt wurde. Dies ist weniger als die vom Europdischen Parlament und vom EWSA geforderten 1,3 %
und liegt sogar noch unter den im Mai 2018 vorgeschlagenen 1,1 % des EU-27-BNE. Dariiber hinaus wurden die Betrage,
die im Aufbauinstrument der Europdischen Union als Ausgleich fiir im MFR bspw. bei der Kohasionspolitik vorgenommene
Kiirzungen vorgesehen waren, gestrichen oder drastisch gekiirzt. Bedenklich findet der EWSA auflerdem die Kiirzungen bei
den Investitionen in Innovation, Forschung, Digitalisierung und den Fonds fiir einen gerechten Ubergang. Er kritisiert
auferdem, dass das Kriterium der Rechtsstaatlichkeit fallen gelassen wurde. Schlieflich dringt der EWSA auf rasche und
entschlossene Schritte zur Einfilhrung zusitzlicher Eigenmittel.
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4.4.  Der EWSA empfiehlt die umsichtige Wahrung eines Gleichgewichts zwischen angebots- und nachfrageseitigen
Mafinahmen. Auf der Nachfrageseite ist zu beriicksichtigen, dass mehr Investitionen im Euro-Raum in die Bewéltigung der
Klimakrise, die Bekimpfung der Arbeitslosigkeit, die Forderung gut bezahlter Arbeitsplatze und die Bekimpfung der Armut
nicht nur Ziele an sich sind, sondern auch positive Auswirkungen auf die Gesamtnachfrage haben und folglich auch die
wirtschaftliche Erholung ankurbeln kénnten.

4.5.  Der Europdische Stabilititsmechanismus (ESM) bietet die erforderlichen Instrumente zur Bewiltigung eines Schocks
wie COVID-19. Am 9. April 2020 beschloss die Euro-Gruppe, auf der Grundlage der Kreditlinie mit erweiterten
Bedingungen des ESM ein umfassendes Paket in Hohe von 540 Mrd. EUR einschlieRlich eines Darlehensinstruments in
Hohe von 240 Mrd. EUR (Pandemickrisenhilfe) aufzulegen, das allen Liandern des Euro-Wihrungsgebiets zur Verfiigung
gestellt werden sollte. Am 15. Mai 2020 entschied der Gouverneursrat des ESM, die Pandemiekrisenhilfe den
Mitgliedstaaten des Euro-Wihrungsgebiets zur Verfugung zu stellen. Auf der Grundlage der Bewertung, die die Europdische
Kommission in Abstimmung mit der EZB und in Zusammenarbeit mit dem ESM (") vornimmt, wird der ESM-Gouver-
neursrat iiber die Gewihrung der von den einzelnen Landern beantragten Unterstiitzung entscheiden.

4.6.  Der EWSA begrifit die rasche Aktivierung der Ausweichklausel des Stabilitits- und Wachstumspakts als einen
notwendigen Schritt. Der EWSA weist jedoch auf die Empfehlungen des Europdischen Fiskalausschusses hin, dass im
Frithjahr 2021 prizisiert werden sollte, wann und zu welchen Bedingungen hier ein Ausstieg oder eine Uberpriifung
angeboten werden sollte. In diesem Zusammenhang warnt der EWSA vor einer vorzeitigen Riickkehr zu den Regeln vor der
Pandemie. Dies wiirde Sparmafinahmen in den am stirksten betroffenen Lindern auslosen und jedweden Nutzen des
Aufbauinstruments schmilern. Weiterhin sollten neue Fiskalregeln erst nach einem deutlichen Riickgang der
Arbeitslosigkeit wieder in Kraft gesetzt werden.

4.7.  Der EWSA fordert den Ubergang zu einer wirtschaftspolitischen Steuerung, die sich an Wohlergehen und Solidaritit
orientiert. Der EWSA stimmt der Feststellung des Europaischen Fiskalausschusses zu, wonach der Tendenz zu Kiirzungen
offentlicher Investitionen, wenn die 6ffentlichen Finanzen unter Druck geraten, entgegengewirkt werden muss. Er begriifdt
die Bereitschaft des Fiskalausschusses, eine goldene Regel einzufiihren, sowie seine Empfehlungen, bestehende Mingel der
Haushaltsregeln zum Schutz staatlicher Investitionen nachzubessern, einschlieflich der Schaffung einer zentralen
Fiskalkapazitit (*2). Der EWSA ruft die Kommission auf, die laufende Uberpriifung fortzusetzen, um die Modernisierung des
Rahmens fiir die wirtschaftspolitische Steuerung zu beschleunigen. Zum Beispiel besteht trotz einer stark expansiven
Geldpolitik immer noch Deflationsgefahr.

4.8.  Die EU hat sich aktiv bemiiht, alle verfiigbaren Mittel zu mobilisieren, damit die Mitgliedstaaten umgehend auf die
Pandemie reagieren konnten. Der EWSA begriifSt die rasch eingefithrte Flexibilitit bei der Verwendung von EU-Fonds,
indem den Mitgliedstaaten die Mdglichkeit eingerdumt wurde, Mitteliibertragungen zwischen Fonds, Regionen und
politischen Zielen vorzunehmen. Gleichzeitig ist der EWSA der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten ihre Pro-
grammplanungskapazitdt erheblich verbessern und gleichzeitig sicherstellen miissen, dass alle eingesetzten Mittel
vollstindig ausgeschopft und effizient verwendet werden. Die Mittel miissen fiir Investitionen mit unmittelbarer positiver
Wirkung gegen die Rezession und/oder fiir Investitionen in den Ubergang der EU-Mitgliedstaaten zu einer nachhaltigen,
inklusiven, digitalisierten und CO,-armen Wirtschaft verwendet werden. Der EWSA fordert die Europaische Kommission
auf, einen strukturierten Uberblick tiber alle verfugbaren Ressourcen und Fonds zu geben.

4.9.  Das Européische Semester ist ein wichtiges Planungs-, Uberwachungs- und Steuerungsinstrument der Union und
wurde nun in den Mittelpunkt der Aufbau- und Resilienzfazilitit gestellt. Der EWSA wiirdigt die angekiindigte Reform des
Europdischen Semesters sowie seine vorgeschlagene neue Koordinierungsfunktion der Konjunkturmafnahmen unter
uneingeschriankter Achtung der Grundsitze des europdischen Griinen Deals (%), der europiischen Sidule sozialer Rechte (')
und der Ziele der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung (**). Der EWSA stellt fest, dass politische Gremien wie das
Europiische Parlament und einige nationale Parlamente kaum oder gar nicht an dem Prozess beteiligt sind, weshalb die
demokratische Kontrolle unzureichend ist. Die Sozialpartner und die Organisationen der Zivilgesellschaft sollten ebenfalls
starker einbezogen werden.

4.10.  Nach Auffassung des Ausschusses wire mehr Flexibilitdt im EU-Haushalt dufferst hilfreich, um negative Schocks
auffangen zu konnen, zumal dann, wenn diese Schocks nicht wirtschaftlichen Ursprungs sind. Der EWSA empfiehlt der EU,
die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in Krisensituationen unverziiglich zu verbessern. Bessere Protokolle und
eine bessere Zusammenarbeit wiirden eine rasche und koordinierte europdische Reaktion auf Katastrophen jeglicher Art
ermdglichen.

(") https://www.esm.europa.eu/content/europe-response-corona-crisis.

(") Bewertung des angemessenen haushaltspolitischen Kurses fiir das Euro-Wahrungsgebiet 2021 (liegt nur in englischer Sprache vor):
https://ec.europa.eufinfosites/info/files/2020_06_25_efb_assessment_of_euro_area_fiscal_stance_en.pdf.

("})  Ein europdischer Griiner Deal.

(") Europiische Sdule sozialer Rechte (ABL. C 428 vom 13.12.2017, S. 10).

() Ziele fiir nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen.


https://www.esm.europa.eu/content/europe-response-corona-crisis
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/2020_06_25_efb_assessment_of_euro_area_fiscal_stance_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2017:428:SOM:DE:HTML
https://sustainabledevelopment.un.org/?menu=1300
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4.11. Die Banken waren auf diese Krise besser vorbereitet als auf die Finanzkrise von 2008. Der EWSA erwartet, dass die
Banken im Euro-Raum in der Krise als Stofdampfer fungieren werden, indem sie Einzelpersonen und Unternechmen mit der
notwendigen Liquiditit bzw. mit Krediten versorgen. Die Bankenunion einschlieflich Umsetzung des europiischen
Einlagenversicherungssystems sollte so bald wie moglich vollendet werden. Auferdem sollte die Vollendung der
Kapitalmarktunion ganz oben auf der Tagesordnung der EU stehen. Dariiber hinaus unterstreicht der EWSA, wie wichtig
eine effiziente Finanzmarktregulierung fur die Erreichung von Stabilitit im Finanzsektor ist.

4.12.  Der EWSA verweist darauf, dass die Bekimpfung von internen und externen Ungleichgewichten und Ungleichheit
einerseits bedeutet, dass sozialpolitische Manahmen auf EU-Ebene und im Rahmen des Europdischen Semester auf den
Weg gebracht werden miissen, um Marktversagen zu korrigieren bzw. Marktentwicklungen auf nationaler Ebene zu
unterstiitzen. Auf der anderen Seite miissen bei allen wirtschaftspolitischen Mafnahmen der EU (von der Regulierung der
Finanzmirkte bis hin zu Maflnahmen zur Bekdmpfung des Klimawandels und der COVID-19-Krise) die entsprechenden
Verteilungseffekte beriicksichtigt werden. Das Wohlergehen der privaten Haushalte hingt zunehmend von europdischen
Faktoren ab, beispielsweise von einseitigen haushaltspolitischen Mafinahmen, einer schwachen sozialen Dimension oder
Verzogerungen bei der Vertiefung der WWU. Der EWSA betont, dass die Beseitigung der massiven Ungleichheit zwischen
und innerhalb der Mitgliedstaaten eine Voraussetzung fur die wirtschaftliche und soziale Resilienz ist.

5. Die nichsten Schritte

5.1.  Der EWSA ist der Auffassung, dass umfangreiche und rasche offentliche und private Investitionen in FuE und
Kompetenzen zu einer unmittelbaren Prioritit werden miissen, wenn die EU das Problem des Bevolkerungsriickgangs und
der Bevolkerungsalterung bewiltigen und die Digitalisierung vorantreiben will. Der EWSA hat bereits festgestellt, dass den
,Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen in Europa [...] Programme zur Ausbildung, Umschulung, Weiterbildung und zum
lebenslangen Lernen geboten werden [miissen], damit das Potenzial des technischen Fortschritts voll und ganz ausgeschopft
werden kann“ (). Die Regierungen sollten bereit sein, neue innovative Ideen zu fordern und ihre Erprobung in Branchen
mit hohem Wachstumspotenzial zu finanzieren.

5.2.  Um grofle soziale Hirten zu vermeiden, miissen die nationalen Sozialschutzsysteme unterstiitzt werden. Zur
Schaffung widerstandsfahiger und solidarischer Strukturen, die eine Stabilisierung des Euro-Wahrungsraums in Krisenzeiten
und eine Konsolidierung des Sozialschutzes in den Mitgliedstaaten ermdglichen, sollte ein europdisches Arbeitslosenriick-
versicherungssystem eingerichtet werden. Wie andere Arbeitslosenversicherungen wiirde es als automatischer Stabilisator
wirken und gleichzeitig im Falle schwerer Rezessionen die nationalen Arbeitslosenversicherungssysteme stiitzen. Dariiber
hinaus wiirde es die nationalen Systeme stirken, da die Finanzhilfen von einer soliden und solidarischen Finanzierung der
nationalen Systeme abhingig gemacht wiirden. Das Instrument fir die voriibergehende Unterstiitzung zur Minderung des
Risikos von Arbeitslosigkeit in Notsituationen (SURE) ist ein Schritt in die richtige Richtung. Es muss jedoch noch mehr
getan werden.

5.3.  Nach den Schitzungen der Europiischen Kommission von Ende Mai 2020 muss die EU mindestens 595 Mrd. EUR
jahrlich investieren, um den 6kologischen und digitalen Wandel zu verwirklichen (7). Der EWSA ist der Auffassung, dass die
wirtschaftliche Erholung in vollem Umfang auf die Grundsitze des Europaischen Griinen Deals und die Nachhaltigkeitsziele
abgestimmt werden muss. Europa ist bereits der Vorreiter bei der Kreislaufwirtschaft, der Okowende und dem Klimaschutz.
Nach Auffassung des EWSA wiirde eine rasche und effiziente Digitalisierung den Ubergang zu einem intelligenten griinen
Wachstum beschleunigen.

5.4.  Der EWSA hat wiederholt warnend darauf hingewiesen, dass ,Europas Prosperitit zunehmend gefihrdet ist, je
langer die gegenwirtige Sparpolitik ohne ein wirksames Investitionsprogramm anhalt“, und dass ,es eindeutig an einer
strategischen Vision fiir die Zukunft sowie an der notigen Kapazitit mangelt, um auf weitere Wirtschafts- und Finanzkrisen
angemessen zu reagieren”. Dariiber hinaus betonte der Ausschuss Anfang 2018, dass ,neue Finanzinstrumente zur
Krisenpravention und Abfederung prozyklischer Mafinahmen entwickelt werden miissen” (*¥). Der EWSA fordert erneut
spezifische Malnahmen zur Verringerung des Drucks auf die offentlichen Finanzen, sodass ein groferer Handlungsspiel-
raum bei der Bewiltigung externer Schocks entsteht.

5.5.  Der EWSA fragt sich, wie die Mitgliedstaaten des Euro-Raums nach der derzeitigen Situation und angesichts der
erwarteten schwierigen Erholung auf einen anderen asymmetrischen Schock reagieren wiirden — auch unter
Berticksichtigung der Unwigbarkeiten, mit denen das Euro-Raum nach wie vor konfrontiert ist. Wiirde die EU ebenso
unverziiglich und schnell reagieren, wenn nur ein oder zwei Mitgliedstaaten des Euro-Raums von einer weiteren Krise
betroffen wiren? Der EWSA meint, dass ein solcher (dufferst unerfreulicher) asymmetrischer Schock die Solidaritit der

() ABL C 228 vom 5.7.2019, S. 57.
(") SWD(2020) 98 final.
(%) ABL C 262 vom 25.7.2018, S. 28.


https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2019:228:SOM:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52020SC0098
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2018:262:SOM:DE:HTML
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Union und das Projekt als Ganzes auf die entscheidende Probe stellen wiirde. Deshalb ist der EWSA der Auffassung, dass die
Mitgliedstaaten des Euro-Raums enger zusammenarbeiten missen und spezielle Instrumente benotigen, um ihre
Widerstandsfahigkeit und ihre Fahigkeit, symmetrischen und asymmetrischen Schocks zu begegnen, zu verbessern. Neben
der Stirkung der wirtschaftlichen Widerstandsfahigkeit geht es auch darum, die Krisenfestigkeit des Arbeitsmarkts und die
soziale Resilienz zu stirken. Einer der Schliisselfaktoren fiir die Erreichung dieses Ziels ist die stirkere Einbeziehung der
Sozialpartner und der Organisationen der Zivilgesellschaft in alle Prozesse auf nationaler und européischer Ebene (*).

5.6.  Die steigenden Defizite und Schuldenstinde in der gesamten EU sollten uns veranlassen, unsere Steuerpolitik zu
iiberdenken. In diese Uberlegungen miissen ebenfalls alle anderen Elemente einbezogen werden, die sich auf die Steuern
auswirken. Steuerhinterzichung, aggressive Steuerplanung, Aushohlung der Steuerbemessungsgrundlage, Gewinnverlage-
rung, Geldwische und Korruptionsbekdmpfung sind fur viele Mitgliedstaaten politisch schwierige Themen. Wir kénnen
aber nicht linger so tun, als wiissten wir nichts davon. Der EWSA fordert eine grundlegende Reform der Steuerpolitik, um
Schlupflocher zu schlieen und die Steuerhinterziehung in der gesamten Union zu bekdmpfen. Dariiber hinaus fordert der
EWSA eine gut koordinierte Fiskalpolitik, um die Finanzlage, die Nachhaltigkeit der offentlichen Finanzen und die
Widerstandsfihigkeit gegeniiber Schocks im Euro-Wahrungsgebiet zu verbessern. Der EWSA bekriftigt aulerdem seine
Empfehlungen an die Mitgliedstaaten und die EU-Organe, Steuervermeidung und Steuerhinterziehung schneller zu
unterbinden, die nun noch mehr Gewicht haben. Es gilt, eine moderne EU-Steueragenda mit einem stirkeren
demokratischen Ansatz zu konzipieren, um die wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen Herausforderungen der
Zukunft zu bewiltigen. So befiirwortete der EWSA bereits letztes Jahr den Start einer Debatte iiber die schrittweise
Umstellung auf die Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit und das ordentliche Gesetzgebungsverfahren in
Steuerangelegenheiten. Gleichzeitig wurde anerkannt, dass alle Mitgliedstaaten und auch die EU-Organe und -Einrichtungen
jederzeit iiber angemessene Moglichkeiten verfigen miissen, um am Entscheidungsprozess teilzunehmen. Der EWSA
fordert, die entsprechenden Vorschlige der Kommission so rasch wie moglich und im Einklang mit den in friiheren
EWSA-Stellungnahmen (*°) formulierten Empfehlungen umzusetzen.

Briissel, den 29. Oktober 2020

Die Prasidentin
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Christa SCHWENG

(") Siehe Stellungnahme des EWSA ,Eine krisenfestere und nachhaltige europdische Wirtschaft“ (ABL. C 353 vom 18.10.2019, S. 23).
(*  Siehe Fuflnote 5.


https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2019:353:SOM:DE:HTML
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ANHANG

Folgende abgelehnte Anderungsantrige erhielten mindestens ein Viertel der Stimmen:

Ziffer 1.17

Andern:

1.17. Steuerhinterziehung, Aushohlung der Steuerbemessungsgrundlage, Gewinnverlagerung, Geldwdsche und Korruptionsbe-
kampfung sind fiir viele Mitgliedstaaten nach wie vor heikle und politisch schwierige Themen. Der EWSA fordert eine grundlegende
Reform der Steuerpolmk um Sch upﬂocher zu schlleﬁen und dle Steuerhmterztehung in der gesamten Union zu bekampfen Bﬂﬁ#bef

Begriindung

Die Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit in Steuerangelegenheiten ist ein sehr heikles Thema mit tiefen
Auswirkungen auf die Souverénitit der Linder in Wirtschaftsangelegenheiten. Aus guten Griinden ist die Besteuerung im
EU-Vertrag in der Zustindigkeit der Mitgliedstaaten belassen worden. Diese Griinde haben nichts an ihrer Bedeutung
eingebiifSt. Eine Anderung der Souverénitit konnte ferner die Erreichung der wirtschaftlichen und sozialen Widerstands-
fahigkeit erschweren. Angesichts der Komplexitit der Themen sollte hier kein neuer Standpunkt des EWSA zur
Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit in einigen Sitzen formuliert werden.

Ziffer 5.6
Andern:

5.6.  Die steigenden Defizite und Schuldenstinde in der gesamten EU sollten uns veranlassen, unsere Steuerpolitik zu iiberdenken. In
diese Uberlegungen miissen ebenfalls alle anderen Elemente einbezogen werden, die sich auf die Steuern auswirken. Steuerhinterzichung,
aggressive Steuerplanung, Aushohlung der Steuerbemessungsgrundlage, Gewinnverlagerung, Geldwidsche und Korruptionsbekdmpfung
sind fiir viele Mitgliedstaaten politisch schwierige Themen. Wir kdnnen aber nicht linger so tun, als wiissten wir nichts davon. Der
EWSA fordert eine grundlegende Reform der Steuerpolitik, um Schlupflocher zu schliefen und die Steuerhinterziehung in der gesamten
Union zu bekampfen. Dariiber hinaus fordert der EWSA eine gut koordinierte Fiskalpolitik, um die Finanzlage, die Nachhaltigkeit der
oﬁentllchen Fmanzen und dle Wlderstand_y‘ahlgken gegenuber Schocks im Euro—Wahrungsgeblet zu verbessern B&heﬁuﬁ{ersﬁtﬁ—éer

Begriindung

Die Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit in Steuerangelegenheiten ist ein sehr heikles Thema mit tiefen
Auswirkungen auf die Souverinitdt der Lander in Wirtschaftsangelegenheiten. Aus guten Griinden ist die Besteuerung im
EU-Vertrag in der Zustindigkeit der Mitgliedstaaten belassen worden. Diese Griinde haben nichts an ihrer Bedeutung
eingebiift. Eine Anderung der Souverinitdt kénnte ferner die Erreichung der wirtschaftlichen und sozialen Widerstands-
fahigkeit erschweren. Angesichts der Komplexitit der Themen sollte hier kein neuer Standpunkt des EWSA zur
Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit in einigen Sitzen formuliert werden.

Uber die beiden Anderungsantrige wurde gemeinsam abgestimmt und sie wurden mit 81 gegen 135 Stimmen bei 29
Enthaltungen abgelehnt.













ISSN 1977-088X (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2407 (Papierausgabe)

Amt fiir Veréffentlichungen
der Europdischen Union
L-2985 Luxemburg

LUXEMBURG




	Inhalt
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Integration von Frauen, Müttern und Familien mit Migrationshintergrund in den EU-Mitgliedstaaten und Zielsprachniveaus für die Integration“ (Sondierungsstellungnahme)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Diversity Management in den EU-Mitgliedstaaten“ (Sondierungsstellungnahme)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Sozialer Dialog als wichtiger Pfeiler wirtschaftlicher Nachhaltigkeit und Resilienz von Volkswirtschaften, unter Berücksichtigung des Einflusses lebendigen zivilgesellschaftlichen Dialogs in den Mitgliedstaaten“ (Sondierungsstellungnahme)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 hinsichtlich spezifischer Maßnahmen für Fahrzeuge der Klasse L aus einer auslaufenden Serie infolge der COVID-19-Pandemie“ (COM(2020) 491 final — 2020/0251 (COD))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2014/65/EU im Hinblick auf die Informationspflichten, die Produktüberwachung und die Positionslimits zur Förderung der wirtschaftlichen Erholung von der COVID-19-Pandemie“ (COM(2020) 280 final — 2020/0152 (COD)), „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/1129 im Hinblick auf den EU-Wiederaufbauprospekt und gezielte Anpassungen für Finanzintermediäre zur Unterstützung der wirtschaftlichen Erholung von der COVID-19-Pandemie“ (COM(2020) 281 final — 2020/0155 (COD)), „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/2402 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für Verbriefungen und zur Schaffung eines spezifischen Rahmens für einfache, transparente und standardisierte Verbriefung mit dem Ziel, die Erholung von der COVID-19-Pandemie zu fördern“ (COM(2020) 282 final — 2020/0151 (COD)), „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 mit dem Ziel, die wirtschaftliche Erholung von der COVID-19-Pandemie durch Anpassungen am Verbriefungsrahmen zu unterstützen“ (COM(2020) 283 final — 2020/0156 (COD))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/1011 im Hinblick auf die Ausnahme bestimmter auf Drittlandswährungen bezogener Wechselkurs-Referenzwerte und die Benennung von Ersatz-Referenzwerten für bestimmte eingestellte Referenzwerte“ (COM(2020) 337 final — 2020/0154 (COD))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zur „Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Europäische Kompetenzagenda für nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit, soziale Gerechtigkeit und Resilienz“ (COM(2020) 274 final) — „Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zur beruflichen Aus- und Weiterbildung für nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit, soziale Gerechtigkeit und Resilienz“ (COM(2020) 275 final)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu folgenden Vorlagen: „Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Förderung der Jugendbeschäftigung: eine Brücke ins Arbeitsleben für die nächste Generation“ (COM(2020)276 final) und „Vorschlag für eine Empfehlung des Rates ‚Eine Brücke ins Arbeitsleben — Stärkung der Jugendgarantie‘ und zur Ersetzung der Empfehlung des Rates vom 22. April 2013 zur Einführung einer Jugendgarantie“ (COM(2020) 277 final — 2020/132(NLE))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — EU-Strategie für die Rechte von Opfern (2020–2025)“ (COM(2020) 258 final)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über eine vorübergehende Ausnahme von bestimmten Vorschriften der Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Verwendung von Technik durch Anbieter nummernunabhängiger interpersoneller Kommunikationsdienste zur Verarbeitung personenbezogener und anderer Daten zwecks Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern im Internet“ (COM(2020) 568 final — 2020/0259 (COD))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in Bezug auf die Identifizierung von Steuerpflichtigen in Nordirland“ (COM(2020) 360 final — 2020/0165 (CNS))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU über ein Katastrophenschutzverfahren der Union“ (COM(2020) 220-2020/0097 (COD))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/848 über die ökologische/biologische Produktion hinsichtlich ihres Geltungsbeginns und bestimmter anderer in der genannten Verordnung angegebener Daten“ (COM(2020) 483 final — 2020/0231 (COD))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Eröffnung und Verwaltung autonomer Unionszollkontingente für die Einfuhr bestimmter Fischereierzeugnisse auf die Kanarischen Inseln im Zeitraum 2021 bis 2027“ (COM(2020) 437 final — 2020/0209 (CNS))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu „Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1999 (Europäisches Klimagesetz)“ (COM(2020) 563 final — 2020/0036 (COD))
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, die Europäische Zentralbank, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss der Regionen und die Europäische Investitionsbank — Jährliche Strategie für nachhaltiges Wachstum 2020“ (ergänzende Stellungnahme) (COM(2019) 650 final)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Empfehlung für eine Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-Währungsgebiets“ (ergänzende Stellungnahme) (COM(2019) 652 final)
	ANHANG


